
Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 
www.unsere-zeit.de 


Unsichere Republik 

2012 wurde erneut deut¬ 
lich, dass sich die Partei¬ 
enlandschaft im Umbruch 
befindet und die so ge¬ 
nannten „Volksparteien“ 
an Bindekraft verlieren. 

Seite s 


Rating-Agenturen 

Die finanzkapitalistische Durch¬ 
dringung der Welt machte drei 
Agenturen zu einer Art Zuchtmeis¬ 
ter, der alles und jedes im Hinblick 
auf Verwertbarkeit und Schulden¬ 
tragfähigkeit benotete. 
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Minister Rotzfrech 

Umfassende Internet-Kontrolle 
wollten schon frühere Bundesin¬ 
nenminister, am hemmungsloses¬ 
ten aber geht CSU-Friedrich vor. 
Er kämpft für verdachtsunabhän¬ 
gige Datensammelei 
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Wir nehmen den Kampf an! 



F reitag, 14. Dezember, 11.00 Uhr, 
Opel-Werk I in Bochum. Die 
Werksleitung hat die Tore schlie¬ 
ßen lassen. 

Der Grund: Über 3 000 Opel Beschäf¬ 
tigte aller drei Bochumer Werke ha¬ 
ben die Produktion unterbrochen und 
sich zu einer großen Protestkundge¬ 
bung versammelt. Vor dem Tor 4 an 
der Wittener Straße sammeln sich Me¬ 
dienvertreter, einige Montagsdemons¬ 
tranten, Menschen, die Solidarität be¬ 
kunden wollen. Hinter der Barriere 
bei den Opelanern ist die Stimmung 
gereizt, aber kämpferisch. Gekommen 
sind die Azubis der Ausbildungswerk¬ 
statt, die Beschäftigten der Getriebe¬ 
produktion von Werk II in Langendre¬ 
er, die Kolleginnen und Kollegen von 
den Bändern des Fahrzeugbaues aus 
den Hallen im Werk I, die Werksfeu¬ 
erwehr, die Beschäftigten des Ersatz¬ 
teillagers und viele andere. 

Rainer Einenkel, der Betriebsrats Vor¬ 
sitzende, eröffnet diese „Informations¬ 
veranstaltung“ und berichtet über die 
Verhandlungen in der sogenannten 
Einigungsstelle und die Forderungen 
der Belegschaft der Bochumer Opel- 
Werke. Einenkel: „Wir wollen nicht 
über Schließungspläne reden, sondern 
über eine Zukunft für das Bochumer 
Werk und alle anderen Standorte.“ 
Eine Forderung die von zahlreichen 
weiteren Belegschaftsmitgliedern im¬ 
mer wieder erhoben wird. „Wir wollen 
Autos bauen“, so der einhellige Tenor. 
Zu Wort melden sich auch Kollegen 
von Werk II, das schon 2013 geschlos¬ 
sen werden soll. Ein Kollege ruft 
am Mikro aus: „Die Schließung von 
Werk II werden wir nicht hinnehmen. 
Wir werden kämpfen“. Seine Kolle¬ 
gen halten ein Transparent hoch auf 
dem steht die Forderung „Langfristi¬ 
ge Komponentenstrategie“. Auch ein 
Azubi meldet sich zu Wort, weckt bei 
Rainer Einenkel Erinnerungen an sei¬ 
nen Berufsbeginn bei Opel, und ruft 
unter großem Beifall aus: „Wir Auszu¬ 
bildenden wollen kämpfen! Wir wol¬ 
len streiken!“ An die internationale 
Solidarität erinnert ein anderer Red¬ 


ner und sagt, dass wir uns nicht gegen¬ 
einander ausspielen lassen dürfen. 
Konsens ist bei den 3 000 an diesem 
Tag, dass die Schließung von Werk 
II nicht hingenommen werden darf 
und dass das Fahrzeugwerk erhalten 
werden muss. Am Nachmittag und 
in der Nacht folgen weitere Protest¬ 
aktionen. Rainer Einenkel kündig¬ 
te zum Schluss der Versammlung an, 
„dass wir nicht nur reden - wir werden 
auch handeln“. Und so war es in der 


Tat, die Bochumer Opel-Beschäftig¬ 
ten haben ihren Kampfeswillen deut¬ 
lich gemacht. Sie wollen den Kampf 
um den Erhalt des Werks II in Lan¬ 
gendreer fortsetzen, über dessen Ge¬ 
lände-Vermarktung Opel schon mit 
der Stadt und dem Land verhandelt, 
und die angekündigte Schließung der 
Autoproduktion im Werk I nicht hin¬ 
nehmen. Dass dieser Kampf ein lan¬ 
ger sein wird scheint allen klar zu sein. 
Klar ist aber auch, dass dieser Kampf 


eine große Solidarität erfordert, aus 
anderen Betrieben, den Gewerkschaf¬ 
ten und der ganzen Region. Ein ge¬ 
eigneter Termin, diese Solidarität zum 
Ausdruck zu bringen, wäre beispiels¬ 
weise der 8. Januar, wenn in Bochum 
weitere Verhandlungen mit der Ge¬ 
schäftsleitung anstehen. 

Günter Gleising 

(Mehr zu diesem Thema finden Sie auf 
den Seiten 3 und 8.) 


Mobilisieren wir gemeinsam 
für eine erfolgreiche Demonstration! 

Erklärung des Bündnisses der Demonstration im Rahmen der jährlichen Ehrung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 


Am 13. Januar 2013 werden erneut 
Zehntausende zum Friedhof der So¬ 
zialisten in Berlin Friedrichsfelde zie¬ 
hen. Im Rahmen des Stillen Geden¬ 
kens und der seit 1996 in der heutigen 
Form existierenden Demonstration 
werden wir Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht ehren, die am 15. Januar 
1919 von der Reaktion ermordet wur¬ 
den. Das Bündnis zur Vorbereitung 
der LL-Demonstration im Rahmen 
der Ehrung wendet sich, wie in den 
Vorjahren, mit einem Aufruf an Lin¬ 
ke unterschiedlichster Strömungen, an 
der Demonstration vom Frankfurter 
Tor nach Friedrichsfelde teilzuneh¬ 
men. Im Mittelpunkt der Demonstra¬ 
tionsvorbereitung steht die Notwen¬ 
digkeit, für Frieden, gegen imperia¬ 
listische Kriege und alle aggressiven 
Bestrebungen der EU und der NATO 
zu kämpfen. Auf der Demonstration 
wird sich wderspiegeln: Wir lehnen 


jegliche Auslandseinsätze der Bun¬ 
deswehr und nicht minder Rüstungs¬ 
exporte ab. Wir sind solidarisch mit 
allen gegen Ausbeutung Kämpfenden 
und demonstrieren gegen Sozial- und 
Demokratieabbau. Und: Wir wehren 
uns gegen die stetig brutal agierenden 
Nazis. 

Auf der Demonstration ist Platz für 
die unterschiedlichsten linken Orga¬ 
nisationen und Gruppierungen. Das 
ist kein Lippenbekenntnis, sondern 
eine vieljährige Erfahrung. Nicht alles, 
was im Rahmen der Demonstration 
gezeigt und gerufen wird, entspricht 
den Überzeugungen des Demo-Bünd¬ 
nisses. Was viele wahrscheinlich nicht 
wissen ist, dass unser Bündnis ebenso 
wenig eine Stalinverehrung wünscht, 
wie die Besudlung des Steins des An¬ 
stoßes. Wir haben uns zu beidem im¬ 
mer wieder eindeutig geäußert. Wir 
haben alle Versuche zunichte ge¬ 


macht - und derer hat es mehr als ge¬ 
nug gegeben - dass Transparente mit 
dem Konterfei Stalins an die Spitze 
der Demo gelangen. Zu verhindern, 
dass einzelne solcher Transparente 
in der Demo mitgeführt werden, ist 
uns nicht möglich. Doch dies ist kein 
Grund, die LL-Demonstration fak¬ 
tisch zu spalten. 

Das Bündnis unterstützt die von Ellen 
Brombacher und Klaus Meinel im jw- 
Interview vom 11.12.2012 geäußerten 
Positionen zu dieser Frage ebenso, wie 
zu den anderen Problemkreisen. 

Die LL-Ehrung ist die größte und 
breiteste regelmäßig stattfindende 
linke Manifestation in Deutschland 
mit wachsender internationaler Be¬ 
teiligung. Gerade in Anbetracht ei¬ 
nes faktischen Gegenbündnisses, ei¬ 
ner sich als alternativ bezeichnenden 
Demonstration und der Tatsache, dass 
der Berliner Landesvorstand sowie 


der Bundesvorstand der LINKEN 
diese sich als alternativ bezeichnende 
Demonstration als Teil der Ehrung 
verstehen, werden wir einen Monat 
vor dem ehrenden Gedenken nieman¬ 
dem die Freude machen, uns in endlo¬ 
sen Polemiken zu verlieren. 

Wir bitten, wie stets, alle, die das 
möchten, an unserer Demonstration 
teilzunehmen. Wenn mancher oder 
manchem der Weg zu weit ist, kann 
man auch an den U-Bahnhöfen Frank¬ 
furter Allee, Magdalenenstraße und 
selbst am Bahnhof Lichtenberg noch 
zu uns stoßen. Wenn unsere Demons¬ 
tration wachsen soll in Zahl und poli¬ 
tischer Breite, dann muss sie sich auf 
die im Aufruf formulierten Gemein¬ 
samkeiten orientieren. Mobilisieren 
wir gemeinsam für eine erfolgreiche 
Demonstration am 13. Januar 2013, 
beginnend um 10.00 Uhr am Frank¬ 
furter Tor in Berlin-Friedrichshain. 


Thema der Woche 


Alle Jahre wieder- 
Widerstand! 

Aktionsfotos 2012 und ein Jahres¬ 
rückblick von Bettina Jürgensen, Vor¬ 
sitzende der DKP 
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Kuba-Solidarität 

Essen, 13. Dezember 2012 

An den Botschafter der Republik Kuba 

Lieber Genosse Raul Becerra, 
liebe Genossinnen und Genossen, 
wir haben heute den Betrag von 
15 000 Euro auf das von der Bot¬ 
schaft Kuba genannte Konto überwie¬ 
sen. Dieses Geld ist auf Grund eines 
Spendenaufrufes der Deutschen Kom¬ 
munistischen Partei auf unser Kuba- 
Solidaritätskonto eingegangen. Es soll 
bei der Beseitigung der Schäden hel¬ 
fen, die auf Kuba durch den Hurrican 
„ Sandy “ entstanden sind. 

In tiefer Verbundenheit mit dem sozi¬ 
alistischen Kuba. 

Bettina Jürgensen, 

Vorsitzende der DKP 
Werner Sarbok, 

Bundeskassierer der DKP 


Auf zur 

Liebknecht- 

Luxemburg- 

Demonstration 

13. Januar 2013 
10 Uhr, Frankfurter Tor 
★ 

Liebknecht-Luxemburg- 
Lenin-Veranstaltung - 
Jahresauftakt der DKP 

12. Januar 2013 
Münzenberg-Saal im ND-Gebäu- 
de, Franz-Mehring-Platz i 
(nahe Ostbahnhof) 

Beginn: 19 Uhr (Einlass ab 18.30 
Uhr) 

Gastrednerin: Maite Mola, Sekretä¬ 
rin für Internationale Beziehungen 
der Kommunistischen Partei Spani¬ 
ens, Vize-Vorsitzende der Europäi¬ 
schen Linken 


Jugendpolitischer 
Ratschlag der DKP 

26. Januar 2013 

11.00 Uhr-17.00 Uhr 

Freizeitheim Linden 
Windheimstraße 4 
30451 Hannover 

JUMP-UP-Beilage in der UZ 

Die bestehenden Verhältnisse zum 
Tanzen bringen - hier kommt die Mu¬ 
sik dazu! 

Der Schallplattenversand JUMP UP 
wurde 1993 gegründet, weil nach der 
sogenannten „Wende“ die linke Musik 
fast verschwunden war. Der Versand 
fing mit Platten von Ton Steine Scher¬ 
ben, Slime und Mimmi's an. Im Laufe 
der Zeit wurde das Programm ergänzt 
mit Ernst Busch, Brecht, Eisler, Gisela 
May, Degenhardt und Süverkrüp und 
später mit fortschrittlicher Musik aus 
Nordamerika, Italien, Irland und dem 
Baskenland. Insgesamt bietet JUMP 
UP jetzt ca. 4 000 Titel an, auch aus 
den Bereichen Weltmusik, Chanson, 
Blues, Pop, Jazz. JUMP UP gibt auch 
selbst CDs heraus: Solidaritätssam¬ 
pler für die „Rote Hilfe“ und für Mu- 
mia Abu-Jamal, Aufnahmen von Bernd 
Köhler (Schlauch), ewo2, Blandine 
Bonjour und Bernd Köhler, Cochise, 
Alistair Hulett. 

Dieser UZ liegt eine Beilage mit einer 
umfangreichen Auswahl aus dem Pro¬ 
gramm von JUMP UP bei. 
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Minijobs verdrängen 
auskömmliche Arbeit 


Die Etablierung des Niedriglohn¬ 
sektors ist die Grundlage für den 
von der Bundesregierung verkün¬ 
deten wirtschaftlichen Erfolgskurs 
Deutschlands. Nun heißt es in einer 
neuen Untersuchung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) es gebe „deutliche Hinweise“, 
dass Minijobs insbesondere in Klein¬ 
betrieben sozialversicherungspfhch- 
tige Stellen ersetzen. Gerade im Ein¬ 
zelhandel und Gastgewerbe ist das 
so. Das IAB hat auch untersucht, 
wie sich die Zahl der Beschäftigten 
in den Betrieben entwickelt hat und 
stellte fest: Betriebe verringern die 
Zahl ihre sozialversicherungspfhch- 
tig Beschäftigten, wenn sie Minijobs 
schaffen. 

Besonders in den Kleinbetrieben ist 
die Verdrängung von Normalarbeits¬ 
plätzen durch Minijobs zu erkennen. 
Als Kleinbetrieb gilt übrigens auch 
eine Supermarkt-Filiale mit weniger 
als zehn Beschäftigten, wenn sie zu 
einem Konzern gehört. 

Offiziell arbeiten fast 7,5 Millionen 
Menschen in Minijobs, davon 2,5 
Millionen im Nebenjob. Ihre Zahl 
hat sich seit 1999 verdoppelt. Mini¬ 
jobs sind damit nach der Teilzeitbe¬ 
schäftigung die am weitesten verbrei¬ 
tete „atypische“ Beschäftigungsform 
in Deutschland. Für rund fünf Milli¬ 


onen ist der Minijob die einzige be¬ 
zahlte Tätigkeit, die anderen üben 
den Job neben einer „normalen“ Be¬ 
schäftigung aus. Der Zusammenhang 
mit den Hartz-Gesetzen ist offen¬ 
sichtlich: Seit 2003 hat sich die Zahl 
der Minijober um ein Drittel erhöht. 
Minijober verdienen derzeit maximal 
400 Euro im Monat bei einem Job, 
dessen Stundenzahl in einer Grauzo¬ 
ne hegt, um die sich niemand küm¬ 
mert und für die es keine Kontroll- 
instanz gibt. Früher waren höchstens 
15 Stunden pro Woche erlaubt, aber 
das wurde 2003 aufgehoben und so 
kann ein Minijob, bei entsprechend 
miesem Stundenlohn, durchaus auch 
ein Ganztagsjob sein. Die 400 bzw. 
ab 2013 450-Eurojobs verteilen sich 
hauptsächlich auf: Groß- und Einzel¬ 
handel, Gebäudebetreuung, Grund¬ 
stücks- und Wohnungswesen, Gas¬ 
tronomie und Gesundheitswesen. 
Wen wundert es da, dass zwei Drit¬ 
tel der so Beschäftigten Frauen sind. 
Der Kapitalismus proütiert von ei¬ 
ner in Männer und Frauen, Deut¬ 
sche und Ausländer, Junge und Alte, 
Stammbelegschaft und Prekärbe¬ 
schäftigte gespaltene Belegschaft. 
Uns kommt das zu teuer. Wir können 
uns den Kapitalismus wirklich nicht 
mehr leisten. 

Wilhelm Dömer 


Großer Erfolg in Essen 


Bereits im Mai dieses Jahres wur¬ 
de durch unser Bürgerbegehren die 
Schließung von Stadtteilbibliotheken 
verhindert. Jetzt haben wir auch Plä¬ 
ne die Öffnungszeiten in den Stadt¬ 
teilen zu reduzieren und dazu Perso¬ 
nal abzubauen durchkreuzt. Das ist 
ein großartiger Erfolg und zeigt, dass 
man sich wehren kann. 

Wir gratulieren und bedanken uns 
bei allen Aktiven und bei allen Bür¬ 
gerinnen und Bürgern, die unser 
Bürgerbegehren unterstützt haben. 
Wir haben deshalb gestern entschie¬ 
den, die Unterschriftensammlung 
einzustellen. 

Wir haben aber auch beschlossen, 
dass unser Engagement weitergeht. 
Wir werden jetzt das Bürgerbegeh¬ 


ren „kulturgut Essen“ unterstützen, 
um weitere Kürzungen im Bildungs¬ 
und Kulturbereich (unter anderem 
Volkshochschule und Folkwang-Mu- 
sikschule), die der Rat beschlossen 
hat, zu verhindern. 

„Unser Erfolg macht Mut und gibt 
uns Kraft, diesen Schwung werden 
wir jetzt nutzen. Wir rufen alle Ak¬ 
tiven, alle Bürgerinnen und Bürger 
auf: Unterschreiben Sie das Bürger¬ 
begehren „kulturgut Essen“, bleiben 
Sie aktiv oder werden Sie es. Wer sich 
nicht wehrt, der lebt verkehrt“, so 
Dagmar Kunellis, Gisela Kühn und 
Patrik Köbele. 

Bürgerbegehren „Erhaltet die 
Bibliotheken “ Essen 
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DKP München fordert freie Fahrt für alle Bürger! 

Erfolgreiche Aktion gegen Fahrpreiserhöhung bei der Münchner Verkehrsgesellschaft 



Am 9. Dezember hat die Münchner 
Verkehrsgesellschaft (MVG) die Prei¬ 
se erhöht. Eine Einzelfahrkarte kostet 
zehn Cent mehr. Auch die Streifenkar¬ 
te wurde um 50 Cent teurer. 

Das ist unsozial und ökologisch falsch, 
heißt es in einem Flugblatt der DKP. 
Deshalb „erstattete“ die DKP Mün¬ 
chen den Münchner Bürgerinnen am 
Dienstag, den 11.12.12 symbolisch die 
10-Cent-Erhöhung für den Einzelfahr¬ 
schein. An der Universität, am Rosen- 


heimerplatz und am Rotkreuzplatz 
staunten die Passanten nicht schlecht, 
als sie bei dichtem Schneetreiben eine 
Postkarte mit einem aufgeklebten 
„Zehnerl“ und dem Hinweis bekamen: 
Heute zahlen wir Ihnen die Fahrpreis¬ 
erhöhung, ab morgen müssen Sie sel¬ 
ber zahlen. 

Dass es auch ganz anders geht, zeige 
die estnische Hauptstadt Tallin, heißt 
es in dem Flugblatt weiter. Dort ist 
ab dem 1. Januar 2013 die Benutzung 


sämtlicher Nahverkehrsmittel kosten¬ 
los. 

Die Forderung nach Nulltarif in Bus 
und Bahn gibt es in vielen Städten. 
Durchsetzen lässt sich dieser nur, 
wenn wir uns alle gemeinsam dafür 
einsetzen. Denn München ist eine rei¬ 
che Stadt, der Reichtum ist nur falsch 
verteilt. 

Die DKP München fordert: 

★ Öffentliche Gelder für den MVG 
statt für die Rettung von Banken! 

★ Zuerst: Keine Tariferhöhungen 
mehr und ein Sozialticket & ein Stu¬ 
dentinnenticket ! 

★ Und dann: Kostenloser MVG als 
Schritt zum sozial-ökologischen Um¬ 
bau der Gesellschaft! 

Fotos und Text: Walter Listl 



Solidarität mit den Fordwerkern in Genk/Belgien! 

Seit dem 24. Oktober verlässt nichts mehr das Werk 


Genossen der Partij van de Arbeid 
(PvdA) aus Genk, Arbeiter vom dor¬ 
tigen Fordwerk, waren am vergange¬ 
nen Dienstag zu Gast bei der DKP 
Köln. Das hatten wir bei einem kürzli- 
chen Besuch dort vereinbart. Turnus¬ 
mäßig wäre unsere Kreisvorstandssit¬ 
zung dran gewesen. Die wurde um eine 
Stunde vorverlegt und der Tagesord¬ 
nungspunkt „Der Kampf der Fordwer¬ 
ker gegen die Schließung des Werkes in 
Genk, Forderungen und Perspektiven“ 
kurzerhand öffentlich gemacht. Einige 
hundert Einladungen waren dazu vor 
dem Ford-Werk in Köln-Niehl verteilt 
worden. 

Es kommen Willem de Witte mit drei 
weiteren Genossen, nachdem sie nach 
anderthalb Stunden Fahrt einen un¬ 
gefährlichen Parkplatz in der Kölner 
Südstadt gefunden haben. Etwa drei¬ 
ßig Personen füllen das Freidenker¬ 
zentrum. Willem fängt an: Im belgi¬ 
schen Genk, einem Städtchen von 
65 000 Einwohnern nah der Grenze, 
verlieren 10 000 Arbeiter bei Ford 
ihre Arbeit. Am 24. Oktober ist ihnen 
das mitgeteilt worden. Seitdem verläßt 
kein Auto, kein Fertigungsteil oder gar 
eine ganze Maschine das Werk. Die 
Arbeiter bewachen die Tore. Offiziell 
wird kurzgearbeitet. Was nach dem 
Ende der Kurzarbeit am 7. Januar ge¬ 
schehen soll, ist noch offen. 

Es geht nicht zuletzt um die Frage, ob 
man sich mit Abündungen zufrieden 


geben soll. Das scheint die Orientie¬ 
rung der Gewerkschaften zu sein. Die 
hätten vor zwei Jahren (namentlich 
wird der Kollege Champagne erwähnt, 


den sie Prosecco nennen) ohne Refe¬ 
rendum zugestimmt, dass die Löhne 
um zwölf Prozent sinken, angeblich 
zur Rettung des Werkes. Die PvdA- 
Genossen jedenfalls wollen, dass Ford 
erhalten bleibt, und werben dafür mit 
wachsendem Erfolg unter ihren Kolle¬ 
gen. Das würde 2,6 Mrd Euro bis zum 


Jahr 2020 kosten - also weniger als die 
Profite, die das Werk abwirft. Ford hät¬ 
te im vergangenen Jahr fast 8,7 Mrd. 
Dollar Gewinn gemacht. 


Ford verkaufte 1,6 Millionen Autos im 
Jahr 2011 in Europa, das werde in den 
kommenden Jahren kaum anders sein. 
Die Arbeitslosigkeit beträgt gegenwär¬ 
tig in Genk schon 17 Prozent. Die Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit ist die höchste in 
Flandern. Wenn man von Konversion 
spreche, also von der Verwandlung von 


Arbeitsplätzen in der Autoindustrie in 
solche für andere Produkte, sei zu fra¬ 
gen, warum derartige Jobs nicht schon 
eher geschaffen worden sind. Die bür¬ 
gerlichen Politiker hätten zugesehen, 
als Renault in Vilvoorde und Opel in 
Antwerpen geschlossen worden sind. 
Immer wieder wurden Geschenke an 
die Industrie verteilt, nie aber hat die 
Regierung auf einer Arbeitsplatzga¬ 
rantie bestanden. Stattdessen behaup¬ 
tet die herrschende Politik, dass der 
Lohn zu hoch sei. Dabei ist das Prob¬ 
lem nicht der Lohn. In Wahrheit ist den 
Eigentümern der Gewinn nicht hoch 
genug. In der Autoindustrie betragen 
die Löhne gerade mal sechs Prozent 
der Gesamtkosten. 

Unter der Losung „Samen het zij ke- 
ren!“ („Zusammen die Zeiten än¬ 
dern!“) sagt die PvdA: „Die Verträge 
sind einzuhalten.“ Noch im Jahr 2010 
hatte Ford den sogenannten Zukunfts¬ 
kontrakt unterzeichnet und darin eine 
Arbeitsplatzgarantie bis zum Jahr 2020 
gegeben. Drei neue Modelle sollten in 
Genk produziert werden. Die PvdA 
fordert von der Regierung, dass sie 
durchsetzt, dass Ford diese Verträge 
erfüllt und die Jobs erhalten bleiben. 
Alle Mittel müssen eingesetzt werden, 
sagen die Genossen. Dazu gehört ein 
Verkaufsverbot für Autos der Marke 
Ford in Belgien und die Beschlagnah¬ 
me der Fabrik durch die Arbeiter. 


Belgien hat einen sehr flexiblen „Kün¬ 
digungsschutz“. Massenentlassungen 
sind ganz leicht möglich. Das muss sich 
ändern. Die PvdA fordert gesetzliche 
Hürden für Entlassungen, die höher 
sind als im Rest von Europa. Großbe¬ 
triebe müssen alle Subventionen so¬ 
wie die ihnen erlassenen Sozialversi¬ 
cherungsbeiträge zurückzahlen, sobald 
sie aus Proütgründen wegziehen. 

In der folgenden Diskussion sind alle 
sehr konzentriert. Es wird auf die 
Maßnahmen der hiesigen Polizei ge¬ 
gen die Genker Fordwerker bei ihrem 
Besuch am 7. November verwiesen. 
Offenbar zielt die Staatsanwaltschaft 
auf die Einschüchterung auch der Köl¬ 
ner Kollegen. Es wird von der gestri¬ 
gen Betriebsversammlung bei Ford 
Köln berichtet, in der die Solidarität 
mit den Genkern ausgedrückt worden 
sei. Als von den Gästen einer im Zu¬ 
sammenhang mit dem Kampf um die 
Arbeitsplätze die Notwendigkeit der 
Abschaffung des Kapitalismus beton¬ 
te, bekam er zur Antwort: „Eins nach 
dem anderen“. 

Gesagt wurde auch, immer wieder wer¬ 
de im Sinne einer sich selbst erfüllen¬ 
den Prophezeiung politisch versucht, 
die Solidarität der Fordwerker unter¬ 
einander zu bestreiten. Dennoch ist die 
Vertiefung der Solidarität eine Aufga¬ 
be, zu der die Kölner DKP beitragen 
wird. Zunächst mal, indem sie infor¬ 
miert. Klaus Stein 



Karikatur: Bernd Bücking 
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Tod auf Raten 

Geburtstagsparty von Opel Bochum aus Angst vor Protesten abgesagt 



Foto:Gleising 

Protestveranstaltung am 14. Dezember bei Opel Bochum: Anmarsch der Kolleginnen und Kollegen aus Werk I 


F ast hätten die Opelaner am letzten 
Wochenende den 50. Geburtstag 
von Opel Bochum gefeiert - wenn 
nicht der amtierende Opel-Boss Sedran 
am 11. Dezember mit dem Abzug der 
Zafira-Produktion das Aus für das Bo- 
chumer Werk ab 2016 verkündet und 
die Geburtstagsparty aus Angst vor 
Protesten abgesagt hätte. Die von ihm 
gestreute vage Hoffnung auf den Ver¬ 
bleib einer Rumpfbelegschaft im Lo¬ 
gistikbereich und der Komponenten¬ 
produktion ist als Beruhigungspille zu 
werten - dagegen spricht u. a. die gera¬ 
de verkündete Schließung der Getrie¬ 
befertigung. 

Ende der 50er Jahre hatte alles so 
schön angefangen: Opel versprach, in 
Bochum vier Werke mit bis zu 30 000 
Arbeitsplätzen zu bauen und verfolgte 
dieses Ziel mit immer neuen Forderun¬ 
gen an die Stadt Bochum. Mit Erfolg: 
Stadt und Land rollten dem Konzern 
den roten Teppich aus - mit öffentli¬ 
chen Investitionen und Vorleistungen 
in Höhe von 250 Millionen DM und 
der Stillegung von vier Schachtanlagen 
mit insgesamt 13 000 Arbeitsplätzen, 
die für Opel Bochum weichen mussten. 
Es wurden dann 1962 schließlich drei 
Werke mit (zu Zeiten bester Konjunk¬ 
tur) 20 500 Arbeitsplätzen. 

Dieser Zenit ist in Bochum schon lan¬ 
ge überschritten: Knapp 5 000 Arbeits¬ 
plätze einschließlich der Joint Ventures 
sind übriggeblieben, dazu kommen 
noch Tausende weitere bei Zulieferern 
und Dienstleistern. 

Seit den 90er Jahren leben die Opela¬ 
ner unter der ständigen Drohung mit 
Standortverlagerungen und -Schlie¬ 
ßungen; zuletzt traf es 2010 das Werk 
in Antwerpen. Die langjährige Strate¬ 
gie der Betriebsräte, in sog. „Standort¬ 
verträgen“, die aber immer Ausstiegs¬ 
klauseln enthielten, einen zeitweiligen 
Verzicht auf betriebsbedingte Kündi¬ 
gungen gegen Lohnverzicht zu verein¬ 
baren, hat genauso wenig genützt wie 
der im Opel-Vergleich hohe Auslas¬ 
tungsgrad des Bochumer Werks. Die 
Spaltungsstrategie der GM-Bosse, das 
Theater um die GM-Insolvenz und 
ständige Verkaufsgerüchte haben die 
Opelaner zermürbt. Vor acht Jahren 
wurde die Vernichtung von 3 600 der 
damals noch 9 600 Jobs im Bochumer 
Opel-Werk beschlossen. In den letz¬ 


ten zehn Jahren wurde die Zahl der 
Beschäftigten in Europa von 63 000 
auf 40 000 reduziert. Lagen früher die 
Löhne bei Opel ca. 30 Prozent über 
Flächentarif, sind sie jetzt auf Flächen¬ 
tarifniveau und z.T. auch darunter an¬ 
gekommen. 

Vordergründig sind die Ursachen für 
das Damoklesschwert über Opel und 
damit für die Schließung des Bochu¬ 
mer Werks klar: Opels Marktanteil in 
der BRD sank von 21 Prozent in den 
60er Jahren auf sieben Prozent heu¬ 
te. Der Opel/Vauxhall-Anteil im EU- 
Maßstab beträgt sechs Prozent. Die 
sinkende Massenkaufkraft vor allem 
in Südeuropa bereitet Opel als Mas¬ 
senhersteller Absatzprobleme. Laut 
Branchenverband ACEA sank im No¬ 
vember die Zahl der Pkw-Zulassun- 
gen EU-weit um 10,3 Prozent, in der 
BRD um 3,5 Prozent, in Frankreich 
um 19,2 Prozent, in Italien um 20,1 
Prozent und in Spanien um 20,3 Pro¬ 
zent. Während der Absatz in den USA 
und China noch leicht wächst, schlägt 
die Wirtschaftskrise in der Euro-Zone 
voll durch. Dazu kommen bei GM und 


Opel massive Managementfehler, an¬ 
gefangen mit den ewigen Qualitätspro¬ 
blemen ab den 90er Jahren bis Mitte 
des letzten Jahrzehnts, über eine un¬ 
günstige Produktpalette bis hin zum 
ewigen Zickzack-Kurs der GM-Füh- 
rung, einer unklaren Arbeitsteilung 
im Konzern und dem bewussten Aus¬ 
schluss von Opel von Wachstumsmärk¬ 
ten in Asien und Lateinamerika. 

Der Kern der Probleme liegt allerdings 
woanders: Experten schätzen die welt¬ 
weiten Überkapazitäten der Autoin¬ 
dustrie auf 30 bis 40 Prozent. Diesen 
Kapazitätsüberhang haben die Auto¬ 
mobilkapitalisten aufgebaut, weil das 
Profitprinzip sie zwingt, die Stückzahlen 
immer weiter in die Höhe zu schrauben, 
und weil sie sich Chancen ausrechnen, 
ihre Mitbewerber niederzukonkurrie¬ 
ren. Vom früheren BMW-Boss Pischets- 
rieder ist die Äußerung überliefert: „Es 
gibt vielleicht genug Autos auf der Welt. 
Aber nicht genug BMW.“ 

Gleichzeitig versuchen aber die Kapi¬ 
talisten, Löhne und Gehälter so nied¬ 
rig wie möglich zu halten. Und da, wie 
schon Henry Ford wusste, Autos keine 


Autos kaufen, haben wir es mit einer 
klassischen Überproduktionskrise zu 
tun. Die Strategie der Nachfragesti¬ 
mulierung, z.B. mit Rabatten oder die 
Abwrackprämie, hat das Problem nur 
aufgeschoben. Zudem ist die Branche 
bisher mit dem Automobil auf ein öko¬ 
logisch und vom Ressourceneinsatz 
her immer problematischeres Produkt 
ohne nennenswerte Produktalternati¬ 
ven festgelegt. Und wie immer im Ka¬ 
pitalismus sind Produkt- und Investi¬ 
tionsentscheidungen dem Profitprin¬ 
zip unterworfen und unterliegen der 
Alleinherrschaft des Kapitals. Wie se¬ 
gensreich sich Profitgier und das Feh¬ 
len gesamtgesellschaftlicher Planung 
auswirken, zeigt sich gerade bei Thys¬ 
sen-Krupp, wo der Vorstand in seiner 
grenzenlosen Weisheit 12 Mrd. Euro 
Auslandsinvestitionen in zwei Stahl¬ 
werken in Brasilien und den USA 
versenkt hat, die jetzt abgeschrieben 
werden. Ausbaden sollen das Desaster 
dann wieder einmal die Stahlarbeiter. 
Ein „Sachzwang“ ist die Schließung 
von Opel Bochum höchstens aus Sicht 
der Kapitalisten: GM schwimmt im 


Geld. 2011 hat der Konzern weltweit 
deutlich mehr Fahrzeuge verkauft als 
die Rivalen VW und Toyota. Aber die 
GM-Bosse wollen die Gewinnmarge 
von jetzt sechs Prozent auf neun Pro¬ 
zent steigern - und dabei stört Opel 
mit seinem Dauerdefizit. Bis 2016 sol¬ 
len rund 300 000 Fahrzeuge zusätzlich 
von Standorten in Mexiko, Korea und 
China nach Europa exportiert werden. 
Und in zwei russischen GM-Standor- 
ten soll die Produktion mit zusammen 
jährlich 350 000 Autos mehr als ver¬ 
dreifacht werden. Es geht also mal wie¬ 
der um Produktionsverlagerung in Bil¬ 
liglohnländer. 

Ob es gelingen kann - wie schon die 
letzten sechs - auch diesen Schlie¬ 
ßungsplan zurückzuweisen oder ob es 
nur noch auf „die teuerste Werksschlie¬ 
ßung aller Zeiten“ (BR-Vorsitzender 
Einenkel) hinausläuft, ist nicht sicher. 
Sicher ist nur eines: „Wer kämpft, kann 
verlieren - wer nicht kämpft, hat schon 
verloren!“ (Bertolt Brecht) 

Aktuell lohnt es sich zu kämpfen um 

★ Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stun¬ 
den bei vollem Lohnausgleich (zu be¬ 
zahlen aus den GM-Profiten); 

★ die Befreiung von Opel aus den Fes¬ 
seln des GM-Konzern: Opel muss aus 
dem Konzern herausgelöst werden und 
es müssen politische Eingriffsmöglich¬ 
keiten analog zum VW-Gesetz geschaf¬ 
fen werden; 

★ und die zügige Entwicklung von sozi¬ 
al- und umweltverträglichen Produkt¬ 
alternativen (Stichwort: Konversion). 
Grundsätzlich muss es aber um mehr 
gehen: 

★ kein Vertrauen mehr in Kapital und 
„Politik“: die eigenen Interessen in die 
eigenen Hände nehmen! 

★ aktive Lohnpolitik und gesamtge¬ 
sellschaftliche Umverteilung von oben 
nach unten erkämpfen! 

★ Investitionshoheit des Kapitals ein¬ 
schränken und überwinden! 

★ gesellschaftliche Planung von Pro¬ 
duktion und Strukturentwicklung 

★ Vergesellschaftung der Großbetrie¬ 
be und des Finanzsektors bei demokra¬ 
tischer Kontrolle. 

Wie es aussieht, ist der vom ehemali¬ 
gen GBR-Vor sitzenden Franz verteu¬ 
felte „VEB Opel“ die einzige Überle¬ 
benschance für Opel. 

Wolfgang Garbers 


ln der Stahlbranche kocht die Krise 

Tausende Stahlarbeiter fürchten um ihren Job 


Solidaritätsdemo in Gelsenkirchen 



Geringere Nachfrage, sinkende Prei¬ 
se, das bekommt nicht nur Weltmarkt¬ 
führer ArcelorMittal zu spüren. Auch 
der Stahlriese ThyssenKrupp kommt 
ins Trudeln. Besonders die Euro-Krise 
trägt ihren Teil dazu bei, dass Deutsch¬ 
lands Branchenprimus ThyssenKrupp 
nur noch gut für schlechte Nachrichten 
ist. Vor allem in den schuldengeplag¬ 
ten Staaten Südeuropas halten sich die 
Kunden mit Aufträgen zurück. Stahlab¬ 
nehmer sind heute vor allem Betriebe 
der Stahlumformung und für Metallwa¬ 
ren (40 Prozent), auch in der Autoin¬ 
dustrie. 

Die Direktlieferungen der Stahlwerke 
gehen zu 15 Prozent an den Straßen¬ 
fahrzeugbau, in den Maschinenbau ge¬ 
hen insgesamt rund 15 Prozent - beide 
Branchen sind zugleich die wichtigsten 
Exportbranchen Deutschlands. Daher 
kämpft der Ruhrkonzern jetzt ums wei¬ 
tere Überleben und will dabei anschei¬ 
nend mit seiner Stahltradition brechen. 
ThyssenKrupp ist bislang überwiegend 
in Märkten aktiv, die den zyklischen 
Schwankungen der Weltkonjunktur 
stark ausgesetzt sind. Deshalb schlägt 
auch das Konzernergebnis heftig aus: 
In guten Jahren mit hoher Nachfrage 
und steigenden Verkaufspreisen geht 
es steil nach oben, in schwachen Jahren 
dann aber ebenso rasant nach unten. 
Das Resultat sind Profitsschwankungen 
von mehr als vier Milliarden Euro, wie 
zuletzt in den Geschäftsjahren 2007/08 
und 2008/09. Auf einen Gewinn von 2,3 
Milliarden folgte da ein Verlust von 1,9 
Milliarden Euro. 


Auf der letzten Bilanzpressekonferenz 
in Essen drohte Konzernchef Hiesin¬ 
ger mit „Einsparungen“ von zwei Mil¬ 
liarden Euro in den nächsten drei Jah¬ 
ren und schloss Jobabbau schon mal 
nicht aus. Aber nicht erst jetzt fürch¬ 
ten Zehntausende Stahlarbeiter um 
die Sicherheit ihrer Jobs. Die Liste der 
schlechten Nachrichten über den Kon¬ 
zern wird immer länger: Luxus- und 
nicht sauber abgerechnete Dienstrei¬ 
sen, Milliardenabschreibungen bei den 
Stahlwerken in den USA und Brasilien 
und Millionenforderungen wegen der 
Verwicklung in Preisabsprachen und 
Kartelle. Diese führten nun zum Raus¬ 
wurf des halben Vorstands: Stahlchef 
Edwin Eichler, Technologievorstand 
Olaf Bedien und der Verantwortliche 
für gute Unternehmensführung, Jürgen 
Claassen. 

Für ThyssenKrupp-Chef Heinrich Hie¬ 
singer ist das die große Chance zum To¬ 
talumbau des Konzerns. Wohin die Rei¬ 
se geht lässt sich nur in ersten Umris¬ 
sen erahnen. Auch das ThyssenKrupp 
Hauptstahlwerk in Duisburg-Bruck¬ 
hausen, in dem 20 000 Stahlarbeiter 
im Dreischichtbetrieb Stahl schmelzen, 
steht wohl jetzt zur Disposition. Dafür 
hat Hiesinger auch schon einen bisher 
unveröffentlichten Plan entwickelt. 
Der Zeitplan aber ist bekannt. Bis Juni 
2013 soll, geht es nach dem Willen der 
Konzernherren, über die Zukunft der 
deutschen Stahlproduktion entschie¬ 
den werden. 

Darüber, wie nahe ThyssenKrupp im 
Rahmen des Umbaus vielleicht sogar 


an Siemens heranrückt, wo Hiesinger 
zuvor seine Brötchen verdiente, lässt 
sich bis jetzt nur spekulieren. Ohne 
massive und entschlossene gewerk¬ 
schaftliche Gegenwehr aber ist das 
langfristige Ende der Stahlära schon 
vorgezeichnet. 

Nicht ohne eine gewisse Brisanz ist 
eine Ende November bekannt gewor¬ 
dene bedeutende Personalie bei Thys¬ 
senKrupp: Der frühere Chef der IG 
Metall in Nordrhein-Westfalen, Oliver 
Burkhard, wird Personalvorstand bzw. 
Arbeitsdirektor, ausgerechnet zu einer 
Zeit, wo der Konzern Arbeitsplatzab¬ 
bau in großem Stil plant. Burkhard 
tritt die Nachfolge von Ralph Labon- 
te an, der aus gesundheitlichen Grün¬ 
den ausscheidet. Burkhard, der von 
2007 bis Oktober 2012 an der Spitze 
der Gewerkschaft in Nordrhein-West¬ 
falen stand ist in Absprache mit den 
Belegschaftsvertretern und der Unter¬ 
nehmensseite von der IG Metall für 
die Position des Arbeitsdirektors vor¬ 
geschlagen worden. Als Bezirksleiter 
der IGM hatte Oliver Burkhard auch 
schon mit ThyssenKrupp zu tun, als er 
dort zusammen mit den Metallern um 
höhere Löhne für die Stahlkocher ge¬ 
stritten hatte. 

Heinrich Hiesingers Umbauplan für 
ThyssenKrupp trägt die Überschrift 
„Let‘s go to the Next Chapter“ - lasst 
uns ein neues Kapitel aufschlagen. Das 
müssen die arbeitskampferfahrenen 
Stahlkocher allerdings selber schrei¬ 
ben. Unsere Unterstützung haben sie. 

Manfred Dietenberger 


Rund 800 Menschen folgten am Sams¬ 
tag einem Aufruf der IG Metall in Gel¬ 
senkirchen. Sie solidarisierten sich mit 
den Beschäftigten bei dem Automobil¬ 
zulieferer TRW. 60 Mitarbeitern mit 
Zeitarbeitsverträgen wurde bereits im 
Vorfeld gekündigt, 150 weitere Entlas¬ 
sungen sollen folgen. 

Die dramatischen Ereignisse um das 
Opelwerk in Bochum werden logi¬ 
scherweise ganz besonders hart die 
Automobilzulieferer treffen. Die Aus¬ 
wirkungen sind für die hiesige Region 
eine Katastrophe. 

In Gelsenkirchen sind offiziell jetzt 
schon über 18 000 Menschen arbeits¬ 
los, das sind 14,6 Prozent. Davon be¬ 
ziehen 85 Prozent Hartz IV. Insgesamt 
sind bereits 45 000 Menschen in Gel¬ 
senkirchen auf Hartz IV angewiesen. 
Die SPD - vorneweg Oberbürgermeis¬ 
ter Baranowski, die Partei „Die Linke“, 


die DKP, das Wahlbündnis AUF und 
viele andere Organisationen, Verbän¬ 
de und Persönlichkeiten zeigten sich 
kampfbereit. 

Die DKP Gelsenkirchen verteilte 
während der Demonstration ein Soli¬ 
daritätsschreiben an den Betriebsrat, 
in dem es u. a. heißt: „Während TRW 
Automobile mit Hauptsitz in Livonia 
Michigan/USA im Jahre 2010 einen 
Umsatz von 14,4 Mrd US-Dollar er¬ 
zielte, bangen bei TRW Automotive in 
Gelsenkirchen, aber auch an den an¬ 
deren Standorten in Deutschland Kol¬ 
leginnen und Kollegen um ihre Exis¬ 
tenzgrundlage. Das ist der Dank dafür, 
dass in eurem Werk in Gelsenkirchen 
im Jahre 2011 die Produktionsleistung 
bei über 130 Prozent lag, bewerkstel¬ 
ligt durch Mehrarbeit und Leiharbeit.“ 
Die DKP fordert die Rücknahme aller 
Kündigungen. Dietmar Breme 
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Schwachstelle im 
Verbotsverfahren 

Ulla Jelpke, innenpolitische Spreche¬ 
rin der Fraktion „Die Linke“, nennt die 
Geheimdienste die „größte Schwach¬ 
stelle“ im NPD-Verbotsverfahren. Sie 
fragt: „Ist das gegen die Nazipartei ge¬ 
sammelte Material wirklich nicht durch 
V-Leute vergiftet?“ Ansonsten wäre es 
keinen Pfifferling wert. Aber offenbar 
will kaum jemand die Hand dafür ins 
Feuer legen. Dass diese Frage nicht ge¬ 
klärt wird, werfe kein gutes Licht auf 
den Beschluss der Länderversammlung. 

Drohbrief-Unterschrift 

zurückgezogen 

Als Erfolg im Kampf gegen den Miss¬ 
brauch der Friedensbewegung bewertet 
es das Kölner Forum Arbeiterfotograüe, 
dass mit Konstantin Wecker und Alfred 
Grosser, dem in Paris lebenden Publi¬ 
zisten, Soziologen und Politikwissen- 
schaftler, zwei bekannte Persönlichkei¬ 
ten ihre Unterschrift unter zweifelhafte 
Syrien-Aufrufe zurückgezogen haben. 
Grosser, Träger des Friedenspreises des 
Deutschen Buchhandels von 1975, teilte 
am 15. Dezember mit, er habe noch nie 
ein Jawort zurückgezogen. Dazu sehe er 
sich angesichts nicht akzeptabler Dro¬ 
hungen im Text eines offenen Briefes an 
den Präsidenten der Arabischen Repu¬ 
blik Syrien Al-Assad veranlasst, den er 
zunächst zusammen mit fünf weiteren 
Trägern des Friedenspreises des Deut¬ 
schen Buchhandels unterzeichnet hatte. 
Im Schreiben namens einer „Vereini¬ 
gung der Schriftsteller für den Frieden“, 
das auch die Kontaktadresse des ge¬ 
schäftsführenden Direktors des North- 
South Centre des Europarates, Denis 
Huber trägt, heißt es: „Abgesehen von 
dieser Lösung (Rücktritt, Verhandlun¬ 
gen, Ausreise - d. Red.) gibt es nur eine 
andere für Sie, auch wenn das für Ihre 
Familie bedauerlich wäre: entweder ge¬ 
tötet zu werden wie Saddam Hussein 
oder Muammar Al-Ghaddaü, oder ein 
Leben im Gefängnis in einer sterilen 
Zelle in Den Haag“. 

Die Unterzeichner hätten sich zu einem 
Werkzeug der NATO machen lassen, 
kritisierte am gleichen Tag das Nazim- 
Hikmet-Kultur-Zentrum in Istanbul 
den türkischen Literaturnobelpreisträ¬ 
ger Orhan Pamuk. Ein Autor, der mit 
Hilfe eines Stiftes zur Speerspitze einer 
Besatzung werden wolle, werde sich von 
den Menschen und den Intellektuellen 
seines Landes isolieren. 

Am 13. Dezember hatte sich bereits 
Konstantin Wecker als Erstunterzeich¬ 
ner von einem Anti-Assad-Appell 
„Freiheit braucht Beistand“ distan¬ 
ziert. Dessen ungeachtet wird diese 
„Adopt a Revolution“- und „medico 
international“-Initiative weiter mitge¬ 
tragen u.a. von Andrea Nahles (SPD), 
Claudia Roth (Grüne), Katja Kipping 
(Partei „Die Linke“), von Elmar Altva¬ 
ter (attac-Beirat) und Friedrich Schor- 
lemmer. H.F. 

Resi-Huber-Platz 

Am 13. Dezember, wurde nach der im 
Jahr 2000 verstorbenen Antifaschistin 
und Kommunistin Resi Huber in Mün¬ 
chen-Sendling ein Platz benannt. 

Ernst U. Dill vom Bezirksausschuss 
Sendling begrüßte die etwa 200 Teil¬ 
nehmerinnen und freute sich darüber, 
dass es gelungen ist, in einem lebendi¬ 
gen Münchener Stadtviertel einen Platz 
nach einer Frau, einer Antifaschistin zu 
benennen. 

Friedbert Mühldorfer von der VVN 
würdigte Resi Huber als eine Zeitzeu¬ 
gin, die sowohl in Schulen, als auch in 
vielen Gruppen, sogar in den Medien 
gerne gehört wurde. Von Anfang an war 
sie Mitglied der VVN und stellte ihre 
Erfahrungen und politischen Ansichten 
vielen, vor allem jungen Menschen zur 
Verfügung. 

Für die „Initiative Historische Lernor¬ 
te Sendling“ entwickelte Florian von 
Brunn (SPD) Gedanken über politi¬ 
schen Mut am Beispiel Resi Huber. Sein 
Bogen reichte vom antifaschistischen 
Widerstand gegen den Nationalsozia¬ 
lismus bis heute. 

Alle Rednerlnnen betonten Resi‘s En¬ 
gagement für den Frieden als ihr wich¬ 
tigstes Element, aber auch ihren Kampf 
als Kommunistin von der KPD bis zur 
DKP als Richtungsschnur ihres kämp¬ 
ferischen Lebens. 


„Spion“ im Gesundheitsministerium? 

Wenn ein Ober-Lobbyist sich über „Lobbyismus“ empört 


B undesgesundheitsminister Daniel 
Bahr gilt als smart und ist trotz 
seiner Jugend ein langgedienter 
Politikproü. Seine Parteikarriere be¬ 
gann er bereits als 14-jähriger Schüler 
im Jugendverband der FDP, den Julis. 
Dort hat er alles erreicht, was man nur 
erreichen kann. Zuletzt war er Bundes¬ 
vorsitzender.Und in der Mutterpartei 
hat er auch so gut wie alle wichtigen 
Ämter innegehabt. Ihm fehlt nur noch 
der Bundesvorsitz. Dennoch gilt Minis¬ 
ter Bahr als „unverbraucht“ und „of¬ 
fener Typ? 

Dazu passt seine öffentlichkeitswirk- 
same Reaktion auf den Bericht, dass 
der Deutsche Apothekerverband seit 
Jahren einen Spion im seinem Minis¬ 
terium plaziert hätte. Eine „ganz große 
Sauerei“ sei das, empörte er sich. Aber 
gleichzeitig - so „spiegel-online“ - gab 
er sich „cool“. „Selbst eine anfängliche 
Mikrophon-Panne habe ihn nicht aus 
der Ruhe bringen können. „Offenbar 
abgehört wird hier nicht“, habe er lä¬ 
chelnd zu den wartenden Journalisten 
gesagt. 

So soll sich in seinem Ministerium ein 
Mitarbeiter einer externen IT-Firma 
schon seit der Zeit seiner Vor-Vorgän¬ 
gerin, der SPD-Langzeitministerin Ulla 
Schmidt, illegal Information beschafft 
und an den Apothekerverband wei¬ 
tergegeben haben.Von „Datenklau“ 
war die Rede, und von Gesetzentwür¬ 
fen, die schon im Internet nachzulesen 
waren, bevor sie überhaupt der Minis¬ 
ter zu Gesicht bekam. Ein vormaliger 
Pressesprecher der Bundesvereini¬ 
gung Deutscher Apothekerverbände 
(ABDA), ist verdächtigt, am angebli¬ 
chen Kauf dieser Informationen betei¬ 
ligt gewesen zu sein. Aufgefallen war, 
dass vor allem der Branchendienst 
„Apotheke-adhoc“ oft sehr exakte In¬ 
formationen über Ministeriums-Inter- 
na besaß. 

Anfang September dieses Jahres hatte 
der Minister schließlich die Staatsan¬ 
waltschaft in Berlin eingeschaltet. Am 
11. September wurde Strafanzeige ge¬ 
gen unbekannt gestellt und am 20. No¬ 
vember gab habe es eine Durchsuchung 
des Landeskriminalamts bei einem ex¬ 
ternen Beschäftigten des Ministeriums, 
einem Mitarbeiter eines IT-Dienstleis- 
ters und bei einem zweiten Verdächti¬ 
gen. 

Die „Deutsche Apotheker Zeitung“ 
(DAZ) bestätigt auf ihrer Onlinesei- 
te einen „Spionageverdacht“ gegen 
Lobbyisten aus der Apothekerschaft. 
Der designierte ABDA Präsident F. 
Schmidt wiegelte aber ab. Eine „erste 
Überprüfung“ habe ergeben, dass kein 
Geld der ABDA für solche Daten ge¬ 
flossen sei. Er gehe davon aus, dass 
kein „aktueller Mitarbeiter“ verdäch¬ 
tig werde. Ob es sich um einen ehemali¬ 
gen ABDA-Mitarbeiter handele, wuss¬ 
te er nicht. 

Der Minister wiederum nahm es ge¬ 
fasst und locker. Er hat Recht. Denn 
die „Sauerei“, von der er sprach, ist 
ein - gelinde gesagt - „Furz“ im Ver¬ 
gleich zu dem, was tatsächlich Empö¬ 
rung auslösen müsste. 

Damit meine ich nicht so sehr die vom 
SPD Gesundheitsexperten Lauterbach 
vorgebrachte Kritik: Die Verbindung 
zwischen der Koalition und Akteuren 
des Gesundheitswesens sei bekannter¬ 
maßen eng, erklärte er nur trocken. Als 
langjähriger Berater von Ulla Schmidt 
muss er es wissen. 

Besonders die Kontakte zwischen Apo¬ 
theken und der FDP seien sehr eng: 
„Ich dachte, die stimmen sich ab“, so 
Lauterbach. 

Lauterbach hat die Gelegenheit nicht 
genutzt, darauf hinzuweisen, dass der 
Lobbyismus (nicht nur im Gesund¬ 
heitswesen) längst weitaus mehr ist als 
Treffen in den Hinterzimmern exqui¬ 
siter Restaurants oder auf den Fluren 
der Ministerien. Der „Lobbyismus“ 
braucht diese kleinen „Kungelrun¬ 
den“ und auch „Spione“ überhaupt 
nicht mehr. Er ist längst Teil der Mi- 
nisterialbürokratie und teilweise sogar 
identisch mit der Spitze der Ministeri¬ 



Foto: www.daniel-bahr.de 


Daniel Bahr lässt sich 2009 gegen die Schweinegrippe impfen, 


en selbst. Minister Bahr ist dafür ein 
Musterbeispiel. 

Laut „wikipedia“ absolvierte Bahr 
eine Ausbildung zum Bankkaufmann 
bei der Dresdner Bank. Anschließend 
studierte er Volkswirtschaftslehre und 
schloss mit einem Bachelor of Science 
in Economics ab. Ein anschließen¬ 
des Business-Management-Studium 
(Schwerpunkt: International Health 
Care and Hospital Management) 
schloss er neben seiner politischen Ar¬ 
beit im Jahr 2008 als Master of Busi¬ 
ness Administration ab. Damit war er 
gut ausgerüstet neben der Vielzahl sei¬ 
ner Parteiämter, seiner seit 2002 beste¬ 
henden Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag. 

Dort war er von 2002 bis 2005 Spre¬ 
cher der FDP-Bundestagsfraktion.für 
demographische Entwicklung, Behin- 
dertenpolitik und Pflege. Von 2005 bis 
2009 war er ihr gesundheitspolitischer 
Sprecher. 

Noch interessanter ist seine nebenamt¬ 
liche Tätigkeit. Bis -offiziell - zum Jah¬ 
re 2009 war der spätere Minister näm¬ 


lich ein hochrangiger Lobbyist. Immer 
noch laut „wikipedia“ ist sein 10 Jahre 
älterer Bruder Thomas Mediziner und 
Geschäftsführer des Unternehmen Ge¬ 
sundheit Oberpfalz Mitte (UGOM) in 
Amberg. Die Minister-Initiative zur 
Etablierung der sogenannten „Praxis¬ 
netze“, die verschiedene „Anbieter¬ 
gruppen“ im Gesundheitssektor mit¬ 
einander zu gemeinsamem Nutz und 
Frommen verzahnen sollen, wurde von 
Kritikern und Experten als „Gefällig- 
keitsdienst“ kritisiert, von dem auch 
der Ministerbruder proütiert. Bahr 
war außerdem bis September 2009 bei 
der ERGO Versicherungsgruppe AG 
in Düsseldorf-ja, die mit den Berüch¬ 
tigten Bordell-Reisen nach Budapest 
für besonders eifrige Mitarbeiter - Mit¬ 
glied des Beirates sowie ebenfalls Mit¬ 
glied des Beirates beim DUK Versor¬ 
gungswerk e.V. in Berlin. 

Das DUK Versorgungswerk ist eine ur¬ 
sprünglich nach 1990 in der Ex-DDR 
geschaffene Privatversicherung für 


Krankenhausmitarbeiter. Daraus wur¬ 
de ein beachtlicher privater Versiche¬ 
rungskonzern. Über ihn heißt es bei 
„wikipedia“: „Neben der klassischen 
Altersvorsorge bietet der DUK auch 
B erufsunfähigkeitsabsicherungen und 
Hinterbliebenenversorgung an. Ge¬ 
meinsam mit dem AUPU (Allgemei¬ 
ne Unterstützungskasse Privatwirt- 
schaftlicher Unternehmen) betreut er 
mehr als 800 Mitgliedsunternehmen, 
davon 750 Krankenhäuser. Insgesamt 
werden durch die beiden Versorgungs¬ 
werke fast 150 000 Mitarbeiter betreut. 
Die gesamte Altersleistung beläuft sich 
auf mehr als 1,4 Mrd. Euro.“ Dass der 
Lobbyismus zum alltäglichen Gewerbe 
von DUK dazu gehört, lässt sich auf de¬ 
ren Homepage nachlesen. Dabei spielt 
insbesondere der „Beirat“, dessen Mit¬ 
glied Bahr war, eine erhebliche Rolle. 
Über den Beirat heißt es dort: „Per¬ 
sonen aus Politik, Wissenschaft, Wirt¬ 
schaft und gesellschaftlichen Organi¬ 
sationen vertreten die Interessen des 
DUK in der Politik und sind an der 
fortlaufenden Entwicklung des Ver¬ 


sorgungswerkes beteiligt.“ Empörung 
über einen kleinen IT-Mitarbeiter, der 
im Ministerium „spioniert“? Lachhaft, 
wenn der Ober-Lobbyist der Minister 
selbst ist! 

Lachhaft; wenn man sieht, dass Bahr die 
neuen „Reformen“ der Gesetzlichen 
Krankenkassen und der Pflegeversi¬ 
cherung ganz im Sinne seiner früheren 
Geschäftspartner und Auftraggeber in 
den privaten Versicherungskonzernen 
-z.B. bei ERGO - und im Interesse der 
Unternehmerverbände organisiert und 
durchdrückt. Die Senkung der Beiträ¬ 
ge und des „Arbeitgeberanteils“ an der 
Kranken- und Pflegeversicherung- - so 
die Vorgaben des „Pflege-Bahr“ - wa¬ 
ren nichts anderes als Durchsetzung ei¬ 
nes knallharten Lobbyismus. 

Der Unternehmeranteil, der bereits 
vor der „Reform“ niedriger war (7 
Prozent) als der Anteil der gesetz¬ 
lich Versicherten (7,9 Prozent) wurde 
dadurch eingefroren. Die gesetzliche 
Pflichtkrankenversicherung mit ihrem 


bisherigen Leistungskatalog wird aus¬ 
gedünnt zu einer „Pflegekasse light“. 
Alles was über das absolute Minimum 
hinausgeht, muss zusätzlich privat ver¬ 
sichert werden. Das entspricht abso¬ 
lut den zahlreichen Vorschlägen der 
mächtigen „Lobbyisten-Gruppe“, der 
Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände; dafür trommelt 
die BDA seit Mitte der 90er Jahre un¬ 
ermüdlich. Und einer ihrer Vollstrecker 
heißt Daniel Bahr. 

Ein Schmankerl zum Schluss: Am 
1. September 2009 feierte der DUK 
e.V. sein 15-jähriges Jubiläum. Bei der 
Festveranstaltung im Langenbeck- 
Virchow-Haus in Berlin erinnerten 
u.a. der damalige Bundesminister für 
Wirtschaft und Technologie und offi¬ 
ziell nachgewiesene Betrüger, Karl- 
Theodor zu Guttenberg, sowie der Ge¬ 
schäftsführer der privaten HELIOS 
Kliniken GmbH., Francesco De Meo, 
an die Anfänge des Versorgungswerkes. 
Sie gaben einen Ausblick bzgl. der zu¬ 
künftigen Entwicklung. Dabei gab es 
Grund zur Freude bei den Bossen und 
Managern. 

Der Grund war später klar: Kurz vor 
Ende ihres Erscheinens deckte ein Jour¬ 
nalist der Financial Times Deutschland - 
zum Leid und zur Empörung des Privat¬ 
versicherers DUK auf, dass die DUK- 
Manger sich vergleichsweise besonders 
hohe Boni und Provisionen zuschanzen 
sowie eine Leistungsdifferenz von mi¬ 
nus fünf Prozent im Vergleich zu ähn¬ 
lichen Versicherungen typisch sei und 
dass auch der Beirat darin involviert ist. 
In seiner Stellungnahme zu dem Ent- 
hüllungsartikel beklagte der Konzern, 
dass durch „suggestive Bemerkungen“ 
versucht worden sei, auf „unseriö¬ 
se Weise“ den Eindruck zu erwecken, 
dass die Mitglieder des Beirates direk¬ 
ten Einfluss auf die Arbeit des DUK 
nehmen. Der Beirat des DUK Versor¬ 
gungswerk ist gern. Paragraf 6 Abs. 2 
der Satzung ein beratendes Gremium. 
Gern. Paragraf 9 Abs. 1 der Satzung be¬ 
rät der Beirat in Fragen, die sich bei der 
Erfüllung des Vereinszweckes stellen. 
In die operativen Prozesse ist der Bei¬ 
rat nicht eingebunden. 

Ich bin mir sicher: der FTD-Journalist 
hatte bei seiner Recherche nicht einen 
Moment daran gedacht und auch nicht 
behauptet, dass ein Spion mit dem Deck¬ 
namen „D. B.“ im Gesundheitsministe¬ 
rium heimliche Lobby-Arbeit betreibt. 
Vom ehemaligen DUK-Beirat-Mit- 
glied Bahr gab es dazu nichts zu hören. 
Ein Schelm, wer Arges dabei denkt? 

Hans-Peter Brenner 


„Lobbyismus“ ist längst Teil der 
Ministerialbürokratie und teilweise sogar 
identisch mit der Spitze der Ministerien 
selbst. Minister Bahr ist dafür ein 
Musterbeispiel 
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Man kann dran fühlen 


Wie die Bonner Bombe immer gefährlicher wurde 


A m Montag, den 10. Dezem¬ 
ber, wird eine herrenlose Ta¬ 
sche auf dem Bahnsteig 1 des 
Bonner Hauptbahnhofs gefunden. Es 
kommt zu weitreichenden Absperrun¬ 
gen. In der Tasche wird eine zündfä¬ 
hige Sprengvorrichtung entdeckt und 
unschädlich gemacht. Es handelt sich 
um vier campingübliche Gaskartu¬ 
schen sowie ein Metallrohr, das Am¬ 
moniumnitrat enthält. Die Kölnische 
Rundschau (KR) zitiert am folgenden 
Tag einen Experten: „Chemikalien von 
niedriger Gefährlichkeit“ Zwei weite¬ 
re Tage später korrigieren die Sicher¬ 
heitsbehörden ihr Prädikat: jetzt sind 
sie „hochgefährlich“ Man recherchiere 
in alle Richtungen, aber „es gebe An¬ 
haltspunkte, dass der versuchte Spreng¬ 
stoffanschlag einer terroristischen Ver¬ 
einigung radikalislamistischer Prägung 
zuzurechnen sei.“ (FAZ online 16. De¬ 
zember. ) 

Indiz für die „radikalislamistische Prä¬ 
gung“ ist der Hinweis eines 14-jährigen 
Schülers auf einen Dunkelhäutigen. 
Der habe die Tasche abgestellt. 

Das scheint ein recht demonstrativer 
Vorgang gewesen zu sein. Wie ein Foto 
in der KR vom 14. Dezember zeigt, war 
die Tasche mitten auf den Bahnsteig, 
einige Meter von Sitzplätzen entfernt 
platziert. Ein weiteres ein Indiz der Ge¬ 
fährlichkeit: Ein Mann mit einer blau¬ 
en Tasche läuft unter dem Videogerät 
im Lokal McDonald 4 s einmal hin und 
einmal her. Dieses Video wird auf der 
Website des Kölner Stadtanzeigers ge¬ 
zeigt. Der Mann ist schwer zu erken¬ 
nen. 

Aber er ist hellhäutig und hat einen ro¬ 
ten Bart. 

Leider kann die Aussage des 14-Jähri¬ 
gen nicht durch Videoaufnahmen auf 
dem Bahnsteig erhärtet werden. Die 
Kölner Polizei muss einräumen, dass es 
vom Gleis 1 des Bonner Hauptbahn¬ 
hofs keine verwertbaren Videoaufnah¬ 


men gibt, obwohl dort entsprechende 
Überwachungskameras installiert sind. 
Aber die seien defekt, wird gesagt. 
Diesen Umstand will ein Sprecher der 
Bahn in Berlin nicht kommentieren. 
„Grundsätzlich stellt er aber zu Zu¬ 
ständigkeiten und Abläufen bei der Vi¬ 
deoüberwachung auf Bahnhöfen fest: 
,Terrorabwehr ist generell Aufgabe der 
zuständigen Sicherheitsbehörden und 
nicht der Deutschen Bahn.’ Damit sei 
die Gefahrenabwehr und Strafverfol¬ 
gung auf Bahnhöfen und in Zügen al¬ 
lein Aufgabe der Bundespolizei. Zwar 
betreibe die Deutsche Bahn Videosys¬ 
teme, so der Bahnsprecher weiter, ,die 
auch Livebilder in die Leitstellen der 
Bundespolizei übertragen’. Gleichwohl 
lege die Bundespolizei fest,,welche Ka¬ 
merabilder aufgezeichnet werden’. ,Den 
Zugriff auf die von der Videotechnik 
aufgezeichneten Bilder hat allein die 
Bundespolizei.’“ (KR 13. Dezember) 
Das sagt die Bundesbahn. 

Womöglich ist so ein Defekt nicht das 
Problem, sondern die Lösung. 

„Auf die Frage, ob prinzipiell auch von 
Gleis 1 des Bonner Hauptbahnhofes 
Kamerabilder live in einer Zentrale 
der zuständigen Bundespolizei auf¬ 
laufen und überwacht werden, woll¬ 
te sich ein Beamter der Kölner Leit¬ 
stelle der Bundespolizei gestern nicht 
äußern. Der einheitlichen Sprachre¬ 
gelung wegen sei in diesem Fall eben¬ 
falls die Kölner Polizei zuständig, sagte 
der Beamte. Im Polizeipräsidium Köln 
bestätigte dann aber Pressesprecher 
Andre Fassbender gestern Abend auf 
Anfrage, dass die Videokamera auf 
dem Bahnsteig 1 Bilder live aufneh¬ 
men und in eine Zentrale weiterleiten 
könne. Dabei handele es sich seines 
Wissens nach nur um eine einzige Ka¬ 
mera. , Aus einem mir nicht bekannten 
Grund hat die Kamera aber an diesem 
Montag keine Bilder aufgezeichnet.’“ 
(KR, 13. Dezember) 


Man muss eben nicht alles sehen, wenn 
man dran fühlen kann. 

Die Bundesanwaltschaft zierte sich 
noch bis Donnerstag. Da machte ihr 
dann aber der Vorsitzende des Innen¬ 
ausschusses im Bundestag, Wolfgang 
Bosbach (CDU), Beine. Er reagierte 
„mit Unverständnis auf die Einschät- 


Bonner Bombenfund“. KR 14.12. : „Die 
Behörde hat die Ermittlungen bis ges¬ 
tern nicht übernommen, weil sie keine 
ausreichenden Anhaltspunkte für ei¬ 
nen terroristischen Hintergrund sieht. 
Angesichts der Gefährlichkeit der 


Bombe sagte Bosbach der Rundschau: 
,Welches andere Motiv kann es gewe¬ 
sen sein, als durch einen terroristischen 
Anschlag das Land in Angst und Schre¬ 
cken zu versetzen?’“ 

Das habe er alle beteiligten Behörden 
gefragt und kein anderes Szenario ge¬ 
nannt bekommen. Dann klappert er 


Freitagabend die Bundesanwaltschaft 
die Ermittlungen an sich. 

Kommentar der KR: „Wer will es ei¬ 
nem Familienvater verübeln, wenn 
er mit seinen Kindern vorerst einen 
großen Bogen um Menschenansamm¬ 


lungen macht?“ Fest stehe: Das Risi¬ 
ko sei zwar nicht bezifferbar, aber in 
jedem Fall größer als null. Das gel¬ 
te „für Bahnhöfe, für Flughäfen, für 
Weihnachtsmärkte und für Fußball¬ 
stadien“. 

Merke: Gefährlich ist der Islamist. Na¬ 
mentlich vor dem christlichen Weih- 


Im Falle von faschistischem Terror wäre 
ja der Verdacht nicht von der Hand zu 
weisen, dass staatliche Behörden da¬ 
hinterstecken. 

Klaus Stein 


zung der Bundesanwaltschaft zum mit den Augenlidern. Prompt zieht am nachtsfest. 


Womöglich ist der Defekt der Überwachungskameras 
- nickt das Problem, sondern die Lösung-. - 



DIE KÖLNER POLIZEI 
FRAGT: WER KENNT DIESEN 
MANN? ER SOLL DIE 
BLAUE TASCHE AM BONNER 
HAUPTBAHNHOF GETRAGEN 
HABEN. SO DIE AUSSAGE 
EINES SCHÜLERS. 


Die Republik ist unsicherer geworden 

Unwägbarkeiten im Parteiensystem im Ausblick auf 2013 


Im zurückliegenden Jahr 2012 wurde 
erneut deutlich, dass sich die Partei¬ 
enlandschaft erstens im Umbruch be¬ 
findet und zweitens die so genannten 
„Volksparteien“ an Bindekraft ver¬ 
lieren. Mit dem Entstehen der Partei 
„Die Linke“ im Jahre 2005 infolge der 
Kriegspolitik und der Agenda 2010 gibt 
es neben den Unionsparteien, der SPD, 
der FDP und den Bündnisgrünen eine 
fünfte parlamentarische Kraft, die die 
Tribüne des Parlaments nutzt, um sich 
mit der Politik der anderen Parteien 
auseinander zusetzen und für eine an¬ 
dere Politik zu werben. Für eine Frie¬ 
denspolitik, für eine kapitalismuskriti¬ 
sche Politik, für eine Politik der sozia¬ 
len Gerechtigkeit. 

Die Linkspartei hat 2005 auf Anhieb 
die undemokratische Fünf-Prozent- 
Hürde übersprungen und 8,7 Prozent 
Wählerstimmen erreicht. Bei der Bun¬ 
destagswahl 2009 hat sie ihr Ergebnis 
sogar auf 11,9 Prozent steigern kön¬ 
nen und selbst die Grünen überholen 
können - sie ist viertstärkste Fraktion 
im Bundestag. Mit Ausnahme Baden- 
Württembergs und Bayerns war sie 
zwischenzeitlich sogar in allen Landta¬ 
gen mit Fraktionen vertreten. In dieser 
Situation, dem Entstehen eines Fünf- 
Parteien-Systems, haben die „Volkspar¬ 
teien“ ihre Hoffnungen auf 40 Prozent- 
Plus-X-Ergebnisse begraben müssen. 
Auch der aktuelle Trend der Meinungs¬ 
umfragen mit Blick auf die Bundestags¬ 
wahlen 2013 zeigt: Die Unionsparteien 
träumen nur noch 40-Prozent-Plus zu 
erzielen und die SPD hat Schwierigkei¬ 
ten 30 Prozent zu erreichen. Um die¬ 
sen Zustand zu verändern, unterneh¬ 
men die bürgerlichen Parteien alles, 
um die unerwünschte Oppositionspar¬ 
tei „Die Linke“ aus dem Bundestag zu 
verdrängen. In einigen Bundesländern, 


zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen 
oder in Schleswig-Holstein, war diese 
Strategie schon erfolgreich. 

Doch nun ist ein neues Hemmnis ent¬ 
standen. Mit ihrer Gründung im Jah¬ 
re 2006 entstand mit der Piratenpartei 
ein neues Problem für die bis 2005 al¬ 
lein herrschenden Sachwalter des poli¬ 
tisch-parlamentarischen Systems. Die¬ 
se Partei, die im Unterschied zur FDP 
ein eher links-liberales Wählerklientel 
anzusprechen scheint, hat bei der Bun¬ 
destagswahl 2009 zunächst nur zwei 
Prozent erreicht. Spektakulär war ihr 
Wahlergebnis bei den Wahlen 2011 in 
Berlin, wo sie auf Anhieb 8,9 Prozent 
bei den Wahlen zum Abgeordneten¬ 
haus erreichte und zugleich alle ihre 
Vertreterinnen und Vertreter in alle 
Berliner Bezirksversammlungen ein¬ 
zogen. Zunächst war vermutet worden, 
dass die Ergebnisse der Piraten eine 
Besonderheit für Großstadtmilieus sei¬ 
en. Doch die dann folgenden Wahlen 
widerspiegelten den sich ausbreiten¬ 
den Unmut und die Enttäuschungen 
von Wutbürgerinnen und -bürgern mit 
den etablierten Parteien. Sie verbrei¬ 
teten Hoffnungen auf frischen Wind 
in dem dumpfen Parteienmief. Die Pi¬ 
ratenpartei, zu deren Besonderheiten 
das Fehlen eines Parteiprogramms ge¬ 
hörte, errang bei den Landtagswahlen 
im Mai 2012 auf Anhieb sensationelle 
Wahlergebnisse: In Schleswig-Holstein 
8,2 Prozent, in Nordrhein-Westfalen 7,9 
Prozent und selbst im Saarland noch 
satte 7,4 Prozent. 

Der Marburger Politikwissenschaftler 
Georg Fülberth kam u. a. zu folgendem 
Fazit: „Denkbar ist eine weitere Trans¬ 
formation des deutschen Parteiensys¬ 
tems in dem einzelne ,Nischenpartei¬ 
en’ - durchaus mit Vollprogramm, un¬ 
verwechselbar aber nur in einem dann 


allerdings sehr profilierten Kernbe¬ 
stand - neben den hiesigen Volkspar¬ 
teien sich behaupten. Deshalb ... hat 
eine Art Verteilungskampf links von 
der CDU/CSU begonnen, denn neben 
den Nichtwählerinnen und Nichtwäh¬ 
lern haben SPD, Grüne und Linkspar¬ 
tei Stimmen an die Piratenpartei abge¬ 
geben.“ 

Seit ihrem Höhenflug im Mai, folgen 
wir den Aussagen der Meinungsfor¬ 
schungsinstitute, sei der gestoppt. Die 
Institute ermittelten für die Piratenpar¬ 
tei zur niedersächsischen Landtagswahl 
im Januar 2013 Werte zwischen drei 
und vier Prozent und zur bayerischen 


Wahl im September vier Prozent. Für 
die Bundestagswahlen im September 
sollen es ebenfalls nur zwischen drei 
und vier Prozent werden. Einzig in Ber¬ 
lin liegen die Piraten stabil bei sieben 
Prozent. 

In der Piratenpartei haben sich in den 
letzten Monaten Auseinandersetzun¬ 
gen, die verschiedene Ursachen ha¬ 
ben, entwickelt. Da gibt es Zoff in Pro¬ 
grammfragen und zum Profil der Partei. 
Auch scheint einigen führenden Pira¬ 
ten der Höhenflug zu Kopf gestiegen 
zu sein. Die Streitereien zwischen Vor¬ 
stand und Geschäftsführer sollen bei¬ 
gelegt worden sein. Es entwickeln sich 
„Flügelkämpfe“. Seit Anfang des Jahres 
ist eine Gruppe unter dem ehemaligen 
Parteivorsitzenden Jens Seipenbusch 
aktiv, die beklagt, dass frühere Kernthe¬ 


men wie Bürgerrechte oder Netzpolitik 
in den Hintergrund getreten seien. In 
Süddeutschland wirbt eine Gruppierung 
für marktwirtschaftliche Positionen. Am 
Wochenende haben prominente Mit¬ 
glieder ein „Frankfurter Kolloquium“ 
gegründet, das mehrere Hundert Mit¬ 
glieder versammeln will. „Die Grün¬ 
dung ist eine Reaktion auf die fehlen¬ 
den Positionen in der Piratenpartei zu 
sozial-liberalen Themen“, sagte ihr vor¬ 
läufiger Sprecher Aleks Lessmann. Die 
Devise dieser Gruppe laute: „So wenig 
Staat wie möglich, so viel wie nötig.“ 
Auch das gehört dazu: Die Zeitung „Die 
Welt“ meldete am 13. Dezember, dass 


der ehemalige Sprecher der Duisbur¬ 
ger Piraten zur neonazistischen Gruppe 
„Pro NRW“ gewechselt sei. Er bezeich- 
nete die Piratenpartei als „Selbsthilfe¬ 
gruppe für Arbeitslose“ und als „Sam¬ 
melbecken für Versager“. Er will bei 
der nächsten Kommunalwahl für „Pro 
NRW“ kandidieren, deren Landeschef 
den Übertritt des „hochkarätigen Funk¬ 
tionärs“ als „Türöffner“ abfeierte. 

2013 wird ein schwieriges Jahr für alle, 
die über den parlamentarischen Weg 
eine neue Politik durchsetzen wollen. 
Die Partei „Die Linke“ soll aus dem 
niedersächsischen Landtag raus fliegen, 
in Bayern nicht reinkommen und im 
Herbst im Bundestag möglichst drau¬ 
ßen bleiben - so die Ziele der bürgerli¬ 
chen Parteien. Die Unionsparteien sind 
mit ihrer Kanzlerin von den Herrschen¬ 


den favorisiert. Von SPD und Grünen ist 
keine Politikänderung zu erwarten. Und 
von der FDP sowieso nicht, denn die 
muss um ihre weitere parlamentarische 
Zukunft bangen. Für die Regierungs¬ 
partei FDP in Niedersachsen liegen die 
Umfragewerte bei drei bis vier Prozent. 
Zur Bundestagswahl melden alle sechs 
Meinungsforschungsinstitute unisono 
mit „Land unter“, vier Prozent. Da passt 
es ins Bild, dass nunmehr, nachdem sich 
schon die Managerkaste enttäuscht vom 
großmäuligen Westerwelle abgewandt 
hatte, der künftige Chef der Deutschen 
Industrie- und Handelskammern, Eric 
Schweitzer, in diesen Dezembertagen 


seinen Austritt aus der FDP erklärte. 
Ein Signal ist es allemal. 

Bleibt abzuwarten, ob er sich der Union 
oder dem „neuen“ Verein von Alt-Ar¬ 
beitgeberpräsident Olaf Henkel zuwen¬ 
den wird, der mit dem Rechtsausleger 
„Freie Wähler“ zumindest in Bayern auf 
acht Prozentpunkte kommen soll. Schon 
in Niedersachsen wollen sie im Land¬ 
tag sein. Die Meinungsforscher führen 
diese Gruppe gegenwärtig nicht, weder 
zu den Landtagswahlen noch zur Bun¬ 
destagswahl. 

Wer auch 2013 für eine neue Politik ein- 
treten will, muss dies vor allem - unter 
Ausnutzung parlamentarischer Initiati¬ 
ven der Linken - außerhalb der Parla¬ 
mente tun. In den Betrieben und Ver¬ 
waltungen, auf den Straßen und Plät¬ 
zen. RolfPriemer 


Die Unionsparteien träumen nur noch, 40-Prozent-Plus 
zu erzielen und die SPD hat Schwierigkeiten, 

30 Prozent zu erreichen. 
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Das große Beileidsgesülze 

Newtown - über die Zerstörung einer Gesellschaft 


Großer Sieg der PSUV 

20 der 23 Bundesstaaten Venezuelas 
werden in den kommenden Jahren von 
der Vereinten Sozialistischen Partei Ve¬ 
nezuelas regiert, fünf mehr als bislang. 
Oppositionelle Kandidaten gewannen 
lediglich in Lara und in Miranda. In 
letzterem Bundesstaat setzte sich Hen- 
rique Capriles Radonski gegen den frü¬ 
heren Vizepräsidenten Eifas Jaua durch 
und konnte damit zumindest auf regi¬ 
onaler Ebene die Schlappe der Präsi¬ 
dentschaftswahl wettmachen. Einen be¬ 
sonderen Achtungserfolg konnten die 
Kommunisten und die hier mit ihnen 
verbündeten Tupamaros in Portugue- 
sa feiern. Nach Wahlgewinner Wilmar 
Castro von der PSUV, der sich mit 53,96 
Prozent durchsetzen konnte, belegten 
sie hier mit 24,51 Prozent den zweiten 
Platz. Dazu steuerte die PCV 13,42 Pro¬ 
zent bei, die Tupamaros erreichten 10,3 
Prozent, die kleine CRV kam auf 0,77 
Prozent. Oppositionsvertreter Ivan kam 
mit 21,06 Prozent nur auf Platz 3. 

Die Wahlbeteiligung lag landesweit bei 
53,94 Prozent. www.redglobe.de 

Japan: LDP-Wahlsieg 

Shinzo Abe, der Vorsitzender der ja¬ 
panischen Liberaldemokraten (LDP), 
konnte am Sonntag einen erdrutsch¬ 
artigen Wahlsieg verbuchen. Die LDP 
errang 294 der 480 Unterhaussitze und 
hat zusammen mit den 31 Sitzen ihres 
traditionellen Koalitionspartners New 
Komeito die Zweidrittel-Mehrheit. Die 
DJP stürzte von 233 auf 57 Sitze ab. Als 
Regierungschef will er vor allem die 
Wirtschaftspolitik des Landes ändern. 
Doch auch die Energie- und Sicher¬ 
heitspolitik Japans könnten einen Rich¬ 
tungswechsel erleben Unter der neuen 
Regierung wird Japan trotz der Fuku- 
shima-Katastrophe zur Atomenergie 
zurückkehren. Die LDP hatte Japan 
50 Jahre lang fast ununterbrochen re¬ 
giert, bevor 2009 erstmals eine Oppo¬ 
sitionspartei die Macht übernahm. Bei 
den vorzeitigen Neuwahlen am Sonn¬ 
tag straften die Wähler die Democratic 
Party of Japan (DPJ) für drei erfolglose 
Regierungsjahre ab. 


Z wanzig tote Kinder, sechs tote 
Erwachsene. Eine Tragödie. Und 
wieder Gelegenheit für großes 
Staatstheater. Der Friedensnobelpreis¬ 
träger, der Kriege führt wie kaum ein 
anderer, verwandelt die Trauerfeier in 
Newtown in die große Barack-Obama- 
Show. Selten ist Ernsthaftigkeit, Anteil¬ 
nahme und Entschlossenheit medial so 
wohlfeil zu haben. Und wird so folgen¬ 
los bleiben. 

„Dieser Irre ist der Amokschütze!“ 
(Bild). Autismus, Asperger-Syndrom, 
Persönlichkeitsstörung. Einfach ver¬ 
rückt! Noch immer die angenehmste 
Erklärung. 

Wem das zu billig ist - da sind noch 300 
Millionen Waffen in den Schränken der 
US-Bürger. Man muss kein Freund der 
National Rifle Association sein. Die 
schießwütigen Lobbyisten der Waffen¬ 
industrie sind ähnlich angenehme Zeit¬ 
genossen wie die nützlichen Idioten der 
Tea-Party. Nicht selten identisch. Und 
die durchschnittliche Bewaffnung eines 
US-Haushaltes in der Größenordnung 
einer mittleren Sturmtruppe macht es 
Menschen, die sich mit der Phantasie 
von einem spektakulären Abgang tra¬ 
gen, nicht gerade sonderlich schwer. 
Die Frage nach dem Warum beantwor¬ 
tet auch das nicht. 

Das Land ist stolz auf seine Waffen. 
Ende der 1950er Jahre plante die US- 
Regierung, bei einer sich bietenden 
plausiblen Gelegenheit die UdSSR 
und die VR China von der Landkarte 
zu bomben. Ein paar Wochen Fall Out. 
Man käme aus dem Bunker und die Sa¬ 
che mit dem Kommunismus hätte sich 
erledigt. Codename „Furtherance“. Lei¬ 
der kein Scherz. 

Schon viele Vietnam-Veteranen ver¬ 
standen nicht, warum das, was in den 
My Lais so in Ordnung war, nun zu 
Hause nicht mehr gelten sollte. Und in 
Irak, wo der „death toll“ auf der Straße 
des Todes nur so ratterte ... Oder in Af¬ 


ghanistan, Libyen, Syrien, oder wo die 
Killerdrohnen sonst noch fliegen, wo 
jeder Tote, einschließlich der mensch¬ 
lichen „Kollateralschäden“ vom Baby 
bis zum Greis immer „ein guter Toter“ 
ist. Wie bei den Rothäuten, so auch bei 
den Al-Kaida-Terroristen. Abschießen 
aus sicherer Entfernung und dann zu 
den Gänseblümchen hinter dem weiß¬ 
gestrichenen Gartenzaun? 

Zugegeben, das alles ist nicht neu. Seit 
die Elite des Landes begann die Indi¬ 
aner ausrotten zu lassen und schwarze 
Sklaven zu importieren, führt dieser 
Staat imperialistische Kriege. Damit ist 
er groß und zur „einzigen Weltmacht“ 
geworden. Neu ist, dass der Krieg nun 
auch im Land selbst geführt wird. In 
den Worten des Großspekulanten War- 
ren Buffett: „In Amerika wird ein Klas¬ 
senkrieg geführt, und meine Klasse ge¬ 
winnt eindeutig.“ 

Begonnen hat dieser innere Krieg mit 
dem Sieg der neoliberalen Klassen¬ 
kämpfer unter Ronald Reagan. Damals 
ging es offiziell gegen das „Reich des 
Bösen“ und viele glaubten, sie wären 
nicht gemeint. Ein Irrtum. Der Ameri¬ 


can Dream war geplatzt. Es hatte nur 
noch niemand gemerkt. 

Nun sind die Kriege verloren - nach 
außen und innen -, die Jobs gestrichen, 
die Kredite geplatzt, die Reserven auf¬ 
gezehrt, die Häuser zwangsversteigert. 
Rund 50 Millionen US-Bürger leben 
von Lebensmittelzuschüssen. Um über 
die Runden zu kommen, braucht die 
frühere Familienidylle nun den Dritt- 
und Viertjob. Der Uni-Abschluss ver¬ 
schwimmt im finanziellen Nirwana. 
Von Perspektive kann ebenso wenig 
die Rede sein wie von intaktem Fami¬ 
lienleben. Für die Sinnsuche sind ver¬ 
blödende Unterhaltung und Ballerspie¬ 
le im Angebot. 

Buffets siegreiche herrschende Klasse 
verfügt über zwar reichlich beschränk¬ 
te, aber effektiv umgesetzte Kollek¬ 
tivstrategien. Ihre Maxime lautet wie 
zu Marx‘ Zeiten: Maximalprofit auf 
Biegen und Brechen. Die verlieren¬ 
de Arbeiterklasse, aber erst Recht 
die enteignete Mittelschicht tendie¬ 
ren dagegen zu einem werbeindustri¬ 
ell aufgemotzten, anachronistischen 
Individualismus. Diese chauvinistisch 
aufgeladene Bewusstseins- und Menta¬ 


litätslage macht es möglich, dass Kran¬ 
ke gegen die Einführung einer Kran¬ 
kenversicherung kämpfen und über 30 
000 Menschen pro Jahr durch Schuss¬ 
waffen umkommen. Mit dem Nieder¬ 
gang der Systemherausforderung kün¬ 
digte die herrschende Klasse den 40 
Jahre währenden Klassenkompromiss. 
Die katastrophalen Folgen haben vor 
allem die Mittelschichten in verstören- 
de Orientierungslosigkeit gestürzt. Al¬ 
les, woran sie einmal geglaubt hatten, 
liegt in Scherben. Ihre mentale Entwur¬ 
zelung könnte vollständiger kaum sein. 
Die Weltmachtprivilegien bröckeln. 
Die herrschende Propaganda hat den 
American Way of Life durch die Angst 
ersetzt. Die Terrorismus-Paranoia le¬ 
gitimiert die Folter wie den Angriffs¬ 
krieg, den Sturz gewählter Regierun¬ 
gen sowie die öffentliche Ermordung 
missliebiger Menschen, egal wer sie 
sind und wo sie sind. Und sie legitimiert 
im Inneren einen Überwachungs- und 
Hochsicherheitsstaat mit einer unent¬ 
rinnbaren neoliberalen Propaganda in 
Endlosschleife. 

Die Reagonomics hatten geglaubt, 
ihr Programm der fortschreitenden 
Enteignung der großen Mehrheit der 
Bevölkerung durch Repression hin¬ 
reichend absichern zu können. Chile 
hatte sie ermuntert. Nun müssen sie 
erleben, dass die Ausweglosigkeit und 
Irrationalität, die sie in diese Gesell¬ 
schaft getragen haben, Früchte trägt. 
Dass Menschen, die nichts mehr zu 
verlieren haben nicht unbedingt ihrem 
Buchhalter-Bewusstsein folgen. Weder 
in Afghanistan noch in Newtown. 
Newtown wird das große Morden na¬ 
türlich nicht stoppen. Weder im Nahen 
und Mittleren Osten noch in den USA. 
Es wird die Repression und Überwa¬ 
chung verstärken und es wird nicht die 
letzte Gelegenheit für Barack Obama 
bleiben, uns allen medienwirksam vor¬ 
zubeten. Klaus Wagener 



Kurs auf weiteren Ausbau der EU-Macht 

EU-Bankenaufsicht wird die Spekulation kaum bremsen können 


FSA kündigt Mord an 

Wie die Agentur Ria Novosti am 
13. Dezember berichtete, hat die „Freie 
Syrische Armee“, der bewaffnete Arm 
der syrischen Opposition, angekündigt, 
die vor zwei Monaten entführte, für uk¬ 
rainische und russische Medien aus Sy¬ 
rien berichtende ukrainische Journalis¬ 
tin Anchar Kotschnewa hinzurichten. 
„Nach dem Appell des ukrainischen 
Außenministeriums an das Assad-Re- 
gime, alle Maßnahmen für den Kampf 
gegen uns zu ergreifen, erkläre ich: Ich 
werde Agentin Anchar Kotschnewa 
hinrichten und so die Regierung der 
Ukraine blamieren“, heißt es in einem 
Statement der Kidnapper, das ein „Ka¬ 
pitän Mohamed Abu“ unterschrieben 
hat. In der Erklärung, die auf einer Ex¬ 
tremistenwebsite veröffentlicht ist, dro¬ 
hen die syrischen Rebellen zugleich mit 
Angriffen auf die Botschaften der Uk¬ 
raine und Russlands. Sie rufen zu einem 
Krieg gegen „alle Ukrainer, Russen und 
Iraner“ auf, damit „kein Ukrainer, Rus¬ 
se oder Iraner lebendig Syrien verlässt“. 
Nach dem Massaker in der syrischen 
Ortschaft Akrab, in der am 11. Dezem¬ 
ber laut Medien mindestens 125 Bewoh¬ 
ner durch Terroristen getötet worden 
sind, fordert Russland eine scharfe in¬ 
ternationale Reaktion. Diese „grausame 
Tragödie“, die eine Eskalation der zwi¬ 
schenkonfessionellen Beziehungen in 
dem kriegsgebeutelten Syrien auslösen 
könne, erfordere eine „adäquate Reak¬ 
tion“ von Seiten der Weltgemeinschaft. 

Schlag gegen Gewerkschaften 

Im US-Bundesstaat Michigan haben 
die Gwerkschaften eine schwere Nie¬ 
derlage mit landesweiten Auswirkun¬ 
gen erlitten. Der von Republikanern 
beherrschte Kongress des Staates ver¬ 
abschiedete zwei Gesetze mit dem 
Orwellschen Namen „Right to work“ 
(Recht auf Arbeit). Danach müssen 
Beschäftigte in gewerkschaftlich or¬ 
ganisierten Betrieben keine Pflicht¬ 
beiträge mehr an die Gewerkschaften 
abführen. Die Abstimmung wurde von 
wütenden Protesten begleitet: Mehr als 
10 000 Gewerkschafter hatten sich vor 
dem Capitol in Lansing versammelt. 


Über den jüngsten EU-Gipfel am 
13./14. Dezember ist in den meisten 
Medien mit kritischem Unterton be¬ 
richtet worden. Kurz vor Jahresen¬ 
de hätten die EU-Chefs in einer Art 
„vorweihnachtlicher Erschöpfung“ 
nichts Konkretes hervorgebracht. Die 
„großen Reformen“ der Wirtschafts¬ 
und Währungsunion, die eigentlich auf 
diesem Gipfel anstanden, wurden auf 
ein weiteres Gipfeltreffen im Juni 2013 
verschoben. Bis dahin soll EU-Ratsprä- 
sident van Rompuy in Abstimmung mit 
Kommissionschef Barroso und nach 
Konsultation mit den Mitgliedstaa¬ 
ten „mögliche Maßnahmen und einen 
Fahrplan mit Terminvorhaben“ für den 
weiteren Ausbau der Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) vorlegen. 
Das Bild von den „müden“ EU-Grö- 
ßen kann aber leicht irreführen. Denn 
bei allen vorhandenen Differenzen im 
Einzelnen darf nicht übersehen werden, 
dass sich in der Grundrichtung für den 
weiteren Ausbau der WWU im Wesent¬ 
lichen die deutsche Kanzlerin mit der 
Forderung nach mehr „Durchgriffs¬ 
rechten“ der EU-Zentralen gegenüber 
den Mitgliedstaaten durchgesetzt hat. 
Zu den bereits in den letzten zwei Jah¬ 
ren mit dem „europäischen Semester“, 
dem „Euro-Plus-Pakt“, dem EU-Fis- 
kalpakt und weiteren „Paketen“ ein¬ 
geführten Regelungen zu stärkeren 
Kontrollen und Steuerung der Haus¬ 
halts- und Wirtschaftspolitik der Mit¬ 
gliedstaaten durch die EU-Kommis- 
sion sollen weitere „Instrumente“ in 
der gleichen Richtung hinzukommen. 
So eine vertragliche Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten, sich bei allen „großen 
Reformvorhaben“ künftig einer von 
der EU-Kommission gehandhabten 
„Vorabkoordinierung“ zu unterwer¬ 
fen. Ferner sollen künftig „bilatera¬ 
le Verträge“ zwischen einzelnen Mit¬ 
gliedstaaten und der EU-Zentrale ab¬ 
geschlossen werden, mit denen sich die 
Einzelstaaten zur Durchführung be¬ 
stimmter „struktureller Reformen“ zur 


„Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit“ 
verpflichten. Ausdrücklich angemahnt 
werden dabei immer wieder „Arbeits¬ 
marktreformen“. Das meint die Dere¬ 
gulierung und endgültige Abschaffung 
noch bestehender Reste von sozial¬ 
staatlichen Regelungen in einzelnen 
EU-Staaten, insbesondere hinsichtlich 
Kündigungsschutz, Begrenzung der Ar¬ 
beitszeit, Gültigkeit von Tarifverträgen, 
Senkung des Unternehmeranteils an 
den Sozialbeiträgen (der sogenannten 
„Lohnnebenkosten“). 

Bankenaufsicht 

Die 27 Staats- und Regierungschefs bil¬ 
ligten und bejubelten in ihrem Schluss¬ 
protokoll diesmal vor allem, dass es den 
EU-Finanzministern kurz vorher end¬ 
lich gelungen war, einen Kompromiss 
in den bis dahin noch strittigen Fragen 
zur Einrichtung einer europäischen 
Bankenaufsicht zu finden. 

Demnach wird nun unter dem Dach 
der Europäischen Zentralbank (EZB), 
aber streng getrennt von deren Bank¬ 
tätigkeit, eine neue Aufsichtsbehörde 
mit mehreren hundert Mitarbeitern ge¬ 
schaffen, die sich „Single Supervisory 
Mechanism“ (SSM - deutsch: „Einheit¬ 
licher Aufsichtsmechanismus“ - EAM) 
nennt. Sie soll ab 1. März 2014 in Ak¬ 
tion treten und dann etwa 150 bis 200 
„systemrelevante“ Großbanken und Fi¬ 
nanzinstitute in den EU-Staaten über¬ 
wachen, sofern ihre Bilanzsumme mehr 
als 30 Milliarden Euro oder 20 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) des 
Staates ausmacht, in dem sie ansässig 
sind. Die große Mehrheit der Banken 
soll aber weiterhin nur der nationalen 
Bankenaufsicht unterliegen (die als 
bisher völlig unzureichend bewertet 
wird). Nur in konkreten Einzelfällen 
soll der SSM auch andere Banken in 
seine Überwachung einbeziehen kön¬ 
nen. In Deutschland fallen damit nur 
die größten Bankkonzerne wie Deut¬ 
sche Bank, Commerzbank und die gro¬ 
ßen Landesbanken unter europäische 


Bankenaufsicht. Die genauen Einzel¬ 
heiten, welche Kontrollbefugnisse der 
SSM gegenüber den Großbanken tat¬ 
sächlich bekommen und wie das gan¬ 
ze funktionieren soll, müssen aber im 
nächsten Jahr erst noch juristisch prä¬ 
zise festgeschrieben werden. 

Die Schaffung der EU-Bankenauf- 
sichtsbehörde wurde als großer Fort¬ 
schritt auf dem Weg zu einer „Ban¬ 
kenunion“ dargestellt. Was dafür noch 
fehlt, soll im kommenden Jahr ebenfalls 
auf den Weg gebracht werden. Das sind 
vor allem die endgültige Festlegung 
verbindlicher Regeln für die Höhe des 
Eigenkapitals, das Banken Vorhalten 
müssen, die Bildung eines „Einlagen¬ 
sicherungsfonds“ der Banken unterein¬ 
ander, sowie die Vereinbarung einheit¬ 
licher Regeln für die Abwicklung von 
Banken. 

Wie schnell man sich über diesen wei¬ 
teren Ausbau der „Bankenunion“ eini¬ 
gen kann, steht aber auf einem anderen 
Blatt. Ab Installierung der Bankenauf¬ 
sicht soll auf jeden Fall bereits die Fest¬ 
legung des letzten EU-Gipfels gelten, 
dass „notleidende“ Banken künftig di¬ 
rekt Geld aus dem Euro-Rettungsfonds 
ESM erhalten können. Diese Direkt¬ 
finanzierung von bankrottgefährdeten 
Banken durch Mittel aus dem ESM, 
für die letztlich die Steuerzahler haf¬ 
ten müssen, war der eigentliche Grund 
für die Installierung einer EU-Banken¬ 
aufsicht durch die EZB. 

Dass die Einrichtung dieser EU-Ban¬ 
kenaufsicht nun allerdings tatsächlich 
zur Eindämmung des hemmungslosen 
Spekulationstriebs der großen Finanz¬ 
konzerne beitragen wird, ist mehr als 
zweifelhaft. Schließlich gehören die 
spekulative Umwälzung großer Geld¬ 
mengen und die Einnahme von Zinsen 
für möglichst umfangreich vergebene 
Kredite zu den Hauptmethoden, mit 
denen diese Unternehmen ihre Gewin¬ 
ne machen. Die Erfahrungen mit den 
nationalen Bankenaufsichten zeigen 
eher die Gültigkeit des alten Sprich¬ 


worts, dass eine Krähe der anderen 
kein Auge aushackt. 

So bestätigt die Einrichtung der EU- 
Bankenaufsicht zwar die Erkenntnis, 
dass der heutige „finanzmarktgetrie¬ 
bene Kapitalismus“ offensichtlich ohne 
eine gewisse staatliche bzw. im Fall der 
EU supranationale staatsmonopolis¬ 
tische Regulierung nicht mehr aus¬ 
kommt. Eine effektive Alternative zur 
Bekämpfung seiner irrsinnigen Speku- 
lationswellen sieht aber anders aus. Sie 
kann eigentlich nur über die Vergesell¬ 
schaftung des Banken- und Finanzsek¬ 
tors unter echter demokratischer Kon¬ 
trolle erreicht werden. 

Ausbau der EU als Militärunion 

Ganz ausgeblendet in der Berichter¬ 
stattung über den jüngsten EU-Gipfel 
blieb bisher, dass das Schlussprotokoll 
der Zusammenkunft unter „Sonstiges“ 
in Punkt 20 auch den weiteren Aus¬ 
bau der „militärischen Fähigkeiten“ 
der EU auf die Tagesordnung gesetzt 
hat, damit sie noch mehr als bisher in 
Kooperation mit USA, NATO, OSZE 
oder auch der UNO am „internationa¬ 
len Krisenmanagement“ teilnehmen 
kann. Bis September 2013 sollen da¬ 
für „weitere Vorschläge und Maßnah¬ 
men“ zur „Verbesserung der Verfüg¬ 
barkeit von benötigten zivilen und mi¬ 
litärischen Fähigkeiten“ ausgearbeitet 
werden. Ziel sei dabei die „Stärkung 
der Fähigkeit der EU, für das gesamte 
Spektrum der Krisenbewältigungsmaß¬ 
nahmen die richtigen zivilen und mili¬ 
tärischen Fähigkeiten und das richtige 
Personal schnell und wirksam einzuset¬ 
zen“. Dazu gehöre auch die „Stärkung 
der europäischen Verteidigungsindus¬ 
trie“ durch den Aufbau einer „stärker 
integrierten, nachhaltigen, innovativen 
und wettbewerbsfähigen europäischen 
verteidigungstechnologischen und -in¬ 
dustriellen Basis“. Also durch den Aus¬ 
bau und die stärkere Vernetzung und 
supranationale Koordinierung der EU- 
Rüstungsindustrie. Georg Polikeit 
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ioo Jahre KP Chiles 



Die Kommunistische Partei Chiles fei¬ 
erte am 8. Dezember im Nationalstadi¬ 
on von Santiago de Chile ihr hundert¬ 
jähriges Bestehen. Vor 70 000 Men¬ 
schen in einem Meer von roten Fahnen 
sang Silvio Rodriguez aus Kuba, und 
es traten bekannte chilenische Lieder¬ 
macher und Gruppen wie Inti Illimani 
auf. Nach 1972 hatte es die KP Chiles 
zum zweiten Mal geschafft das Natio¬ 
nalstadion zu füllen - den Ort, der für 
die Linke Chiles auch eine Erinnerung 
an die grausamsten Verbrechen ist. 
Das Stadion wurde 1973 als Konzen¬ 
trationslager für Gegner der Diktatur 
benutzt; viele wurden dort ermordet. 
Der Vorsitzende der Partei, Guillermo 
Teillier, hielt eine Rede zur Rolle der 
KP Chiles in den aktuellen Kämpfen 
im Land. Ein Jahr vor den Präsident¬ 
schaftswahlen wird eine mögliche Ein¬ 
beziehung der Kommunisten in eine 
Mitte/Links-Regierung unter Führung 
der Christdemokraten debattiert, für 
die sich sogar Ex-Präsident Patricio 
Aylwin ausspricht. 

Die Feier für die Parteigründung, die 
am 4. Juni 1912 stattgefunden hatte 
(siehe auch UZ vom 15. Juni), war mit 
Bedacht in den chilenischen Sommer 
verlegt worden. Zu dem Festakt und ei¬ 
nem politischen Seminar hatte die KP 
internationale Gäste eingeladen, unter 
anderem aus Deutschland. G.P. 


Hilfe auf Gegenseitigkeit 

Volkskomitees - die rote Hilfe im Widerstand 


D ie Verelendung in Griechen¬ 
land lässt sich in den Medien 
längst nicht mehr verleugnen, 
geschweige denn verständlich begrün¬ 
den. Eine Gesellschaft falle ins Boden¬ 
lose, wird der Traumatologe Georg Pie¬ 
per in der FAZ zitiert. Solidaritätskon¬ 
ten und karitative Hilfsaufrufe haben 
mittlerweile Konjunktur. Almosen aus 
dem gleichen politischen Milieu, das 
seit Jahren Griechenland die politi¬ 
sche Zwangsjacke des Lohndumping 
und Sozialabbaus aufzwingt, passend 
zu dem Mitleidgesäusel von Frau Mer¬ 
kel unlängst in Athen. Auf der einen 
Seite helfen diese materiellen Fonds, 
retten im Einzelfall sogar Leben, auf 
der anderen Seite sind sie Teil der im¬ 
perialistischen Ausplünderung Grie¬ 
chenlands wie auch aller anderen Peri¬ 
pherie-Länder. Vor wenigen Tagen erst 
ist dieser Zusammenhang bei der Ver¬ 
leihung des Blue Planet Award an Jean 
Ziegler als Menschenrechts-Heuchelei 
entlarvt worden. 

Auch die Linkspartei eröffnete kürzlich 
gemeinsam mit Syriza ein Spendenkon¬ 
to zur Griechenlandhilfe. Unterstützt 
werden sollen Selbsthilfeprojekte, die 
von Syriza hochstilisiert werden, als sei¬ 
en sie die Basis der Gesellschaft von 
morgen. Die Griechen sind Meister der 
Selbstversorgung. Die Aktivierung al¬ 
ter Selbsthilfestrukturen auf Gegensei¬ 
tigkeit ist überall zu beobachten. Sie als 
Krisenlösungsmodelle zu propagieren, 
sät Illusionen, als könne Griechenland 
sich ohne Systembruch aus der Plün¬ 
derungsfalle der Monopole befreien. 
Seit vielen Jahren breiten sich überall 
in Griechenland, in den Stadtteilen, den 
Dörfern, selbst in Betrieben sogenann¬ 
te Volkskomitees (Laiki epitropi) aus. 
Hilfe auf Gegenseitigkeit müsse einge¬ 
bettet sein in eine große Solidaritäts¬ 
bewegung des einfachen griechischen 
Volkes die Fesseln des Kapitals zu 
sprengen. Die schon lange vorhande¬ 
nen und neu entstehenden Volkskomi¬ 
tees organisieren materielle Hilfe par¬ 
allel zum entschlossenen Widerstand. 
„Wir schauen genau hin, wer in unserer 
Umgebung in materielle Not geraten 
ist. Wir sammeln Güter des täglichen 
Bedarfs unter uns, in unserer Umge¬ 
bung bei Bauern, in Geschäften. Auch 
Geldspenden. Keine und keiner darf 
in unserer Umgebung mit seiner Not 
allein gelassen werden.“ So die Devise. 
Die Komitees stellen Kontrollgruppen 
zusammen, die u.a. in die Verwaltun¬ 
gen der Energiezentralen gehen, um zu 
verhindern, dass Menschen der Strom 
abgeschaltet wird, die ihre Rechnung 
nicht bezahlen können. Da kann es 
schon mal laut und stürmisch zur Sa¬ 
che gehen. 

So intensivieren die Genossen/innen 
im Widerstand die Klassensolidarität. 


Gegen die Almosenhilfe der bürgerli¬ 
chen Freiwilligeninitiativen bzw. NGO 
organisieren die Betroffenen im Klas¬ 
senkampf die gegenseitige Hilfe selbst. 
Sie zeigen, dass sie als Produzenten 
des gesellschaftlichen Reichtums die 
Schuldfrage nicht bei sich suchen, son¬ 
dern in der Schuldenkrise des Kapitals 
die nationale und internationale Bour¬ 
geoisie für die Not der Menschen ver¬ 
antwortlich machen. 

Volkskomitees in Nea Ionia (Attika) 
organisierten kürzlich ein großes Fest, 
bei dem sich die Solidaritätsinitiativen 
vernetzten: Interventionen gegen Un¬ 
terernährung von Kindern, zum Schutz 
der Gesundheit, gegen die skandalöse 
Infrastruktur in den Schulen, die dem 
armen Teil der arbeitenden Klasse den 
Zugang zu ausreichender Bildung ver¬ 
wehrt. Erzieher/innen, Lehrer/innen 
und Eltern greifen in den täglichen 
Schulprozess ein und organisieren die 
materielle, medizinische und pädagogi¬ 
sche Hilfe. Darüber hinaus sollen Aus¬ 
flüge und Puppen- bzw.Theaterprojek¬ 
te den psychischen Auswirkungen der 
Not entgegenwirken. 

In Lavrion (ebenfalls Attika) organisie¬ 
ren Volkskomitees tägliche Schulessen 
und verteilen Lebensmittel in Famili¬ 
en, die in Not gerieten. Valsamos Sy- 
rigos, Vorsitzender des Regionalen 
Gewerkschaftszentrums und Mitglied 
des Volkskomitees berichtete, dass ein 
Unternehmen eine beträchtliche Men¬ 
ge Babynahrung für Säuglinge bereit 
gestellt habe. Die organisierte Samm¬ 
lung von Lebensmitteln in Betrieben 
und Supermärkten sei mehr als erfreu¬ 
lich. Häufig seien in Betrieben und 
Fabriken Ausschüsse aktiv, die den 
Prozess der Solidarität intensivierten. 
Selbstverständlich seien die Kollegen/ 
innen der PAME ein¬ 
bezogen. So habe die 
PAME Hausaufga¬ 
benhilfen organisiert 
oder Kindern aus 
Familien, die es sich 
nicht leisten können, 
für den Hochschulbe¬ 
such qualifiziert. Am 
21. Dezember werden 
die Volkskomitees in 
Lavrion ein Fest der 
Hilfe und Solidarität 
durchführen, das den 
betroffenen Kindern 
ein buntes Unterhal¬ 
tungsprogramm bie¬ 
tet. 

In Ilion (Stadtteil von 
Athen) erklärte Nick 
Boukouvalas als Mit¬ 
glied des Volkskomi¬ 
tees: „Wir erwarten 
für Mitte Dezember 
lang haltbare Nah¬ 


rungsmittel aus großen Lebensmit¬ 
tel- und Milchfabriken. Das Rathaus 
von Petroupolis hat eine eigene Nah¬ 
rungsmittelbank organisiert und wird 
uns eine große Menge an Lebensmit¬ 
teln liefern. Wir haben uns auch schrift¬ 
lich an Schulen der Region gewandt. 
Schon sammelt das Musikgymnasium 
Lebensmittel. Auch Arbeiter bei der 
Stadtverwaltung haben Lebensmittel 
gespendet, und wir befinden uns in Ver¬ 
handlungen mit PASY (Bündnis der 
Kleinbauern). Die Lebensmittel wer¬ 
den bei der Sektion der Gewerkschaft 
der Bauarbeiter verteilt. Wir möchten, 
dass sich in der Zukunft auch andere 
Gewerkschaften beteiligen, aber auch 
Selbstständige und Arbeitslose. So wer¬ 
den die klassenkämpferischen Gewerk¬ 
schaften gestärkt.“ 

Kalomoira Zorma, ebenfalls Mitglied 
des Volkskomitees in Ilion, ergänzte: 
„Die Gesundheitsversorgung des Vol¬ 
kes befindet sich in einem explosiven 
Zustand. Es ist bezeichnend, dass nur 
50 Ärzte in den zwei Behörden der 
IKA (staatliche Krankenkasse) die Pa¬ 
tienten versorgen. Mehr als 65 Prozent 
der kleinen Unternehmer in Ilion ha¬ 
ben keine Krankenversicherung, weil 
sie ihre Beiträge nicht zahlen können. 
Aus diesem Grund werden wir vor der 
IKA und OAEE (Versicherungsträger 
der Freiberufler und Selbstständigen) 
mobilisieren. Wir werden fordern, dass 
die Gesundheitskarten ohne Wenn und 
Aber gestempelt werden und dass Ärz¬ 
te die Arbeitslosen untersuchen. Es ha¬ 
ben sich schon Ärzte gemeldet, die uns 
bei diesen Aktionen unterstützen.“ 
Alekos Katsoulis vom Volkskomitee 
Menidi (Athener Stadtteil) berichtet 
über die Solidaritätsaktionen: „Wir 
organisieren Nachhilfeunterricht für 


Kinder von Arbeitern und Arbeitslo¬ 
sen, Griechen und Migranten. Es gibt 
schon eine ausreichende Anzahl von 
Lehrern, die Förder-Unterricht sowohl 
für Grundschulen als auch für Gymna¬ 
sien und Lyzeen (gymnasiale Oberstu¬ 
fen) anbieten werden. Auch der teure 
außerschulische fremdsprachliche Un¬ 
terricht (Frontistirio) ist einbezogen. 
Der Unterricht kann in den Büros des 
Volkskomitees und der Gewerkschaft 
der Bauarbeiter stattfinden. Wenn die 
Räumlichkeiten nicht ausreichen, wer¬ 
den wir zusätzlich Räume im Olympi¬ 
schen Dorf fordern. Darüber hinaus 
gibt es Initiativen für kulturelle Akti¬ 
vitäten der Kinder.“ Zum Thema Ge¬ 
sundheitsversorgung betonte Katsou¬ 
lis: „Wir haben uns mit den Ärzten der 
IKA getroffen und Untersuchungen 
für nicht versicherte Einwohner und 
Arbeitslose, Griechen und Migranten 
eingefordert. Nach den positiven Re¬ 
aktionen von Seiten der Ärzte, werden 
wir in neuen Aktionen verlangen, die 
medikamentöse Versorgung für die Pa¬ 
tienten abzudecken.“ Zum Zusammen¬ 
hang zwischen materieller Hilfe und 
der Solidarität im Widerstand erklärte 
er: „Für uns ist es klar, dass wir nicht 
die brennenden aktuellen Probleme 
des Volkes beiseite lassen können, jetzt 
wo die Klassensolidarität der Arbeiten¬ 
den verlangt wird. Wir können die Ar¬ 
beitenden und Arbeitslosen nicht den 
NGO und den Freiwilligendiensten als 
gefundenes Fressen überlassen. Des¬ 
wegen gibt es Komitees in allen Nach¬ 
barschaften des Bezirkes.“ Die seien 
schließlich auch der beste Schutz vor 
den verhängnisvollen Auswirkungen 
der korrupten Klientelpolitik 


Udo Paulus 



Erfolg für 
Gewerkschaften 

Lage in Tunesien bleibt 
gespannt 

Nach sechsstündigen Verhandlungen 
zwischen der tunesischen Gewerk¬ 
schaftszentrale UGTT und einer De¬ 
legation von vier Ministern der von der 
islamistischen Ennahda-Partei geführ¬ 
ten Regierung am 12. Dezember, die 
mit einem Erfolg für die Gewerkschaf¬ 
ten endeten, hat die UGTT den für den 
13. Dezember ausgerufenen landeswei¬ 
ten Generalstreik (s. letzte UZ) annul¬ 
liert. Die Regierungsvertreter haben 
sich gegenüber den Gewerkschaftern 
wegen des kürzlichen Überfalls auf 
die UGTT-Zentrale in Tunis entschul¬ 
digt und betont, dass die Regierung die 
UGTT als wichtigen Faktor des natio¬ 
nalen Lebens respektiere. Die Regie¬ 
rungsvertreter sagten zu, dass eine Un¬ 
tersuchungskommission zu dem Vorfall 
eingesetzt wird und die Schuldigen vor 
Gericht gestellt werden. Im Ergebnis 
der Untersuchung werde die Regierung 
gegebenenfalls auch ein Verfahren zur 
Auflösung der „Liga zum Schutz der 
Revolution“ einleiten, die von den Ge¬ 
werkschaften für den Überfall verant¬ 
wortlich gemacht worden ist. In vier 
Wochen will die Gewerkschaftsführung 
die Einhaltung dieser Zusagen prüfen 
und, falls die Zusagen nicht eingehal¬ 
ten werden, den Generalstreik-Aufruf 
wieder aktivieren. 

Die Lage in Tunesien bleibt jedoch wei¬ 
ter angespannt. Viele Tunesier verspü¬ 
ren zwei Jahre nach dem Sturz des alten 
Regimes keine Verbesserung ihrer Lage. 
Vor allem die Arbeitslosigkeit und die 
Unsicherheit der wirtschaftlichen und 
sozialen Existenz haben sich für viele 
sogar vergrößert. Die regierenden Is¬ 
lamisten sind offenkundig nicht in der 
Lage und auch nicht gewillt, dies im 
Sinn der ursprünglichen Ziele der tu¬ 
nesischen Revolution zu ändern. Mitt¬ 
lerweile droht vor dem Hintergrund der 
Zunahme der wirtschaftlichen und sozi¬ 
alen Probleme auch eine neue politische 
Krise: der von der bürgerlich-liberalen 
Partei CPR (Kongress für die Republik) 
gestellte Staatspräsident Marzouki hat 
eine Umbildung der Regierung zu ei¬ 
nem verkleinerten „Expertenkabinett“ 
vorgeschlagen, was von den Ennadha- 
Islamisten bislang nicht akzeptiert wur¬ 
de. Die Partei des Staatspräsidenten 
drohte damit, die Regierungskoalition 
aufzukündigen. Auch die Ettakol-Par- 
tei, die als „linke Partei“ dargestellt wird 
und den Parlamentspräsidenten stellt, 
hat ihre Kritik am Regierungskurs der 
Ennhada verstärkt und ihr vorgeworfen, 
dass sie immer mehr allein Entscheidun¬ 
gen fällt, ohne ihre Partner in der regie¬ 
renden Koalition zu konsultieren. 

Verschleierung 

Rüstungsschmiede Schweiz 

Seit Jahren veröffentlicht das Staats¬ 
sekretariat für Wirtschaft (Seco) der 
Schweiz die Zahlen des Exports von 
Kriegsmaterial, der letztes Jahr ein 
Allzeithoch von 872,7 Millionen Fran¬ 
ken erreichte. Dabei redet das Seco 
vorhandene Schlupflöcher in den Ex¬ 
portgesetzgebungen der Schweiz schön, 
insbesondere was die geltenden Aus¬ 
schlusskriterien für Kriegsmaterial- 
Lieferungen an Länder betrifft, die 
schwere Menschenrechtsverletzungen 
begehen oder sich an internen oder in¬ 
ternationalen bewaffneten Konflikten 
beteiligen (wie im Falle der am Afgha¬ 
nistankrieg beteiligten Staaten). Diese 
veröffentlichten Zahlen umfassen ein¬ 
zig die Exporte unter dem Kriegsmate¬ 
rialgesetz (KNIG), obwohl diese nicht 
alle exportierten Rüstungsgüter umfas¬ 
sen. Nicht aufgeführt wird die Katego¬ 
rie der „besonderen militärischen Gü¬ 
ter“, die einzig in der Schweiz existiert. 
Sie werden dem viel lockereren Güter- 
kontroll-Gesetz (GKG) unterstellt. Das 
betrifft unter anderem Militär-Optik, 
militärische Simulatoren sowie militä¬ 
rische Trainingsflugzeuge. 

Dass die Rüstungsexporte der Schweiz 
höher sind als nur die reinen Kriegs¬ 
material-Lieferungen war schon lange 
klar, verlässliche Zahlen wurden bisher 
jedoch nicht publiziert. 
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Gastkolumne von Sevim Dagdelen 

Plan A für Opel Bochum 


Wer die aktuelle Stunde im Deut¬ 
schen Bundestag zu den geplanten 
Massenentlassungen bei Opel Bo¬ 
chum beobachtete, der konnte ne¬ 
ben der Weigerng der Bundesre¬ 
gierung für die Opelaner auch nur 
irgendetwas zu tun, und den morali¬ 
schen Appellen von SPD und Grü¬ 
nen vor allem bemerken, mit welcher 
Vehemenz gerade CDU und SPD die 
Situation im Ruhrgebiet schönrede¬ 
ten. Hier drängt sich der Eindruck 
auf, dass nicht sein kann, was nicht 
sein darf. Und wer dennoch wagt vom 
wachsenden Elend im Ruhrgebiet zu 
reden der gilt als Nestbeschmutzer. 
Dabei ist der Befund für das Ruhr¬ 
gebiet sehr deutlich. Eine im No¬ 
vember 2012 veröffentlichte Studie 
der Hans-Böckler-Stiftung spricht 
von einer „dramatischen“ Entwick¬ 
lung im Ruhrgebiet. So sei beispiels¬ 
weise in Duisburg und Dortmund 
von 2005 bis 2011 die Armutsquo¬ 
te um etwa ein Drittel auf gut 23,5 
und 24 Prozent gestiegen. In Duis¬ 
burg, so die Autoren der Studie, 
verarme „eine Stadt als Ganzes“. 
In Essen brauchen 30 Prozent aller 
Kinder unter 15 Jahren öffentliche 
Unterstützung. Und die Situation in 
den anderen Ruhrstädten sieht nicht 
viel besser aus. Wird Opel Bochum 
2016 wie geplant von General Mo¬ 
tors geschlossen, verlieren nicht nur 
die 3 000 Opelaner ihre Stelle. Rund 
45 000 Arbeitsplätze stehen damit in 
der Region auf dem Spiel. Der viel¬ 
beschworene Strukturwandel besteht 
dagegen vor allem in der kapitalisti¬ 
schen „Krisenlösung“, der Profitstei¬ 
gerung durch Massenentlassungen. 
Darüber kann auch die Werbeabtei¬ 
lung der Stadt Bochum - bundesweit 
bekannt geworden durch Steinbrück- 
Redehonorar von 25 000 Euro und 



die kostspielige Einwerbung von Pro¬ 
minenten für einen Tag oder die Ver¬ 
leihung von Menschenrechtspreisen 
an den türkischen Ministerpräsiden¬ 
ten Erdogan - nicht hinwegtäuschen. 
Der Kampf um Opel Bochum ist in¬ 
sofern ein Kampf um die Zukunft der 
Menschen im Ruhrgebiet. Die Opela¬ 
ner wollen ihn führen. Sie wollen kei¬ 
nen Plan B, bei dem sie mit ein paar 
Brosamen vor der Einkehr in die Er¬ 
werbslosigkeit belohnt werden. Für 
sie gibt es nur Plan A: Den Erhalt der 
Arbeitsplätze bei Opel Bochum. Des¬ 
halb geht es jetzt um die Solidarität 
mit den Opel-Beschäftigten gegen 
einen Kapitalismus, der immer mehr 
Menschen im Ruhrgebiet regelrecht 
ins Elend stürzt. Strukturwandel an 
der Ruhr heißt denn auch übersetzt 
private Überschuldung, explodieren¬ 
der Niedriglohnsektor, wachsende 
Armut, Kinder in Not. Dagegen gilt: 
Solidarität heißt Widerstand! 

Die Bochumer Bundestagsabgeordnete Se¬ 
vim Dagdelen ist Mitglied der Fraktion „Die 
Linke“. 


Wenn sie wieder ein Mandat beschließen... 


Wenn sie wieder ein Mandat beschlie¬ 
ßen, erzählen sie uns, dass es zur Ver¬ 
teidigung von Menschenleben not¬ 
wendig ist. 

Am Ende gibt es dann zehntausende 
Tote, zerstörte Städte und Dörfer, ver¬ 
seuchte Erde - und gelegentlich neue 
Erdöltrassen. 

Wenn sie wieder ein Mandat verlän¬ 
gern, erklären sie uns, dass es um Men¬ 
schenrechte und Demokratie geht. 
Dagegen haben die Vertreter der deut¬ 
schen Rüstungskonzerne, die mit dem 
Export ihrer todbringenden Waffen in 
Kriegführende Länder an der Welts¬ 
pitze liegen, allein die Börsenwerte ih¬ 
rer Unternehmen im Blick. 

Wenn sie wieder ein neues Mandat 
wollen, begründen sie es damit, dass 
es ihnen um die Solidarität mit einem 
anderen NATO-Land geht. 

Sie verstehen unter „Solidarität“ al¬ 
lerdings nur die Kumpanei unter Räu¬ 
bern, die sich in einem überflüssigen 
Militärbündnis zusammenfinden. 
Wenn sie wieder ein neues Mandat 
vorbereiten, sagen wir NEIN zu die¬ 
sem neuerlichen Verstoß gegen Völ¬ 
kerrecht und Menschenrecht. 

Wenn sie wieder ein neues Mandat 
wollen sagen wir NEIN zu Lügen 
und Schandtaten in unserem Namen, 
NEIN zu diesem Weg in einen mörde¬ 
rischen Krieg. 

Gegen den Patriot-Einsatz an der tür¬ 
kisch-syrischen Grenze! 


Wir, Künstlerinnen, Kulturschaffende 
und Unterzeichnerinnen der bundes¬ 
weiten Künstlerinitiative www.unru- 
hestiften.de protestieren entschieden 
gegen den geplanten Einsatz von Pat¬ 
riot-Raketen in der Türkei! 

Mit der Friedensbewegung fordern wir 
die Abgeordneten des deutschen Bun¬ 
destages auf: Sagt NEIN, lasst Waffen 
und Soldaten in den Kasernen! 
Vielmehr muss endlich alles getan 
werden, den Konflikt in Syrien mit po¬ 
litischen Mitteln zu befrieden. 

Wir, Künstlerinnen und Kulturschaf¬ 
fende, unterstützen die Friedensbewe¬ 
gung bei Aktionen gegen den geplan¬ 
ten Patriot-Einsatz. 

Über 1800 Künstlerinnen und Kultur¬ 
schaffende, andere Persönlichkeiten 
und Organisationen haben seit Som¬ 
mer 2009 den bundesweiten Aufruf 
www.unruhestiften. de unterzeichnet. 
Es ist ein Aufruf gegen rechts, gegen 
die Abwälzung der Krisenfolgen und 
für die Umverteilung von oben nach 
unten, gegen die Kriegspolitik der 
Bundesregierung - und für die Förde¬ 
rung der kulturellen Vielfalt. 

Die Unterschriftensammlung geht 
zeitlich unbegrenzt weiter. 

Wir, Künstlerinnen und Kulturschaf¬ 
fende, unterstützen die Friedensbe¬ 
wegung bei Aktionen gegen den ge¬ 
planten Patriot-Einsatz. Lasst uns 
gemeinsam gegen den Krieg Unruhe 
stiften! www.Unruhestiften.de 


Liebe Leserinnen und Leser! 

In dieser letzten Ausgabe der UZ im Jahre 2012 möchten wir allen Autorinnen und Autoren, 
Spenderinnen und Spendern, allen Leserinnen und Lesern für ihre solidarische Unterstüt¬ 
zung unserer sozialistischen Wochenzeitung danken. 

Wir wünschen ein frohes Fest, einen guten „Rutsch“ und Tage der Erholung und Entspan¬ 
nung. Mit der UZ starten wir am 4. Januar ins neue Jahr 2013. 

Ein Jahr der andauernden schweren Finanz- und Wirtschaftskrise liegt hinter uns, ein Jahr, 
in dem sich in vielen Ländern Europas zunehmend Widerstand gegen die Abwälzung der 
Krisenlasten auf die Beschäftigten, die Arbeitslosen, die Rentnerinnen und Rentner, auf die 
junge Generation entwickelte. Jüngstes Beispiel war der 14. November. 

Wir werden uns auch im neuen Jahr dafür engagieren, dass der Widerstand gegen Kapital 
und Kabinett wächst und die linken Kräfte, die DKP und ihre Zeitung UZ stärker werden. 

Herausgeber, Redaktion und Verlag 


Die geltend gemachten juristischen Bedenken 
haben einen politischen Hintergrund 

Interview mit Detlef Fricke zum Antrag auf Einleitung eines NPD-Parteiverbotsverfahrens 


UZ: Die Ministerpräsidenten der Län¬ 
der haben beschlossen, über den Bun¬ 
desrat einen Antrag beim Bundesver¬ 
fassungsgericht auf Einleitung eines 
Verbotsverfahrens gegen die NPD zu 
stellen. Weshalb kommt dies zum jet¬ 
zigen Zeitpunkt, nachdem über Jahre 
hinweg trotz der Beschlüsse von Ge¬ 
werkschaftstagen auf Einleitung eines 
solchen NPD-Verbotsverfahrens, trotz 
der sehr erfolgreichen Kampagne der 
VVN - BdA und der Antifaschisten 
nonpd nichts getan wurde? Was ist dei¬ 
ne Einschätzung? 

Detlef Fricke: Dies hat mit Sicherheit 
mit der Mordserie des NSU insbeson¬ 
dere an ausländischen Mitbürgern zu 
tun. Bei der Aufklärung dieser Morde 
ist deutlich geworden, dass die neofa¬ 
schistische und rassistische Ideologie 
der NPD die politische Grundlage für 
die Mordserie des NSU waren. Die 
NPD vertritt dies auf der Straße und 
in Parlamenten, der NSU mordete im 
Untergrund. Kennzeichnend für die 
politische Verbindung zwischen NPD 
und NSU ist, dass im Schweriner Land¬ 
tag die NPD-Abgeordneten kurz vor 
einer Gedenkminute für die Opfer des 
NSU den Sitzungssaal verließen, damit 
für einen Eklat sorgten. 

Die Morde haben zu Recht Erschre¬ 
cken und Empörung nicht nur bei uns, 
sondern weltweit ausgelöst. Hierauf 
musste die Politik reagieren. 

Dass die Länderinnenminister den ent¬ 
sprechenden Anstoß für ein solches 
Verbotsverfahren gegen die NPD ge¬ 
geben haben, mag auch damit Zusam¬ 
menhängen, dass nicht zuletzt durch 
den Untersuchungsausschuss des Bun¬ 
destages deutlich wurde, dass die staat¬ 
lichen Geheimdienstes, die sich Verfas¬ 
sungsschutz nennen, auf dem rechten 
Auge blind waren, weggeguckt haben. 

UZ: Nun gibt es ja auch innerhalb des 
Regierungslagers unterschiedliche Mei¬ 
nungen zur Einleitung eines Verbotsver¬ 
fahrens. Die Bundesregierung wird erst 
im nächsten Jahr darüber entscheiden, 
ob sie zusammen mit den Ländern und 
dem Bundestag einen NPD-Verbots- 
antrag stellen wird. „ Wir haben unse¬ 
re Meinungsbildung noch nicht abge¬ 
schlossen“ so die Aussage von Kanzle¬ 
rin Merkel. Die Bundesjustizministerin 
warnte ihre Kabinettskollegen davor, 
sich auf ein neues Verbotsverfahren 
einzulassen, die Risiken seien seit dem 
Scheitern des ersten Verbotsverfahrens 
nicht unbedingt geringer geworden. Die 
Grünen sind bei dieser Frage tief gespal¬ 
ten. Der hessische Justizminister Hahn 
(FDP) äußerte sich dahingehend, dass 
sich die Länder und der Bund seit Mo¬ 
naten nicht über die Frage des Verbots¬ 
verfahrens einig seien, zeige doch, dass 
eine offensichtliche, also auf die Stirn ge¬ 
schriebene Verfassungsfeindlichkeit der 
NPD kaum vor Gericht darlegbar wäre. 
Bundestagspräsident Norbert Lammert 
meinte, man solle es besser bleiben las¬ 
sen. Der Vorsitzende des NSU-Untersu- 
chungsausschusses Edathy reagierte auf 
Lammerts Aussage mit den Worten, ihm 
sei unklar, worauf Lammert die Aufga¬ 
be ableite, das Ergebnis des anstehenden 
parlamentarischen Meinungsbildungs¬ 
prozesses in Sachen NPD-Verbotsver¬ 
fahren vorwegzunehmen. Der SPD- 
Fraktionsgeschäftsführer im Bundestag 
Thomas Oppermann meinte, dass nicht 
nur der Bundesrat, sondern auch der 
Bundestag und die Bundesregierung ei¬ 
nen eigenen Verbotsantrag stellen solle. 

Detlef Fricke: Es gibt - so meine Ein¬ 
schätzung - unterschiedliche Moti¬ 
vationslagen, die zu diesen Positio¬ 
nierungen führen. Zu Recht hat Axel 
Holz - Bundessprecher der VVN- 
BdA - festgestellt, dass die NPD nicht 
nur für neonazistisches Gedanken¬ 
gut steht, sondern auch Kontakte und 
Schnittmengen zu ultrakonservativen 
Kreisen hat. Gerade in schwierigen 
Zeiten, wie denen einer verheerenden 
Finanzkrise bietet diese ein wichtiges 
Auffangbecken für zahlreiche Wähler. 
Mit einer ultrarechten Partei kann man 
sich die schlimmsten Rassisten vom 


Hals halten und sogleich das Fähnlein 
des Konservatismus bei wichtigen The¬ 
men hochhalten, wie bei der Einschrän¬ 
kung des Asylzuzugs und dem Ruf nach 
einem starken Staat. Das, was der Bun¬ 
desinnenminister Friedrich etwa ge¬ 
genüber den asylsuchenden Roma und 
Sinti praktiziert, steht in klarer Über¬ 
einstimmung mit den ausländerfeind- 



Detlef Fricke, Rechtsanwalt, Mitglied 
des Parteivorstandes der DKP und 
langjähriger DKP-Bezirksvorsitzender 
in Niedersachsen. 


den Apfel gegen eine mögliche Ent¬ 
scheidung des Bundesverfassungsge¬ 
richts von der NPD angerufen würde. 
Wie siehst du dies? 

Detlef Fricke: Die Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten legt in Artikel 11 fest, 
dass die Ausübung der Vereinigungs¬ 
freiheit nur Einschränkungen unter¬ 
worfen werden darf, die in einer de¬ 
mokratischen Gesellschaft für die na¬ 
tionale oder öffentliche Sicherheit, zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung oder 
zur Verhütung von Straftaten oder 
zum Schutz der Rechte und Freihei¬ 
ten Anderer notwendig sind. In einer 
Stellungnahme des wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen Bundestages 
aus dem Jahre 2007 wird aus der bis¬ 
herigen Rechtsprechung des Europä¬ 
ischen Gerichtshofs für Menschen¬ 
rechte die Schlussfolgerung gezogen, 
ein Parteiverbot erfordere nachvoll¬ 
ziehbare Hinweise dafür, dass die De¬ 
mokratie bereits hinreichend bedroht 
sei, dies sei bei einer kleinen Partei 
ohne entsprechenden Masseneinfluss 
nicht anzunehmen. Klar dürfte sein, 


dass auch das Bundesverfassungsge¬ 
richt bei einem Verbotsverfahren die¬ 
se europarechtlichen Regelungen mit 
berücksichtigen wird. Solche juristi¬ 
schen Bedenken haben aber weder die 
Adenauerregierung 1952 davon abge¬ 
halten, das KPD-Verbots verfahren ein¬ 
zuleiten, durch entsprechenden Druck 
auf das Bundesverfassungsgericht dann 
auch das Verbotsurteil im Jahre 1956 
durchzusetzen. Und im Übrigen haben 
sich Bundesregierung und Bundestag 
ja bei verschiedenen Entscheidungen, 
etwa zum Wahlrecht, etwa zur Abga¬ 
be von Rechten des Parlaments oder 
Übertragung von Rechten auf die EU 
beim Bundesverfassungsgericht blutige 
Nasen geholt juristische Bedenken, die 
schon vorher deutlich formuliert wur¬ 
den, hielten sie ja nicht von solchen 
Regelungen ab, die dann vom Verfas¬ 
sungsgericht korrigiert wurden. 

Diese gegen ein NPD Verbotsverfah¬ 
ren geltend gemachten juristischen Be¬ 
denken haben also meiner Auffassung 
nach einen politischen Hintergrund. 

UZ: Weshalb ist also deiner Auffassung 
nach ein solches Verbotsverfahren not¬ 
wendig und sinnvoll? 


2010 wird ausgewiesen, dass von den 
rund 3 Millionen Euro Einnahmen der 
NPD knapp 1,2 Millionen vom Staat 
kamen. Die Zahlungen, die für faschis¬ 
tische V-Männer von den Landesäm¬ 
tern für Verfassungsschutz erbracht 
wurden, sind hierin noch nicht einmal 
eingerechnet. Ein Verbotsverfahren 
würde ihr diese Mittel entziehen. 

Ein solches Verbotsverfahren müsste 
aber begleitet werden von gesellschaft¬ 
lichen Bewegungen der demokrati¬ 
schen und antifaschistischen Kräfte, 
sowohl in der Öffentlichkeit wie auch 
bei Widerstandsaktionen gegen das 
Auftreten der NPD. Gut wäre, wenn 
in den Betrieben die Aktion „Mach 
meinen Kumpel nicht an“ gegen Aus¬ 
länderfeindlichkeit wieder intensiver 
angegangen würde. Die sozialen Ursa¬ 
chen für das Wirken neofaschistischer 
Ideologien müssen benannt und be¬ 
kämpft werden. 

Man sollte die Entscheidung über eine 
wirksame Bekämpfung der NPD nicht 
den Damen und Herren in Berlin, in 
Karlsruhe oder in Straßburg überlas¬ 
sen. 

Die Fragen stellte Gerhard Ziegler 


liehen Forderungen der NPD. Es gibt 
andererseits den Druck aus der Öffent¬ 
lichkeit, der von der stellvertretenden 
SPD-Vorsitzenden Manuela Schwesig 
mit den Worten wiedergegeben wird, 
die Menschen verstehen nicht, dass die 
menschenverachtende NPD mit ihren 
Steuergeldern finanziert wird. Es gibt 
auch juristische Bedenken über die 
Erfolgsaussichten eines solchen neuen 
NPD-Verbotsverfahrens, nachdem die 
Innenminister durch den Einsatz von 
V-Leuten das erste Verbotsverfahren 
beim Bundesverfassungsgericht gegen 
die Wand gefahren haben. 

UZ: Zu diesen juristischen Bedenken 
gehört ja auch, dass der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte nach 
der Ankündigung des NPD-Vorsitzen- 

-T 


Detlef Fricke: Zum ersten deshalb, weil 
die NPD verfassungswidrig ist. In ihrer 
Ideologie und ihrem praktischen Han¬ 
deln missachtet sie die Menschenrech¬ 
te, Artikel 1 Grundgesetz fordert, dass 
die Würde der Menschen unantastbar 
ist, dies bezieht sich auf alle Menschen, 
die in der Bundesrepublik Deutschland 
leben. Sie hat nachweisbare Verbindun¬ 
gen zu den Freien Kameradschaften, 
die gewalttätig gegen Ausländer, gegen 
missliebige Demokraten Vorgehen. Sie 
ist das politische Auffangbecken für 
Menschen, die unter den sozialen Fol¬ 
gen der Politik der Regierungen leiden, 
arbeitslos sind, keine Perspektive ha¬ 
ben. Ein Verbot der NPD würde ihr ei¬ 
nen Teil ihrer finanziellen Einnahmen 
entziehen. Im Rechenschaftsbericht an 
den Deutschen Bundestag für das Jahr 
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Alle Jahre wieder - a 

Widerstand! 0^ 



Die Bilder auf dieser Seite spiegeln nur einige der vielfältigen Aktionen wieder, 
die in EU-Europa im Jahr 2012 stattfanden: 

Das Bild oben rechts wurde in Madrid bei den Bildungsstreiks im Oktober/ 
November aufgenommen. 

Bild 1 stammt vom Generalstreik in Spanien Ende März. 

Bild 2 zeigt eine Aktion der KNE, des Jugendverbandes der KKE. 

Bild 3 stammt vom IG-Metall-Warnstreik im Mai. 

Bild 4 zeigt einen Mieterprotest in Berlin-Kreuzberg. 

Bild 5 stammt vom Flüchtlingsmarsch 




Am 29. September, dem Aktionstag 
„Umfairteilen, war der Protest vielfäl¬ 
tig und bunt (Bildausschnitt links). 

Auf dem Foto der LL-Demo 2012 
werden sich manche Genossinnen 
und Genossen sicherlich wiedererken¬ 
nen ... 


J ahresrückblicke sollen uns noch 
einmal berichten, was sich im ver¬ 
gangenen Jahr zugetragen hat, wel¬ 
che Höhepunkte wir mitgestaltet oder 
auch versäumt haben. In den Massen¬ 
medien, die ins Haus geliefert werden, 
wird Tragisches und Fröhliches bunt 
und chronologisch aneinandergereiht. 
Ein Zusammenhang dieser Meldun¬ 
gen ist meist nicht zu erkennen, außer 
der zeitlichen Abfolge. Fragen, die tat¬ 
sächlich das Leben der Mehrheit der 
Menschen beeinflussen, bzw. auf die sie 
selbst sogar Einfluss ausüben, sind den 
wenigen linken und fortschrittlichen 
Medien Vorbehalten. Der Beginn des 
Jahres 2012 stand noch unter dem Ein¬ 
druck der kurz vor Jahresende aufge¬ 
deckten Morde der NSU-Terrorgruppe. 
Die auch in 2012 notwendigen Ak¬ 
tionen gegen faschistische Auf¬ 
märsche u.ä. haben dabei 
immer stärker 
die For¬ 
derung 
nach ei¬ 
nem 
Verbot 
der 
NPD 
und 
ande¬ 
rer 
fa¬ 


schistischer Organisationen in den 
Mittelpunkt gerückt. Den Beschluss 
der Innenministerkonferenz im De¬ 
zember ein erneutes Verfahren anzu¬ 
streben, begrüßen wir. Doch wir ver¬ 
trauen unserer eigenen Kraft und wer¬ 
den den antifaschistischen Widerstand 
auch 2013 fortführen. Dies gilt auch in 
der weiteren Entwicklung der Kämpfe 
gegen die Politik der Troika in Brüssel, 
gegen die Regierung im eigenen Land. 
Mit vielen Aktionen und Demonstra¬ 
tionen wurde in Europa deutlich ge¬ 
macht: Wir wollen nicht für 
eure Krise zahlen! Die 
1. Mai-Demonstratio¬ 
nen, Blockupy in Frank¬ 
furt, die Umfairteilen- 
Aktionen und nicht 
zuletzt der euro¬ 


te Aktionstag am 14. November ha¬ 
ben auch bei uns gezeigt, dass Wi¬ 
derstandspotenzial vorhanden, aber 
ausbaufähig ist. Dabei genügt es nicht 
nur über die gewaltigen Aktionen und 
Generalstreiks in Griechenland, Por¬ 
tugal, Spanien, Italien, Frankreich u.a. 
Ländern zu berichten. Wir werden die¬ 
se Beispiele nutzen, um klar und selbst¬ 
bewusst mit den Arbeiterinnen und 
den Menschen in unserem Land für die 
Ziele und Forderungen der Mehrheit 
einzutreten. Dazu gehört es die vor uns 
liegenden Tarifkämpfe zu unterstützen, 
es gehört dazu die Gewerkschaften zu 
stärken und gemeinsame Aktionen mit 
den sozialen Bewegungen zu entwi¬ 
ckeln. Dazu müssen Aktivitäten gegen 
die Kriege und den Militarismus, gegen 
geplante Einsätze der Bundeswehr in 
Syrien und Mali organisiert werden. 
Es gehört der Kampf für gleiche 
Rechte für alle Menschen dazu. Zu 
diesen Kämpfen wollen Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten der 
DKP beitragen. 


Sozialismus oder Barbarei? 
Ganz klar: Sozialismus! Des¬ 
halb ist unsere Antwort auch 
2013 die Entwicklung ge¬ 
meinsamen Widerstands ge¬ 
gen Kriegs- und Rüstungs¬ 
politik, gegen Sozial- und 
Demokratieabbau sein. 

Bettina Jürgensen 
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Die Zuchtmeister der „Fünften Gewalt“ 

Die verliehene Macht der Rating-Agenturen • Von Klaus Wagener 


D as Handelsblatt alarmiert: „Berlusconi ge¬ 
fährdet Italiens Rating“ Angesichts von 
„Reformfortschritten“ habe die Rating- 
Agentur Fitch die Kreditwürdigkeit von Italien 
bestätigt. Die Bonität des Euro-Krisenlandes wer¬ 
de weiter mit der Note „A -“ bewertet. Aber der 
Ausblick für das Rating bleibe „negativ“ Eine Ge¬ 
fahr für die Kreditwürdigkeit stellten, laut Fitch, 
„die anstehenden Wahlen dar“ 

Ähnliche Erkenntnisse auch in der Wirtschafts¬ 
woche: Die Rating-Agentur Standard & Poor’s 
(S&P) werfe den europäischen Regierungen in 
der Schuldenkrise einen „nachlassenden Re¬ 
formeifer“ vor. „Die Politik lehnt sich etwas zu¬ 
rück“, habe S&P-Europachef Moritz Krämer ge¬ 
sagt. Zwar stünden mit der Bankenunion und der 
EZB-Garantie notfalls unbegrenzt Staatsanleihen 
aufkaufen zu wollen, zwar „Instrumente bereit“, 
es hapere aber mit der Umsetzung. Sorgen mache 
sich S&P vor allem wegen der „Altlasten in den 
Bankbilanzen“, da diese nicht von der Bankenuni¬ 
on erfasst seien. 

Kümmernis auch bei der Zeit: „Der Euro-Ret- 
tungsschirm büßt sein Spitzenrating ein. Die Ra¬ 
ting-Agentur Moody’s senkte die Bonitätsnoten 
von ESM und EFSF von AAA um eine Stufe 
auf AA1.“ Der Ausblick für beide bleibe negativ. 
Die Abstufung sei unter anderem eine Folge der 
schlechteren Bonität des Euro-Landes Frankreich. 
Moody’s hatte Frankreich vor einer guten Woche 
ebenfalls auf AA1 abgestuft. Frankreichs langfris¬ 
tige wirtschaftliche Wachstumsaussichten hätten 
sich eingetrübt. 

Derartige Nachrichten sind nichts besonderes. 
Spätestens seit Ausbruch der Krise hat man sich 
daran gewöhnt, dass alle wirtschafts- und finanz¬ 
politischen Maßnahmen und nicht selten auch po¬ 
litische Entscheidungen und Personalien von den 
„BigThree“ des internationalen Rating-Geschäfts 
(Standard & Poor’s, Moody’s, Fitch) begleitet, ge¬ 
fordert und durchaus auch außerhalb des bürger¬ 
lichen Parlamentarismus erzwungen werden. Das 
wirft einige Fragen auf. 

Im Anfang war die Aktie 

Versuchen wir es mit Adam und Eva. So etwas wie 
Anteilsscheine an Unternehmen hatte es schon 
früher gegeben. Aber Anfang des 17. Jahrhunderts 
kam Bewegung in die Sache. Niederländische 
Fernkaufleute gründeten 1602 die „Vereenigde 
Oostindische Compagnie“ (VOC). Der Fernhan¬ 
del war riskant und teuer. Er erforderte staatliche, 
vor allem militärische Protektion. Und günstiger¬ 
weise ein Monopol. Zur Finanzierung ihrer Ge¬ 
schäfte gab die VOC Aktien heraus. Damit waren 
bereits zentrale Elemente vorhanden: Das hohe 
Risiko, die hohen Investitionssummen, die Mo¬ 
nopolisierung, der schützende Staat und die Aktie. 
Die Aktie, später von Karl Marx mit dem Begriff 
fiktives Kapital charakterisiert, ermöglichte die 
Verwandlung großer Mengen Einzelersparnissen 
in eine große Kapitalmenge, und somit eine Be¬ 
teiligung von Menschen an einem Geschäftsrisiko, 
von dem sie in der Regel keine Ahnung, und auf 
das sie erst Recht keinen Einfluss hatten. 

Gerade mal dreißig Jahre später kam ein weiteres 
Element hinzu. Die „Tulpenmanie“ zeigte, wel¬ 
ches Potenzial in dieser Kapital-Struktur steckt. 
Für eine Tulpenzwiebel wurde der Wert eines gan¬ 
zen Wohnhauses geboten. Das kapitalistische Ca¬ 
sino war geboren. Es ist die staatlich sanktionierte 
Form, in der sich Gauner ganz legal gegenseitig 
das Fell über die Ohren ziehen dürfen. 

Hundert Jahre später. Die Tulpen hießen nun Ei¬ 
senbahnen, Weizen, Krieg oder Panamakanal. Die 
USA entwickeln sich aufgrund ihrer immensen 
Ressourcen zur stärksten kapitalistischen Macht. 
Goldgräberstimmung. Wer hier mitmachen wollte, 
brauchte solide Informationen. Der Börsenjob¬ 
ber Henry William Poor gab das „Manual of the 
Railroads of the United States“ (US-Eisenbahn- 
Handbuch) heraus. Weniger ein Werk für Dampf- 
nostalgiker als vielmehr ein laufend aktualisiertes 
Informationsmaterial für „Investoren“. Die Glas¬ 
kugelbranche begann den einträglichen Markt 
des Informationshandels und der Anlagebera¬ 
tung zu entdecken. Oder besser umgekehrt. Die 
noch zahlreichen Agenturen expandierten mit der 
Expansion des Finanzmarktes und mit der zuneh¬ 
menden Differenziertheit und Komplexität seiner 
„Produkte“. Vorläufiger Höhepunkt: Die artisti¬ 
schen Pyramidenfinanzierungen der Goldenen 
Zwanziger Jahre. Standard Statistics bezog 1930 
einen Riesenklotz in N.Y., 345 Hudson Street. 

Im Staatsapparat angekommen 

Im Gegensatz zu anderen gehörten die Rating- 
Agenturen nicht unbedingt zu den Verlierern 
des „Schwarzen Donnerstags“. Franklin Delano 
Roosevelt hatte versprochen die Finanzjongleure 
an die Kandare zu nehmen. Doch wer kennt sich 
im Sumpf am besten aus? Wirtschaftsprüfer und 


Rating-Agenturen wurden von der neu geschaf¬ 
fenen „Security and Exchange Commission“, der 
Börsenaufsicht (SEC), mit hoheitlichen Kontroll- 
Funktionen ausgestattet. Der Grundstein für die 
Quasi-Staatlichkeit der privaten Spekulations- 
Subprofiteure war gelegt. 

Während des New Deals und in der Verlänge¬ 


rung der Bretton-Woods-Kooperation galt für 
Banker die berühmte 3-6-3-Regel. Drei Prozent 
Zinsen für Spareinlagen, sechs Prozent für Kre¬ 
dite und drei Uhr auf dem Golfplatz. So etwas 
konnten auch Idioten. Mit der Niederlage im Viet¬ 
namkrieg, der Weltwirtschaftskrise 1974/75 und 
Reagans neoliberaler Gegenreform kam endlich 
Erlösung aus dieser Tristesse. Zwar herrschen bis 
dahin, für eine kapitalistische Wirtschaft, atem¬ 
beraubend, stabile Verhältnisse, aber nun wur¬ 
de Geld gebraucht, das es nicht gab, zumindest 
(aufgrund des Profitprinzips) nicht dort, wo es ge¬ 
braucht wurde. Der Kredit erlebte die glanzvollste 
Renaissance aller Zeiten. Der pompöse Marsch in 
die Verschuldung begann. Staatlich und gesamt¬ 
gesellschaftlich. Den Rating-Agenturen dürfte 
Reagan wie Moses erschienen sein, als er nach 
40 Tagen Wüste am Horeb das Wasser aus dem 
Felsen schlug. 

Internationalisierung 

Schon zu Beginn der 1970er Jahre hatten die 
Agenturen, in diesmal weiser Voraussicht, ihr Be¬ 
zahlsystem umgestellt. Ihre mittlerweile erreich¬ 
te Marktmacht machte es möglich, die Hand di¬ 
rekt bei den Verkäufern von mehr oder weniger 
wertsuggerierendem Papier aufzuhalten. Ver¬ 
bunden mit der leicht mafiosen Bemerkung, man 
könne Ratings auch unentgeltlich erstellen. Hier 
saß auf Dauer in jedem Falle das größere und vor 
allem leichter verwertbare Interesse. Und - wie 
sich in der Subprime-Blase zeigte - das deutlich 
einträglichere, und damit logisch verbunden, das 
kriminogenere Geschäftsfeld. 

Der Sieg in Vietnam war der vorläufige Höhe¬ 
punkt des langen Kampfes gegen imperialisti¬ 
sche Kolonisation. Natürlich gab sich in New York, 
London und Paris niemand so einfach mit der neu¬ 
en Lage zufrieden. Was Napalm, Daisy Cutter und 
die My Lais nicht vermochten, war dem Green- 
back durchaus zuzutrauen. Die jungen, unabhän¬ 
gigen Staaten brauchten Geld und gerieten, als 
die Preise für ihre Produkte am Weltmarkt wie 
von Zauberhand verfielen, schneller als sie es sich 
vorstellen konnten, in die Schuldenfalle. 

Wieder wurde Fachkompetenz gesucht - und ge¬ 
funden. Weltbank und IWF, längst von den jung- 
dynamisch-reaktionären Chicago-Boys durch¬ 
setzt, holten die mittlerweile zu den heutigen 
Großen Drei fusionierten, SEC-zugelassenen Ra¬ 
ting-Agenturen ins Boot. Auch beim Erstellen von 
Länder-Ratings für das United Nations Develop¬ 
ment Programme (UNDP) der UNO mischten die 
Agenturen mit. Damit waren die höheren Weihen 
für den internationalen Markt erteilt. 

Dies fand seine Ergänzung in den neuen Eigenka¬ 
pitalvorschriften des Baseler Bankenausschusses 
für Bankenaufsicht, kurz „Basel II“. Bekanntlich 
ist die, in der Regel reichlich magere, Eigenkapi¬ 
talausstattung von Banken ein erhebliches Stabili¬ 


tätsrisiko. „Basel I“ hatte 1988 hierzu, für Banker- 
Verhältnisse, relativ klare Regelungen formuliert. 
Zu klar für die sich abzeichnende Spekulations¬ 
blase. Basel I wurde 2006 durch Basel II ersetzt 
und die relativ klaren Regeln durch eine kompli¬ 
zierte, fakultative, externe Bewertung der Kredit¬ 
risiken. Zuständig, wie immer die üblichen drei 


Verdächtigen. Die Interessenparallelität liegt auf 
der Hand. Sie findet sich aber auch in der Besitz¬ 
struktur der Rating-Agenturen, wo Finanzkonzer¬ 
ne und Hedge Fonds das Sagen haben. 

Die „Fünfte Gewalt“ 

Der als Kirch-Killer einschlägig bekannte 
Deutsch-Banker Rolf Breuer hatte zu Beginn 
des neuen Jahrtausend, „Die Fünfte Gewalt“, die 
dienende Funktion des Staates „Die Staaten müs¬ 
sen sich nach den Anlegerwünschen richten“, in 
bemerkenswerter Offenheit in der „Zeit“ darge¬ 
stellt. Die Politik könne es sich nicht leisten, „nur 
fallweise (kurz vor den Wahlen) an der Verbesse¬ 
rung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
zu arbeiten.“ Im Klartext: Lohndumping, Dere¬ 
gulierung, Privatisierung und Steuersenkung für 
Reiche sind eine Daueraufgabe. Offene Märkte 
erzwängen „im positiven Sinne einen Entschei¬ 
dungsdruck hinsichtlich der Auswahl der wirt¬ 
schaftspolitischen Ziele und Instrumente.“ Die 
Kanzlerin hat nun pflichtschuldig, als es ihr mit 
dem „Ausrichten nach den Anlegerwünschen“ 
nicht schnell genug ging, Breuers Weisungen in 
Richtung einer „marktkonformen Demokratie“ 
weiterentwickelt. 

So sehr sich Breuer um Subjektivierung „Der 
Märkte“ bemüht, sie sind in der Regel weit da¬ 
von entfernt einheitlich und vernehmlich mit ei¬ 
ner Stimme zu „sprechen“. Da sich die „Glaub¬ 
würdigkeit des politischen Personals, wie auch die 
der Lohnschreiberlinge im täglichen Anschreien 
gegen die Interessen der arbeitenden Menschen 
rasch abnutzt, ist eine neutral erscheinende In¬ 
stitution von Nutzen, die, wenn es Not tut, nach 
scheinbar objektiven Kriterien, ein nüchternes, 
fachlich fundiertes, nachvollziehbares Sachurteil 
fällt. (Nichts liegt weiter von der Wirklichkeit). 
Dennoch, dieses „Urteil der Finanzmärkte“ ge¬ 
rät in der Wahrnehmung zur objektiven Instanz. 
Und nicht nur das: „Die Finanzmärkte spiegeln 
den westlichen Wertekanon wider“ (Breuer). In 
ihm verkörpert sich auf diese Weise Zwecksetzung 
staatlichen Handelns wie letztgültige Sinnstiftung 
überhaupt. 

Die finanzkapitalistische Durchdringung der Welt 
nach dem Fall der zwei Mauern, euphemistisch 
Globalisierung genannt, machte die drei Agentu¬ 
ren zu einer Art globalem Oberlehrer, oder bes¬ 
ser Zuchtmeister, der im Aufträge des Finanzkapi¬ 
tals alles und jedes auf den Zustand seiner Selbst- 
Zurichtung im Hinblick auf Verwertbarkeit und 
Schuldentragfähigkeit benotete. 

In den Worten Breuers: „Aufgrund der Öffnung 
der Finanzmärkte stehen Staaten als Schuld¬ 
ner mit anderen Staaten, aber auch mit privaten 
Schuldnern im Wettbewerb um die weltweiten 
Ersparnisse. Aufgrund der Freiheit des Kapital¬ 
verkehrs gibt es keinen bevorzugten Zugriff der 
Staaten auf die jeweiligen nationalen Ersparnisse 
mehr. Anleger müssen sich nicht mehr nach den 


Anlagemöglichkeiten richten, die ihnen ihre Re¬ 
gierung einräumt, vielmehr müssen sich die Regie¬ 
rungen nach den Wünschen der Anleger richten.“ 

Euro-Krise 

Die Möglichkeiten der Rating-Agenturen lassen 
sich in der Euro-Krise gut beobachten. Ende 2008 
eröffnete die Berliner Ablehnung des Junckers- 
Vorschlags die budgetären Folgen der Krise durch 
EU-Anleihen zu finanzieren, die Möglichkeit, die 
Refinanzierungskosten einzelner EU-Staaten spe¬ 
kulativ in die Höhe zu treiben. 

Aus der Möglichkeit wurde knapp ein Jahr später 
Wirklichkeit. Griechenland wurde sukzessive bis 
Juli 2010 auf No-Investment-Grade downgeratet. 
Bei Irland war es ein Jahr später so weit. Bei Por¬ 
tugal ebenfalls. Zypern verlor sein Investment- 
Grade im März 2012. Spanien (BBB-) und Itali¬ 
en (BBB+) sind vom „Ramsch-Status“ nicht weit 
entfernt. Institutionelle Anleger (Pensionskassen, 
etc.) verlangen zumeist bestimmte Mindest-Ra- 
tings. Fällt ein Kreditnehmer darunter, wird es in 
der Regel teuer. 

Die Bundesregierung hat diesen Mechanismus 
erklärtermaßen genutzt, um wirtschaftspolitisch 
vor allem in Südeuropa ein beispielloses Auste- 
ritätsprogramm durchzusetzen und sich europa¬ 
politisch in eine unangefochtene Führungsposi¬ 
tion zu bringen. Ein Endsieg mit den Mitteln der 
Finanzspekulation. Um die betroffenen Staaten 
aber nicht vollends abstürzen zu lassen, waren 
enorme Mittel (EFSF und ESM) notwendig, die 
wiederum finanztechnisch „am Markt“ beschafft 
wurden und somit (zusätzlich zu den realökono¬ 
mischen Kosten der Austeritätsprogramme) die 
Schulden dramatisch erhöhten (und erhöhen). 
Diese „Rettungs“-Struktur erlaubte neben den 
exponential wachsenden Profitmöglichkeiten 
auch eine direkte Spekulation auf das Ende der 
Eurozone. Die Verfilzung der Rating-Agenturen 
mit der Finanzindustrie, speziell den Hedge-Fonds 
legt die Überlegung nahe, dass das rasche Down- 
grade der Krisen-Staaten, das sich wohl kaum an 
realwirtschaftlichen Prozessen orientieren konn¬ 
te, einem durchsichtigen spekulativen Interesse 
geschuldet ist. 

Klar ist aber auch, dass diese Strategie am Frank¬ 
furter Turm der EZB ihre Grenzen hat. Besser: 
haben kann. Sie ist nur möglich, so lange das Dog¬ 
ma der verbotenen „Staatsfinanzierung“ durch die 
Zentralbank gilt und diese elementar wichtige In¬ 
stitution im spezifischen Interesse der Zocker in¬ 
strumentalisiert werden kann. Dies galt bis zum 
26. Juli dieses Jahres. 

Dann brachte EZB-Chef Mario Draghi diese ru¬ 
inöse Konstruktion trotz des wütenden Geheuls 
der Finanzierungsfundamentalisten, mit seinem 
„whatever it takes“ (was auch immer es kosten 
mag) zum Einsturz. Stoppt die EZB den „Wett¬ 
bewerb der Staaten um die weltweiten Ersparnis¬ 
se“ ist gegen sie auch die profitable Allianz von 
Hedge-Fonds und Rating-Agenturen machtlos. 
Wie sie auch gegen die Federal Reserve, die Bank 
of England, die Bank of Japan etc. pp. machtlos 
ist. Seither ist der Aufwärtstrend der Bondren¬ 
diten wirksam gestoppt und zumindest die spe¬ 
kulative Verschärfung der Krise gemildert, auch 
wenn das natürlich nicht die realwirtschaftlichen, 
letztlich ursächlichen Probleme löst. 

Die europäische Antwort 

Immer wenn der Unmut über die „Big Three“ 
besonders hoch kocht, geistert die Europäische 
Rating-Agentur durch die Gazetten. Zuletzt lehn¬ 
ten sich Bertelsmann und Roland Berger für eine 
„global tätige Rating-Agentur europäischen Ur¬ 
sprungs“ aus dem Fenster. Ob etwas daraus wird 
und wenn, was, steht in den Sternen. Bleibt die 
von Breuer so prägnant beschriebene Selbstun¬ 
terwerfung unter die Dominanz der Finanzindus¬ 
trie unangetastet, und so ist es wohl gemeint, geht 
es allenfalls um die Nuancen eines europäisch 
statt US-amerikanisch basierten Zockergewerbes. 
Um einen Anteil am 5 Mrd.-Bewertungs-Markt, 
der von den US-Firmen zu 95 Prozent dominiert 
wird. Für die ruinierten Griechen, und nicht nur 
für sie, könnte möglicherweise dabei nichts ande¬ 
res als der Rutsch vom US-Regen in die Bertels¬ 
mann-Jauche heraus kommen. 

Auch die europäische Antwort basiert letztlich 
auf der Illusion einer korrekten, wohlmöglich wis¬ 
senschaftlichen Prognose. Eine Illusion, die von 
der Verwechselung von korrekter Mathematik 
mit korrekter Wirklichkeitsbeschreibung lebt. 
Die letzte Krise hat den Wert der mathematisch 
hochgerüsteten, von wenigen „Analysten“ ma¬ 
schinell unterstützten, im Akkordtempo erstell¬ 
ten Ratings hinlänglich unter Beweis gestellt. 
Selbst wenn man das kaum verhüllte Interesse 
abzieht, es bleibt letztlich ein Geschäft mit der 
Kaffeesatzleserei. 
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Es war einmal..." und begleitet uns noch heute 


Vor 200 Jahren erschien der i. Band der Kinder- und Hausmärchen der Brüder Grimm 


V or dem Weihnachtsfest des Jah¬ 
res 1812 besuchte der Froschkö¬ 
nig zum ersten Male sein Publi¬ 
kum. Er war nicht allein, sondern wur¬ 
de von Gestalten begleitet, die aus dem 
Märchenland kamen und bis heute die 
Kinderzimmer bevölkern: Hänsel und 
Gretel, das tapfere Schneiderlein, Rot¬ 
käppchen und viele andere. Breit ist 
der Strom von Nacherzählungen, Dra¬ 
matisierungen, Opern, Puppenspielen; 
die Zeitungen melden immer neue 
Adaptionen. Parodien der Märchen 
wurden selbst große Literatur (Micha¬ 
el Ende, Janosch, Gabriele Wohmann 
u. a.). Die Märchenstraße, märchenhaf¬ 
te Feste und Märchenfestivals gibt es. 
Die berühmteste Märchensammlung 
der Welt, in 160 Sprachen übersetzt, 
gehört zu den verbreitetsten Büchern 
der Welt. 

Wenige Exemplare des 1. Bandes ka¬ 
men 1812 heraus, die anderen 1813. Der 
Start des 1. Bandes war nur bedingt er¬ 
folgreich. Die Drucklegung hatte sich 
verzögert, weil das Manuskript nicht 
rechtzeitig vorlag. Der 2. Band blieb 
1815 liegen. Die Brüder Wilhelm und 
Jacob Grimm wollten die Märchen als 
Kinderbuch verstanden wissen, deshalb 
„Kinder- und Hausmärchen“. Freunde 
bezweifelten, dass es sich um ein Kin¬ 
derbuch handelte. Es war ihnen zu wis¬ 
senschaftlich, aber auch zu ungeeignet 
in moralischer Hinsicht. Die Herkunft 
der Märchen ist oft umstritten; ver¬ 
schiedene Landschaften nahmen für 
sich in Anspruch, Hauptort der Mär¬ 
chen zu sein, besonders Hessen und der 
Hohe Meißner. Im Spessart, in Lohr 
soll - vielleicht - „Sneewittchen“ seinen 
Ursprung haben. Manche hatten über 
das Ausland nach Deutschland gefun¬ 
den; „Der gestiefelte Kater“ wurde des¬ 
halb in der 2. Auflage ersetzt, weil man 
sich auf deutsche Märchen konzentrier¬ 
te. Manche der Märchen stammten aus 
der Literatur. Die Grimms sorgten mit 
den Märchen dafür, dass die Literatur 
der kleinen Leute und die Literatur des 
Alltags bewahrt wurde. 

Die Literatur der kleinen Leute blieb 
in der Geschichte der Weltlitera¬ 
tur meist nur in Spuren erhalten. Die 
Grimms bewiesen poetisches Gespür 
und ein ausgesprochen dialektisches 
Denken. Sie hatten sich um die deut¬ 


schen Mythen und Heldenepen geküm¬ 
mert, in denen Heroisches geschah und 
Helden agierten, nun setzten sie einfa¬ 
che Menschen und ihre Tätigkeiten da¬ 
gegen. Anregung bekamen sie aus der 
Aufklärung und dem Sturm und Drang, 
die Zeit war reif für diese Sammlun¬ 
gen. Bereits Herder hatte sie gewünscht 
und sich um sie bemüht, Vorläufer der 
Grimms bemühten sich um Sammlun¬ 
gen. Bekannt wurden u.a. Benedikte 
Naubert (1756-1819), deren Märchen 
zu Erzählungen, ja Romanen gerie¬ 
ten, und Johann Karl August Musäus 
(1735-1787), dessen Märchen histo¬ 
risch ambitionierte Sagen waren. Etwa 
100 Menschen unterstützten auf die 
vielfältigste Weise die Bemühungen 
der Grimms, die sich auf Anregun¬ 
gen Brentanos und Arnims und ihres 
Lehrers Savigny stützen konnten. 1819 
wurde die Sammlung nach den bishe¬ 
rigen Erfahrungen „fast ganz umgear¬ 
beitet“ (Grimm) und erhielt die Fas¬ 
sung, die bis 1857 in siebter Auflage 
erschien und den Charakter bekam, 
den sie bis in die Gegenwart behielt. 
In einem Vorwort wurden die Prinzi¬ 
pien der Sammlung erläutert: Dass die 
Sammlung ein „Erziehungsbuch“ sein 
sollte, entsprang aufklärerischem Den¬ 
ken. In diesem Zusammenhang wurde 
auch der Charakter der Märchen ver¬ 
teidigt, die nicht durchweg harmo¬ 
nische Lösungen brachten, sondern 
auch Böses, Brutales, selbst Schreck¬ 
liches. Obwohl die Grimms dort, wo 
es besonders schroff war, Änderungen 
Vornahmen - sie hätten „jeden für das 
Kindesalter nicht passenden Ausdruck 
in dieser neuen Auflage sorgfältig ge¬ 
löscht“ -, versuchten sie die Märchen 
so erscheinen zu lassen, wie sie auf die 
Zeit gekommen waren. Dadurch gerie¬ 
ten neben den Lebensumständen auch 
soziale Widersprüche in die Sammlung. 
Wo sich Poesie und Phantasie gegen die 
„Verkehrtheiten des Lebens“ erhalten 
hätten, gäbe es Märchen; Poesie und 
Phantasie wirkten der zunehmenden 
Verelendung der Menschen entgegen. 
Neue Lösungen wurden bedacht, phan¬ 
tasievoll, märchenhaft, utopisch, aber 
durchaus programmatisch. Poesie, 
Volkspoesie zumal, wurde als Träger 
alternativer sozialer Modelle betrach¬ 
tet; „nur wo Geldgier und die schnar¬ 


renden Räder der Maschinen jeden an¬ 
dern Gedanken betäuben, meint man 
ihrer (der Märchen, R.B.) entraten zu 
können“, hieß es im Vorwort. Mit den 
Maschinen, die Gedanken verhindern, 
hatten die Grimms unbewusst auf den 
Vorgang der Entfremdung hingewie¬ 
sen. 

Mit den in den Märchen häufigen Eröff¬ 
nungen „Es war einmal“ benutzten die 
Grimms ein bemerkenswertes ästheti¬ 
sches Mittel des Erzählens, das bis auf 
den heutigen Tag immer wieder variiert 
wird. Es verbindet sich mit der Vorstel¬ 
lung eines abgeschlossenen Vorgangs, 
der erinnert werden soll. Das mehr- 
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deutige „einmal“ macht Wiederholung 
möglich, denn was „einmal“ war könn¬ 
te auch ein zweites Mal geschehen. Mit 
dem Bild vom „Brunnen, dessen Tiefe 
man nicht kennt“, aus dem man aber 
nach „seinem Bedürfnis“ schöpfe und 
so zu den Märchen finde, beschrieb das 
Vorwort der Grimms ein methodisches 
Modell, das später immer wieder zu fin¬ 
den war und Thomas Manns „Joseph 
und seine Brüder“ eröffnete („Tief ist 
der Brunnen der Vergangenheit. Soll¬ 
te man ihn nicht unergründlich nen¬ 
nen?“). Der Brunnen - fast zwei Dut¬ 
zend Mal spielt er in den Märchen eine 
Rolle - war ein bevorzugter Ort, von 
dem das Gute kommt - der Froschkö¬ 
nig mit der goldenen Kugel, die Glücks¬ 
jungfrau von Frau Holle, das blaue 
Licht des Soldaten, das Wasser des Le¬ 
bens, die in eine Gänsehirtin verwun¬ 


schene Prinzessin am Brunnen - und in 
dem das Böse versinkt - der Wolf der 
sieben Geißlein und der des Rotkäpp¬ 
chens, der nur in einem Trog; auch der 
letzte Besitz von Hans im Glück stürzt 
in den Brunnen, Folge von Unerfah¬ 
renheit und Leichtsinn. Der Brunnen 
als Symbol der Zeit, von Vergangen¬ 
heit und Gegenwart, Vergänglichkeit 
und Dauer, die Zahlen Sieben und 
Drei, auch die Zwölf, die häufig Vor¬ 
kommen („Die sieben Raben“, „Snee¬ 
wittchen“, die sieben Jahre des „Hans 
im Glück“; die drei Tage „Rumpelstilz¬ 
chens“ usw.) und auf kulturgeschichtli¬ 
che Vorstellungen zurückgehen - die 
sieben klugen und die sieben törichten 
Jungfrauen, die drei Zeitalter des Bud¬ 
dhismus und anderer - sind Beispiele 
dafür, wie mit märchenhaften Hand¬ 
lungen symbolische Bedeutungen aus 
Ethik, Kunst, Kultur und Geschichte 
transportiert werden, die bis in die äl¬ 
testen Mythen zurückreichen. 

Das Märchen kommt aus dem My¬ 
thos; die Grimms haben es beschrie¬ 
ben. Der Mythos öffnete das Märchen 
in die Welt. Das reichte weiter als bis 
ins deutsche Mittelalter zurück, auf das 
sich manche der Romantiker orientiert 
hatten; es reichte bis in die „Urzeit je¬ 
des Volkes hinein“, wie Karl Marx in ei¬ 
nem Brief an Engels vom 25. März 1862 
schrieb. Er bemerkte: „Da sind sie dann 
überrascht, im Ältesten das Neueste zu 
finden.“ 

Das Neueste? Fragt man die Märchen 
nach dem sozialen Bild, das viele von 
ihnen vermitteln, so ist es tatsächlich 
eines aus der Frühzeit der Völker, in 
denen soziale Gleichheit und verant¬ 
wortliche Tätigkeit zu aller Nutzen 
vorhanden war, die von vielen Mär¬ 
chen erinnert und weitergetragen wur¬ 
den. Belohnt werden die Arbeitsamen, 
Fleißigen und Einfallsreichen, die Mu¬ 
tigen: Schneeweißchen und Rosenrot, 
die jüngste Tochter des Holzhackers 
im Waldhaus, die Glücksjungfrau in 
Frau Holle usw. Dass oft Königssöhne 
erlösen, entstammt dem entstehungs¬ 
geschichtlichen zeitlichen Hintergrund 
der Märchen. Könige, wenn sie gut wa¬ 
ren, konnten Partner sein, aber der an¬ 
dere Partner entstammte - völlig un¬ 
wahrscheinlich - den ärmsten Schich¬ 
ten des Volkes: Das als Küchenmagd 


dienende Aschenputtel wird Königin. 
Dazu befähigte sie ihre Klugheit und 
Lebenserfahrung, wie auch im Mär¬ 
chen „Die kluge Bauerntochter“. 

Viele Märchen beschrieben den Alltag 
der kleinen Leute, ihre Armut, ihre Ab¬ 
hängigkeit von der Obrigkeit, die Will¬ 
kür der Herrschenden, und sie endeten 
mit entsprechenden Veränderungen: 
Soziale Gegensätze, wie sie die bür¬ 
gerliche Gesellschaft geschaffen hat¬ 
te, wurden aufgehoben, die Lösungen 
waren märchenhaft und entstammten 
archaischen Beispielen, eben der „Ur¬ 
zeit“. So hatten Menschen die Gabe, 
„Perlen zu weinen statt der Tränen“. 
Der Erzähler vergleicht mit der Ge¬ 
genwart: „Heutzutage kommt das 
nicht mehr vor, sonst könnten die Ar¬ 
men bald reich werden.“ Die Lrage 
blieb, wie Armut beseitigt werden soll¬ 
te, und regte zum Nachdenken an. Sol¬ 
che Fragen machten deutlich, dass die 
Grimms weder eine schöne heile Welt 
noch idealtypische Figuren, die fügsam 
und fromm, gehorsam und obrigkeits- 
fürchtig waren, beschrieben, wie uns 
moderne Märchenforscher erklären. 
Das war nicht die Haltung der Brüder 
Grimm, die auch in anderem Zusam¬ 
menhang fortschrittlich dachten und 
handelten. 

Das Gute siege immer, sagt man den 
Märchen nach. Das ist die halbe Wahr¬ 
heit: Das Gute siegt durch Arbeit und 
verantwortungsbewusstes Verhalten; 
dadurch werden die Schwachen stark. 
Was die Grimms aus ihrer bürgerlich 
geprägten Haltung heraus vermittel¬ 
ten war, dass der Mensch durch sinn¬ 
volle Arbeit sein Leben gestaltet, dass 
er durch Erfahrungen zu vernünftigen 
Entscheidungen gelangt, wobei diese 
Erfahrungen nicht nur daheim, son¬ 
dern in der Welt, in unbekannten Län¬ 
dern und durch Fremde erworben wer¬ 
den sollten („Sechse kommen durch 
die ganze Welt“, „Strohhalm, Kohle und 
Bohne“ und andere) und dass Armut, 
obwohl die Menschen arbeiten - das 
am häufigsten behandelte Thema der 
Märchen -, gefühlskalt und grausam 
werden lässt („Hänsel und Gretel“). 
Diese Themen behielten ihre Bedeu¬ 
tung und trugen dazu bei, dass die Mär¬ 
chen nach wie vor aktuell sind. 

Rüdiger Bernhardt 


Harry-Belafonte-Story begeistert 

Das Leben des Sängers und Friedensaktivisten auf der Bühne 



Seit 35 Jahren jedes Jahr neu 

Der „\Nir Frauen“-Kalender 


Im Frühjahr erschien die Autobiogra¬ 
fie von Harry Belafonte „My Song“ in 
deutscher Sprache. Nun ist das „Kempf- 
Theater mit einem sehenswerten Stück 
über das Leben des Sängers auf Tour¬ 
nee. Damit besteht die Möglichkeit, das 
Engagement des US-Friedensaktivisten 
und Kämpfers gegen Rassismus und 
Apartheid, für Frieden und Abrüstung, 
auch in den Theatern und Stadthallen 
des Landes kennen zu lernen. 

Das Schauspiel von Gerold Theobalt 
mit der Musik von Belafonte begeistert 
überall das Publikum. Zu hören sind be¬ 
kannte Calypso-Hits Belafontes. Aber 
auch Protestlieder der Bürgerrechts¬ 
bewegung, klassische Balladen und die 
Songs des südafrikanischen Befreiungs¬ 
kampfes. Großen Beifall bekommt dabei 
nicht nur der Schauspieler und Sänger 
Ron Williams, der mit hervorragender 
Stimme und Schauspielkunst den US- 
Sänger Belafonte darstellt. Alle vom 
Kempf-Theater aus Grünwald in Bayern 
engagierten Schauspieler überzeugen. 
Das Publikum zeigt während der 140-mi¬ 
nütigen Aufführung große Aufmerksam¬ 
keit beim Dialog der Schauspieler. Man 
spürt die Sympathie und die Achtung ge¬ 
genüber den Schauspielern, die einzelne 
Lebensabschnitte Belafontes überzeu¬ 
gend auf die Bühne bringen. Untermalt 
wird alles mit einer Vielzahl von Songs, 
wie „Island In The Sun“, „Angelina“, 
„Black And White Together“ „We Are 
The World“ oder „Day-O“. Die Besucher 
gehen begeistert mit. 

Schauspielern und Autor Gerold Theo¬ 
balt ist es gelungen, mit der „Harry 
Belafonte Story“ nicht nur die Men¬ 
schen an die Musik Belafontes heran¬ 


zuführen. Herausragend in dieser Auf¬ 
führung ist, dass Belafontes Kampf ge¬ 
gen Rassismus, gegen Unterdrückung 
der Menschen von Anfang an über¬ 
zeugt. Bekräftigt wird dies durch Fotos 
auf einer Leinwand im Hintergrund der 
Bühne. Dort sind Bilder und Filmsze¬ 
nen zu sehen, die das wirkliche Gesicht 
des Imperialismus zeigen. 
Konfrontiert werden die Zuschauer 
mit der Rassendiskriminierung in den 
USA. Dem daraus entstehenden Wi¬ 
derstand der Black-Power-Bewegung. 
Mit denVerbrechen der US-Armee im 
Vietnamkrieg wie später im Irakkrieg. 
Der Kampf der KP der USA für Frie¬ 
den und gegen die Aggressionspoli¬ 
tik bleibt nicht unerwähnt. Autor und 
Schauspieler handeln nach der Über¬ 
zeugung Belafontes „Wir Künstler ha¬ 
ben die Aufgabe den Menschen zu sa¬ 
gen, wie die Welt ist“. 

Am 1. März 2013 wird Harry Belafonte 
86 Jahre alt. Geboren ist er in Harlem, 


New York. Sein Vater war Schiffskoch. 
Als Kind schickte ihn seine Mutter 
nach Jamaika zu seinen Großeltern, wo 
er die Calypso-Musik für sich entdeck¬ 
te. Er war erfolgreich als Schauspieler 
und Filmproduzent, seit Jahren ist er 
UNICEF-Botschafter. Er engagierte 
sich auch in der BRD für die Friedens¬ 
bewegung: Er trat bei der großen Frie¬ 
densdemonstration vom 10. Oktober 
1981 im Bonner Hofgarten auf, in den 
siebziger Jahren gab er ein Konzert für 
die Sozialistische Deutsche Arbeiterju¬ 
gend in Düsseldorf. 

Herbert Schedlbauer 

Weitere Infos und alle Termine unter www. 
kempf-theater.de 

U.a. 15. Januar 2013 Ratingen, Stadthalle; 
20. Januar Hanau, Congress Park; 24. Januar 
Stade, Stadeum; 25. Januar Nordhorn, Kon¬ 
zert- und Theatersaal; 26. Januar Bad Wildun¬ 
gen, Wandelhalle. Karten über die jeweiligen 
Veranstalter. 


Schon wieder schleicht sich ein neues 
Jahr an - also muss ein Kalender her, 
um die Überraschungen der Terminpla¬ 
nung überschaubar zu halten. 

Ich nehme - wie schon oft - „Wir Frau¬ 
en“ unter die Lupe. Und das im Wort¬ 
sinn, denn auch im 35. Jahr des Erschei¬ 
nens haben die Kalendermacher(innen) 
meine Bitte um einen größeren Schrift¬ 
grad überhört. Schade, aber sei‘s drum. 
Der Kalender handelt, so das Edito¬ 
rial, von „Solidarität, Widerstand und 
Hoffnung, um Frauen, die sich einset- 
zen für eine andere, bessere und fried¬ 
liche Welt - in den arabischen Ländern, 
mit der Occupy-Bewegung, im Protest 
gegen Krieg und Militarismus, gegen 
den Ausverkauf der Demokratie im 
Zuge der Euro- und Bankensanierung, 
gegen Sexismus, erzwungenen Identi¬ 
tät und religiöse Fundamentalismen, 
gegen Feminizide als extremste Form 
der Gewalt gegen Frauen“, 

Der Inhalt lohnt allemal das Augenpul¬ 
ver - und ich habe ja auch ein ganzes 
Jahr Zeit, alles ausführlich zu lesen. 
Deshalb heute nur ein paar „Leckerli“ 
zum Appetit machen. 

So widmet Ursula Siemens ihren Bei¬ 
trag wichtigen Schriftstellerinnen der 
DDR und kommt im Vergleich zur Re¬ 
alität der (Gesamt-)Bundesrepublik zu 
dem Schluss: „So gesehen sind die Wer¬ 
ke der sozialistischen Autorinnen der 
untergegangenen DDR noch immer 
eine wahre Fundgrube für das Begrei¬ 
fen des Geschlechterverhältnisses.“ 
Florence Herve berichtet, wie Frau¬ 
en aus der chilenischen Kupferminen¬ 
stadt Chuquicamata, deren Männer 
nach dem Putsch Pinochets hingerich¬ 


tet wurden, bis heute gegen das Verges¬ 
sen aktiv sind. 

Mithu M. Sanyal befasst sich mit dem 
„Q-Wort“. Tatjana Kuschtewskaja er¬ 
innert an die Kosmonautin Walentina 
Tereschkowa, die vor 50 Jahren als ers¬ 
te Frau ins All flog. 

Das „kleine Lexikon“ ist diesmal Berg¬ 
steigerinnen gewidmet, die nach Mei¬ 
nung der Kalendermacherinnen immer 
stärker werden. Ingeborg Nödinger 
gibt einen Überblick über Ereignisse 
der Politik von und für Frauen von 1638 
bis 2008. 

Dazu kommen wie immer auf den Ka¬ 
lenderblättern viele Informationen, 
Fakten zum „Zusammenleben“, jede 
Menge nützlicher Adressen, Hinweise 
auf „Frauen im Internet“. 

Der Kalender eignet sich auch ausge¬ 
zeichnet als „Last-Minute-Geschenk“. 

Helga Humbach 


Wir Frauen 


2013 



Wir Frauen 2013, PapyRossa, Verlag, 253 S., 
9,95 Euro 
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Allons enfants ... pour Rene Vautier 

Wiederentdeckung eines zu Unrecht vergessenen Filmemachers • Von Hans-Günther Dicks 


D er Conferencier gibt das Zei¬ 
chen, der Zirkusvorhang öff¬ 
net sich, und mitten in der Ma¬ 
nege auf einem Rundpodest, das ein 
großer roter Stern ziert, hockt - nein, 
kein zähnefletschender Löwe, sondern 
ein freundlich lächelnder alter Herr in 
Jeans, Strickpullover und dicker Jacke, 
und nur seine beachtliche Mähne hiel¬ 
te einen Vergleich aus mit dem Raub¬ 
tier, dessen Platz er einnimmt: „Rene 
Vautier, 1‘indomptable“ („Rene Vau¬ 
tier, der Unzähmbare“) heißt der so 
beginnende Film von Jacques Royer 
über den bretonischen Filmemacher. 
Gleich darauf sieht man den Herrn 
dann wirklich wie ein Löwe brüllend - 
im gerahmten Kreis als Parodie auf 
den weltbekannten Vorspannlöwen des 
Hollywoodkonzerns MGM. Unter dem 
Titel „Ohne Genehmigung“ widmete 
das Berliner Zeughaus-Kino Vautier 
kürzlich eine hoch verdienstvolle, von 
Madeleine Bernstorff und Sebastian 
Bodirsky kuratierte Werkschau. 

Sie bot die Chance zur Wiederentde¬ 
ckung eines Filmemachers, der fast 
vergessen erscheint, obwohl er gut 
und gerne als Vorläufer seines deut¬ 
lich jüngeren und erfolgreicheren US- 
Kollegen Michael Moore („Fahrenheit 
9/11“, „Bowling for Columbine“ etc.) 
gelten könnte: illusionslose, aber nie 
resignative Einschätzung der eigenen 
Bedeutung und Wirkungsmöglichkei¬ 
ten, dazu nie versiegender Humor, der 
gegen politische Gegner auch zu bei¬ 
ßender Ironie wird, und eine gehörige 
Portion Selbstdarstellungsdrang - all 






„Le glas“ 

das charakterisiert Moore wie Vau¬ 
tier. Dazu aber kommt bei Letzterem 
eine stets wache Selbstkritik und ein 
klarer Klassenstandpunkt, der ihn bis 
heute nicht hat wanken lassen. So ei¬ 
ner eckt immer wieder an: Von seinen 
51 Filmen wurden 44 verboten! Den 
Helm des guten Genossen Vautier zie¬ 
ren - nach dem bekannten Diktum - 
viele Beulen, aber auch die stammen 
nicht alle vom politischen Gegner. Zu 
den Stationen seines Lebens gehören 
außer einem Hungerstreik gegen die 
französische Filmzensur und etlichen 
Festnahmen und Inhaftierungen auch 
einige Monate Haft in Tunesien; Vau- 
tiers Unterstützung für den Kampf der 
algerischen Befreiungsfront war in die 
Mühlen von Fraktionskämpfen inner¬ 
halb der von Tunis aus operierenden 
FLN geraten. 

Mit einer filmischen Reise durch die 
damals noch französischen Kolonien 
in Afrika, „Afrique 50“, begann 1950 
die Filmkarriere des gerade 22-jährigen 
Bretonen, der sich schon mit 15 der Re¬ 
sistance angeschlossen hatte und dafür 
1944 von de Gaulle ausgezeichnet wur¬ 
de. Vautiers reale Erfahrung in Afrika 
hatte ihn so schockiert, dass er statt der 
verlangten Kolonisatoren-Propaganda 
Bilder von Ausbeutung und brutalem 
Terror einfing und sarkastisch kommen¬ 
tierte. Teile seines Materials wurden so¬ 


Bei den Dreharbeiten zu „Avoir 20 ans“, rechts Regisseur Rene Vautier. 


mit Filmen von Sarah Maldoror, Moha- 
med Zinet und anderen afrikanischen 
Regisseuren, von denen viele nach dem 
Sieg der FLN am von Vautier in Al¬ 
gier gegründeten Centre Audiovisuel 
Ben Aknoun ihre filmtechnische und 
-künstlerische Ausbildung erhielten. 
„Vautier war nicht nur mein Vorbild, er 
war der Vater von uns allen“, sagt die 
heute 84-jährige Sarah Maldoror bei 
der Präsentation ihres Kurzfilms „Mon- 
angambee“ (1969) in Berlin. Er bringt 
die tumbe Arroganz der Kolonialher¬ 
ren auf den Punkt: Ihre Spitzel fahn¬ 
den hektisch nach einem „complet“ 
als vermeintlicher Kampfstrategie der 
Rebellen; ohne Vorstellung vom deren 
Alltag wissen sie nicht, dass „complet“ 
nur ein reichhaltiges Couscous-Gericht 
bezeichnet. 

Die Vielgestaltigkeit dieser Beispie¬ 
le, die kurze und lange, Dokumentär-, 
Spiel- und Essaifilme umfassen, reflek¬ 
tiert auch Vautiers eigenes Gesamt¬ 
werk, dessen Titel sich selten klar ei¬ 
ner Gattung zuordnen lassen.Unter 
dem Pseudonym Ferid Dendeni dreht 
er 1969 „Le glas“ („Die Totenglocke“), 
ein nur siebenminütiges, mit Gemälden 
von Sesato und der unnachahmlichen 
Stimme des Senegalesen Djibril Diop 
Mambety gestaltetes Requiem für drei 
in Ian Smiths Rhodesien gehenkte 
Kämpfer; in cartoonartigen Sprechbla¬ 
sen mokiert er sich genüsslich über den 
Interessenskonflikt zwischen Smith, der 
die Hinrichtung gegen die Begnadi¬ 
gung durch Queen Elizabeth II. durch¬ 
gesetzt hatte, und dessen so düpierter 
Herrscherin, die seinen Gewaltakt mit 


einem mageren „Mr. Smith ist kein 
Gentleman“ zur Kenntnis nimmt. Ähn¬ 
lich kurz ist „Les ajoncs“ („Stechgins¬ 
ter“, 1970), gedreht mit den Stilmitteln 
von Stummfilmkomödien. Darin ver¬ 
sucht ein pfiffiger Einwanderer (Moha- 
med Zinet), Zweige von Stechginster 
als Blumen zu verkaufen. Ein bärbeißi¬ 
ger Polizist (gespielt von Vautier selbst) 
will ihn verjagen, zerstört seinen Ver¬ 
kaufskarren und zertrampelt die „Blu¬ 
men“, doch - Vautier hat den Traum 
von der Macht der Arbeiterklasse nie 
verloren - mit der Schar der Arbeite¬ 
rinnen, die gerade die Fabrik verlassen, 
kommt der Verjagte dennoch blendend 
ins Geschäft. 

In solchen knappen Formen liegt wohl 
Vautiers besondere Stärke, während 
seine Spielfilme diese dramaturgische 
Stringenz kaum erreichen. Wie eine 
Filmversion des Milgram-Experiments 
wirkt sein Film „Avoir 20 ans dans les 
Aures“ („Mit 20 Jahren in den Aures“ 
1972), eine Studie über die Verführbar¬ 
keit rebellischer Rekruten durch einen 
ehrgeizigen Offizier. Gedreht wurde in 
nur zwei (statt geplanter sechs) Wo¬ 
chen mit einem Fünftel des geplan¬ 
ten Budgets, darum bleibt den später 
prominent gewordenen Darstellern zu 
wenig Spielraum, ihren Figuren Indi¬ 
vidualität und Überzeugungskraft zu 
geben. Stark autobiografische Züge 
trägt „Die Irre von Toujane oder wie 
man ein Feind im Innern wird“ von 
1974, dessen Held Roger die Bretag¬ 
ne verlässt, um als junger Lehrer nach 
Tunesien zu gehen. Sein Bemühen, ei¬ 
ner aus Algerien dorthin geflüchteten 
Frau zu helfen, endet in einem Desas¬ 
ter, und Roger wird klar, dass er im 
heimischen Umfeld wirksamer kämp¬ 
fen kann als in der Fremde. Am Ende 
sieht man ihn inmitten demonstrieren¬ 
der Landsleute, die gegen einen neuen 
Truppenübungsplatz in der Bretagne 
marschieren. 

Während der Wechsel der Schauplätze 
und Figuren für einige Irritation sor¬ 
gen, enthält der Film auch, komplett 
integriert, eines der Glanzstücke von 
Vautiers Schaffen, den zwölfminütigen 
Kurzfilm „Le remord“ („Gewissensbis¬ 
se“, 1974), ein Zwei-Personen-Stück als 
Dialog zwischen einem Filmemacher 
(Vautier selbst) und seiner Partnerin 
(Micheline Weiter). Voller Entrüstung 
berichtet er ihr von zwei rassistischen 
Polizisten, die vor einem Cafe einen Al¬ 
gerier grundlos zusammengeschlagen 
und ihn selbst als Augenzeugen ein¬ 
geschüchtert haben - bis ihn eine Ge¬ 
genfrage sein eigenes Verhalten und 
Selbstverständnis als Filmemacher 
hinterfragen lässt. Ein gerade in seiner 
Schlichtheit erschütterndes, zeitloses 
Kleinod, wie geschaffen für die Agita¬ 
tion antirassistischer Initiativen oder - 
träumen wir mal! - als Kino-Vorfilm im 
Massenstart ab dem 15. Januar 2013, zu 
Vautiers 85. Geburtstag! 

Alle Fotos: Cinematheque de Bretagne 


den politischen Kampf entstanden. So 
produzierte er schon wenige Wochen 
nach der Öltanker-Katastrophe der 
„Amoco Cadiz“ vor der Küste der Bre¬ 
tagne 1978 seinen Film „Maree noire, 
colere rouge“ 
(„Ölpest und 
rote Wut“) mit 
den örtlichen 
Aktivisten, die 
sich gegen die 
Lügenkampa¬ 
gnen des Kon¬ 
zerns und der 
offiziellen Me¬ 
dien wehrten. 
Doppelt fol¬ 
genreich wur¬ 
de „Ä propos 
de ... 1‘autre 
detail“ („Und 
übrigens 
noch ein De¬ 
tail“) von 1985, 
in dem algeri¬ 
sche Zeitzeu¬ 
gen dem Front 
National-Poli- 
tiker Jean-Ma¬ 
rie Le Pen die 
persönliche 
Beteiligung für 
Folterungen 
und Hinrich¬ 
tungen im Al¬ 
gerienkrieg vorwerfen; diese Aussagen 
gingen ein in einen Beleidigungspro¬ 
zess Le Pens gegen die Satirezeitschrift 
„Le canard enchaine“, den Le Pen ge¬ 
wann. Zehn Tage später verwüsteten 
und zerstörten „Unbe¬ 
kannte“ Vautiers Film¬ 
archiv - was dieser na¬ 
türlich wieder filmisch 
dokumentierte! 

Auch wenn sie nicht 
immer willkommen ist: 

Über mangelnde Auf¬ 
merksamkeit für seine 
Filme kann sich Vautier 
nicht beklagen; jedes 
Verbot, jeder Angriff 
auf ihn belegen sei¬ 
ne Wirksamkeit. Doch 
Vautier ist, auch wenn 
er wie Michael Moo¬ 
re oft in seinen Filmen 
selbst auftritt, kein 
Star und Einzelgänger. 

Kaum zu überschätzen 
ist der Einfluss, den er 
auf die jüngere Gene¬ 
ration von Filmema¬ 
chern aus Algerien und 
dem übrigen Maghreb 
ausgeübt hat. Die Ku¬ 
ratoren der Berliner 
Werkschau rundeten 
daher ihr Programm ab 


fort beschlagnahmt, der aus dem geret¬ 
teten Material montierte Kurzfilm blieb 
bis 1990 verboten. Vautier selbst wurde 
mehrfach angeklagt und für ein Jahr ins 
Gefängnis gesteckt - der Anfang einer 


Serie von Verboten und Verhaftungen, 
wie sie wohl kein anderer Filmemacher 
weltweit hat erdulden müssen. 

Aber Vautier, als Bretone schon ver¬ 
traut mit den Autonomiebestrebungen 
der Bretagne, hatte sein Hauptthema 
gefunden: den Kampf gegen den Kolo¬ 
nialismus, vor allem den französischen 
in Algerien. 1954 drehte er gemeinsam 
mit Jean Lodz „Une nation lAlgerie“ 
vier Jahre später in Koproduktion mit 
der DDR „Flammendes Algerien“. 1961 
unterstützte Vautier seinen Freund aus 
Leipziger Festivaltagen, den DEFA- 
Regisseur Karl Gass, mit seinen Kon¬ 
takten und eigenem Filmmaterial bei 
dessen Film „Allons enfants ... pour 
lAlgerie“, einer vehementen Polemik 
gegen die unheilige Allianz Frankreichs 
mit der BRD-Regierung, die über die 
illegale Anwerbung von Soldaten für 
die Fremdenlegion in deutschen Städ¬ 
ten großzügig hinwegsah. Dass auch 
ehemalige DDR-Bürger den Werbern 
auf den Leim gingen, kommentiert der 
Film lakonisch: „Auch wegen dieser 
Menschenhändler gab es den 13. Au¬ 
gust.“ 

Vautier hat zwar die berühmte Pariser 
Filmhochschule IDHEC absolviert, 
den dort oft gepflegten elitären Kunst¬ 
anspruch aber kaum geteilt. Seine Fil¬ 
me sind im besten Sinne Gebrauchs¬ 
kunst, oft aus aktuellem Anlass und für 


„Afrique 50“ 
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Bezirkskonferenzen / Anzeigen 


„Die LL-Demonstration 
stärken“ 

Landesmitgliederversammlung der DKP Berlin* 


Die Machtfrage - so oder so? 

Bezirksdelegiertenkonferenz der DKP Niedersachsen* 


Am 8. und 9. Dezember 2012 führte die 
DKP Niedersachsen in Hannover ihre 
B ezirksdelegiertenkonferenz durch. 
Als Vorsitzender der Bezirksorgani¬ 
sation wurde der gelernte Schriftset¬ 
zer Werner Hensel aus Braunschweig 
gewählt. 

Dem langjährigen Vorsitzenden des 
Bezirks, Detlef Fricke, wurde für seine 
14-jährige Arbeit als Bezirks Vorsitzen¬ 
der ebenso wie der Landtagsabgeord¬ 
neten Christel Wegner für ihre Arbeit 
in der beendeten Legislaturperiode des 
Landtages gedankt. 

Auf der Konferenz wurden zwei Be¬ 
schlüsse gefasst, die sich mit der allge¬ 
meinen politischen Lage sowie spezi¬ 
ell mit der Kommunalpolitik befassen. 
In dem Antrag des Bezirksvorstandes 
heißt es: „Es geht darum, Bewegung 
von unten in den Betrieben, in den 
Kommunen, in den Bündnissen gegen 
die Bankenmacht, die Politik des So¬ 
zialabbaus, der Einschränkung demo¬ 
kratischer Rechte zu stärken.“ Die Par¬ 
teigliederungen und Einzelne müssten 
die „Zusammenarbeit mit allen linken 


Kräften suchen und in diesen Bewe¬ 
gungen präsent sein“. 

Ein weiterer Antrag des DKP-Krei- 
ses Hannover, der den Schwerpunkt 
auf die Kommunalpolitik legte, wurde 
von den rund 60 Delegierten als Ar¬ 
beitsgrundlage an eine Kommunalpo¬ 
litische Konferenz überwiesen, die im 
ersten Halbjahr 2013 durchgeführt 
werden soll. Beschlossen wurde, dass 
die „Kommunalpolitik neben der Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftspolitik zu ei¬ 
nem weiteren Schwerpunkt der nächs¬ 
ten Wahlperiode des Bezirksvorstan¬ 
des“ werden soll. 

In der Antragsdebatte wurden unter¬ 
schiedliche Sichtweisen zu Fragen nach 
der Rolle der BRD und den Aufgaben 
der DKP deutlich. In seinem Schluss¬ 
wort vertrat der neu gewählte Bezirks¬ 
vorsitzender Werner Hensel die Auffas¬ 
sung, dass es für die konkrete politische 
Arbeit der nächsten „Kampfetappe“ 
keinen Unterschied mache, „wenn per 
Beschluss geklärt werde, ob der deut¬ 
sche Imperialismus der Hauptfeind sei 
oder multinationale Konzerne“. Die 


Partei solle sich darauf konzentrieren, 
„dass wir die Machtfrage für die Ge¬ 
sellschaft stellen und nicht die Macht¬ 
frage in unserer eigenen Partei zu klä¬ 
ren versuchen“. 

Die Debatten im Rahmen der Wah¬ 
len zogen sich länger hin als geplant, 
so dass für ein geplantes Kulturpro¬ 
gramm wenig Zeit blieb. Mit dem ge¬ 
meinsamen Singen der Internationale 
endete die Konferenz. Jtf 



Deltlef Fricke dankt der niedersächsi¬ 
schen Landtagsabgeordneten Christel 
Wegner. 


Harmonie mit Pausen 

Bezirksdelegiertenkonferenz der DKP Hessen* 


Am 8. Dezember fand im Gießener 
Kongresszentrum die Delegiertenkon¬ 
ferenz der Hessischen Bezirksorgani¬ 
sation statt. Die 60 Delegierten hatten 
Gelegenheit zur ausführlichen Diskus¬ 
sion des Berichts des Bezirksvorstan¬ 
des, da es keine Anträge zu beraten 
gab. Im Bericht wurde selbstkritisch 
über Geleistetes und Nichtgeleistetes 
berichtet. 

In der Diskussion wurde umfangreich 
über Erfahrungen der praktischen Ar¬ 
beit berichtet. In mehreren Diskussi¬ 
onsbeiträgen wurde berichtetet über 
die Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit 
der hessischen Kommunistinnen und 
Kommunisten. Ein Betriebsrat berich¬ 
tete über eine erfolgreiche Kampagne 
für Weihnachtsgeld in einem nichtta¬ 
rifgebundenen Betrieb. Aus einem Me¬ 
tallbetrieb wurde über Hintergründe 
der erreichten Rückkehr in die Tarif¬ 
bindung berichtet. In fast allen Fällen 


waren es Berichte von Einzelkämpfern, 
nur wenige Delegierte kamen aus Be¬ 
triebsgruppen. Über Möglichkeiten 
und Grenzen der Betriebsarbeit von 
außen mittels Kleinzeitung berichtete 
ein Genosse aus Südhessen. 

Im Grußwort des Parteivorstands wur¬ 
de das einzige Mal auf den Antrag an 
den Parteitag „Antwort der DKP auf 
die Krise“ Bezug genommen. Ansons¬ 
ten waren weder die theoretischen 
Debatten der letzten Zeit noch die auf 
dem Parteitag zu erwartenden Gegen¬ 
stand der Diskussionsbeiträge. 

Die Beiträge zeugten von der langjäh¬ 
rigen Erfahrung der hessischen Kom¬ 
munistinnen auf vielen Gebieten: als 
Abgeordnete, in Bündnissen, als Ge¬ 
werkschafter und Betriebsräte, als So¬ 
zialpolitiker. 

Nicht ganz so harmonisch ging es bei 
den Wahlen zu. Mit klarer Mehrheit 
gewählt wurde der bisherige Bezirks¬ 


vorsitzende Michael Beltz (Gießen) 
und der neue stellvertretende Bezirks¬ 
vorsitzende Gerd Schulmeyer (Mörfel¬ 
den). Auch bei der Wahl des Bezirks¬ 
vorstandes gab es nur eine Verände¬ 
rung gegenüber dem Vorschlag des 
alten Bezirksvorstandes. Bei der Wahl 
der Delegierten zum 20. Parteitag der 
DKP wurden im ersten Wahlgang nicht 
alle Delegierten nominiert, anders als 
in der Diskussion waren hier die Kon¬ 
troversen in der Bezirksorganisation 
unübersehbar. 

Einigkeit gab es bei der Solidarität mit 
Kuba für die Hurrikan-Hilfe: 481 Euro 
wurden für die gesammelt. Ebenso 
wurden gut 20 Unterschriften für die 
Weihnachtsanzeige in der Frankfurter 
Rundschau des Kasseler Friedensrat¬ 
schlags/Zukunfts- und Friedenswerk¬ 
statt gesammelt und auch gleich be¬ 
zahlt. 

GH 


Zur Vorbereitung des 20. Parteita¬ 
ges der DKP kamen am 9. Dezember 
rund 70 Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer zur Landesmitgliederversammlung 
der DKP Berlin in das ND-Gebäude 
am Ostbahnhof. 

Im Mittelpunkt der Konferenz stand 
die Diskussion und Beschlussfassung 
des Antrages „Aufgaben der DKP in 
der Krise“, den die Landesorganisati¬ 
on an den 20. Parteitag stellt. Aus den 
Gruppen waren zuvor knapp 50 Ände¬ 
rungsanträge an die LMV gestellt wor¬ 
den, die zeigten, dass die Ausrichtung 
des Papiers weitgehend geteilt wird. Es 
handelte sich in den allermeisten Fällen 
um Korrekturen und Qualifizierungen 
des Antrags, der eine Handlungsorien¬ 
tierung für die DKP für die kommen¬ 
den zwei Jahre sein soll. Dementspre¬ 
chend fiel auch die Abstimmung über 
das Gesamtpapier aus, das bei fünf Ge¬ 
genstimmen und einer Enthaltung an¬ 
genommen wurde. 

In seinem Referat hatte der Landes¬ 
vorsitzende Rainer Perschewski dar¬ 
auf hingewiesen, dass ein Satz in dem 
Antrag in der Partei für Aufregung sor¬ 
ge. Er lautet: „Wir befinden uns in ei¬ 
ner Phase des (Neu)Aufbaus der Par¬ 
tei.“ Dieser Satz solle der Beweis dafür 
sein, dass die Berliner Landesorganisa¬ 
tion den Charakter der Partei ändern 
wolle, eben eine neue Partei wolle. „Es 
mag sein, dass das Wort nicht trifft“, so 
Perschewski, aber tatsächlich gehe es 
in dem Abschnitt um organisationspo¬ 
litische Schritte, um Schritte, die den 
Zerfall der Partei aufhalten sollen, der 
wohl unbestritten sein dürfte. „Es geht 
um die organisierte Gewinnung neu¬ 
er Mitglieder durch betriebliche und 
kommunale Interessenvertretung und 
durch das Einbinden dieser Mitglieder 
unter anderem durch kontinuierliche 
Schulungsarbeit und durch die Stär¬ 
kung unserer Grundorganisationen“, 
stellte er klar. 

Zwei weitere Anträge an die LMV ka¬ 
men aus der Gruppe Friedrichshain- 
Kreuzberg, die ebenfalls mit großen 
Mehrheiten angenommen wurden. Da¬ 
bei ging es zum einen um die Unterstüt¬ 


zung des Kuba-Solidaritätsprojektes 
der SDAJ durch die Finanzierung einer 
Berliner Brigadistin oder eines Briga- 
disten. Der zweite Antrag richtete sich 
wiederum an den Parteitag. Er möge 
beschließen, dass der Parteivorstand im 
kommenden Jahr eine wohnungs- und 
mietenpolitische Konferenz ausrichtet. 
An Vorbereitung und Ausrichtung will 
sich die Berliner Landesorganisation 
natürlich beteiligen, die sich vorgenom- 
men hat, mie¬ 
tenpolitische 
Positionen zu 
erarbeiten. 
Der Wider¬ 
stand gegen 
steigende 

Mieten und die erfolgreiche Verhinde¬ 
rung einer Zwangsräumung in Berlin 
spielten im Referat des Landesvorsit¬ 
zenden Rainer Perschewski ebenso wie 
die antifaschistische Arbeit und die zu¬ 
nehmende Hetze gegen Migrantinnen 
und Migranten eine Rolle. Perschew¬ 
ski ging auch auf die Spaltungsversu¬ 
che gegen die traditionelle Luxem- 
burg-Liebknecht-Demonstration am 
13. Januar ein und rief die Mitglieder 
der Landesorganisation zur verstärkten 
Teilnahme auf. 

„Wir wissen: Mit Antikommunismus 
bekämpft man keinen Faschismus. Für 
uns kann die Antwort nur heißen, unse¬ 
re LL-Demonstration und ihren politi¬ 
schen Ausdruck gegen imperialistische 
Kriegspolitik, gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung zu stärken“. 

Rainer Perschewski, aktiv in der Grup¬ 
pe Neukölln, wurde am Ende der Ver¬ 
sammlung erneut zum Vorsitzenden 
der Landesorganisation gewählt. Zu 
seinen Stellvertretern wurden Karin 
Mack aus der Gruppe Pankow-Mitte 
und Michael Grüß aus Friedrichshain- 
Kreuzberg gewählt. Mit Sven George 
wurde seit Jahren, in denen das nicht 
der Fall war, auch wieder ein Mitglied 
der SDAJ in den insgesamt 16-köpfigen 
Landesvorstand gewählt. - er 

*Weitere Berichte von den BDK in 
der nächsten Ausgabe. 



Wenn am 28. Dezember 2012 unser Genosse 

Dr. Klaus Steiniger 

seinen 80. Geburtstag begeht, wird er gewiss einen Augenblick 
innehalten, um im Kreise von Genossen und Freunden über 
„Erfolge und Niederlagen, Geglücktes und Misslungenes“ Bi¬ 
lanz zu ziehen. 

Viel Zeit bleibt nicht, denn auch im 81. Lebensjahr wird er sich 
den Anforderungen eines Chefredakteurs und eines vollzeit¬ 
beschäftigten Journalisten stellen. 

Gesellschaftlich eingreifend ist er sein Leben lang und das mit 
einem Format und Engagement, die ihn zu einem bedeutenden 
Akteur der DDR auf der internationalen Bühne werden ließen. 
In seiner Schrift über die Nelkenrevolution in Portugal liefert 
er als Beteiligter eine anschauliche Analyse über die Kräfte der 
Revolution und der Konterrevolution. Sein „Bericht Reporter 
auf vier Kontinenten - Bei Winston und Cunhal“ vermittelt 
Einsichten über den internationalen Klassenkampf und den 
sozialistischen Internationalismus. Bei der noch heute unver¬ 
gessenen Solidaritätsaktion für Angela Davis spielt er als Pro¬ 
zeßbeobachter eine wesentliche, initiierende Rolle. 

Klaus Steiniger bleibt als Unentbehrlicher der proletarischen 
Sache treu, auch als ein scharfer Gegenwind aufkommt. Wie 
als langjähriger außenpolitischer Redakteur des Zentralorgans 
der SED „Neues Deutschland“ führt er heute unter völlig an¬ 
deren Bedingungen mit dem „RotFuchs“ den Kampf um die 
Verbreitung des Marxismus. 

Nach fast 50-jähriger SED-Mitgliedschaft tritt er in die DKP 
ein, gründet 1995 die Berliner Bezirksorganisation dieser Par¬ 
tei, und es gelingt ihm, die unterschiedlichen Positionen und 
Erfahrungen west- und ostberliner Kommunisten auf eine Wei¬ 
se zusammenzuführen, die den Grundstein für eine marxis¬ 
tisch-leninistische Kraft legt. 

Jetzt, mit 80 Jahren, muss er sich neuen Problemen stellen. 
Nicht nur das Alter, auch die gesundheitliche Verfassung wer¬ 
den zu einer Last, die Klaus, arbeitend zu bewältigen versucht. 
Dass ihm das noch eine sehr lange Zeit gelingt, wünschen wir 
ihm von ganzem Herzen, und wir verbinden das mit dem Aus¬ 
druck unserer engen solidarischen Verbundenheit und unserem 
Dank für seinen unermüdlichen, außerordentlichen Einsatz für 
die kommunistische Partei und den Sozialismus. 

Vorstand der Landesorganisation Berlin der DKP 
Vorstand der Gruppe Berlin-Lichtenberg der DKP 


„Ohne die Rote Armee wäre ich nicht hier, 
die Rote Armee hat mir das Leben gerettet. “ 

(Ernst auf einem DKP-Gruppenabend) 

„Auch die Jungen werden älter“ 

Am 13. Dezember feierte 

Ernst Grube 

seinen 80. Geburtstag. 

Als „Halbjude“ wurde Ernst mit seinem Bruder Werner und 
seiner Mutter Anfang 1945 ins KZ Theresienstadt deportiert 
und dort im Mai von der Roten Armee befreit. Diese Erfah¬ 
rungen prägten ihn nachhaltig. Er wurde Kommunist - wie 
die Eltern - kämpfte als FDJler gegen die Remilitarisierung 
und mit der Gewerkschaft u.a. 1953 gegen eine Verlänge¬ 
rung der Ladenöffnungszeiten am Samstag, wofür er ver¬ 
haftet und sieben Monate ins Gefängnis musste. Auch nach 
dem KPD-Verbot blieb er der Partei treu und wurde wegen 
angeblich illegaler Tätigkeit ein Jahr lang in Isolationshaft 
gefangen gehalten. Ernst nutzte dennoch jede Gelegenheit, 
um immer wieder auf Ungerechtigkeiten, auf den Antikom¬ 
munismus und auf die Verbrechen der Nazis hinzuweisen. 
Die letzten Jahrzehnte konzentrierte sich seine politische 
Arbeit stark auf Zeitzeugenarbeit - u. a. mit Jugendlichen, 
auf seine Arbeit in der VVN-BdA - als deren langjähriger 
Landessprecher, in der Lagergemeinschaft Dachau, in unter¬ 
schiedlichsten Organisationen, die sich dem Antifaschismus 
verpflichtet fühlen. 

Lieber Ernst, wir wünschen Dir und uns noch viele Jahre en¬ 
gagierter politischer Arbeit! 

Deine Genoss/inn/en DKP Moosach/Pasing, 
Kreisvorstand München, Bezirksvorstand Südbayern 


Anzeigen in der UZ 
werden beachtet und 
helfen der UZ 


Rudi wird 70 

Lieber Rudi, 

nun wirst Du am 1. Januar 70 Jahre alt/jung? 

Wie ist die Zeit gerannt. 

Erinnerst Du Dich noch an den April 1967, da hast Du geheiratet. 
Im Dezember 1968 bist Du in die DKP eingetreten. Gruppen¬ 
vorsitzender, Pressefeste, Ordner über Jahrzehnte, Parteiarbeit 
... bis heute. 

Denkst Du an den Taunus, unsere gemeinsamen schönen Urlau¬ 
be - vor allen Dingen in Frankreich oder so ...? 

1975 und 1976, die Söhne Andre und Sascha, die jetzt 37 und 
36 sind. 

Wir sind den Weg gemeinsam gegangen. Er war manchmal holp¬ 
rig und nicht immer einfach. Aber wir gingen ihn gemeinsam, 
Hand in Hand. 

Wir wünschen Dir und uns, dass wir diesen Weg noch viele Jahre 
weiter mit Dir gehen können. 

In diesem Sinne gratulieren wir und freuen uns mit Dir - 

alles Gute zum 70. 

Gudrun, Andre, Sascha und Steffi 


Das Jahr 2013 beginnt gut. 

Unser Genosse 

Rudi Lang 

hat am 1. Januar Geburtstag. 

Lieber Rudi, 

wir gratulieren dir ganz herzlich zu deinem 70. 

Du handelst überlegt und weißt wo und wie richtige Entschei¬ 
dungen getroffen werden müssen. 

Dass du auch unkompliziert als „Transporter“ einspringst, er¬ 
leichtert in vielen Fällen die Arbeit. 

Dein Humor und auch deine ab und an notwendige klare Kritik 
will keiner missen. 

Wir wünschen dir vor allem gute Gesundheit und ansonsten: 
„bleib wie du bist“. 

Auf eine weitere gute und hoffentlich auch vorwärtsweisende 
gemeinsame Arbeit. 

Deine Genossinnen und Genossen aus Frankfurt am Main. 
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Liebe Mitstreiterinnen 
und Mitstreiter! 

Ein ereignisreiches Jahr geht zu Ende. 

Wir möchten uns herzlich hei Euch bedanken für die Unterstüt¬ 
zung hei den vielen Aktionen und Aktivitäten und hoffen, dass 
ihr einige ruhige Feiertage im Kreise Eurer Lieben und Eurer 
Freunde verbringen könnt. 

Ruhige Tage wünschen wir Euch auch, um neue Kraft zu schöp¬ 
fen für die nächsten Aktionen und Aufgaben. 

Ein herzliches Glückauf und einen guten Rutsch ins Neue Jahr 
wünschen Euch 

der DKP Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 
Marion Köster ; Bezirksvorsitzende 
Michael Gerber ; stellv. Bezirksvorsitzender 


Zu den Feiertagen wünschen wir allen Genossinnen 
und den Leser(inne)n der UZ ein paar geruhsame 
Tage und für das neue Jahr alles Gute. 

Die Auf gaben vor unserer kleinen Partei sind riesig. 
Wir hoffen, dass sich die Einsicht durchsetzt , dass wir 
nur gemeinsam vorwärts kommen können. 

Annegret und Willi Gerns 



Wir brauchen keinen Rettungsschirm, 

denn wir tun garantiert nichts für die Systemerhaltung! 

Wir möchten 
rote Signale für 2013 
aussenden an alle Leser ; Mitleser ; 
Drübergucker und Nochweggu¬ 
cker der UZ! 

DKP Kreisorganisation Hattingen 


„Unser Leben ist nicht leicht zu tragen, 
nur wer fest sein Herz in seinen Händen hält, 
hat die Kraft, zum Leben Ja zu sagen 
und zum Kampf für eine neue Weit“ 

(Louis Fürnberg) 

Ich wünsche allen Genossinnen und Antifaschis¬ 
tinnen erholsame Feiertage und ein gesundes Neues 
Jahr. 

Gleichzeitig möchte ich mich herzlich bedanken bei 
den Organisator Innen der Gedenkfeier zum 100. 
Geburtstag von Alfred Hausser. Es war für mich 
der Höhepunkt 2012 und hat mir viel Kraft gege¬ 
ben zum: 

Oben bleiben! 

Ilse Werner ; Stuttgart 



Durch einen tragischen Unfall haben wir unseren Genos¬ 
sen 


Wilhelm auf der Heiden 

verloren. Wir werden ihn in guter Erinnerung behalten. 


DKP-Gruppe Essen-Altendorf-Borbeck 
DKP Kreis Essen 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der TOSCANA-SEGGIANO 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 

Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, ww.ferien-im-lotsenhaus.de 


A^cimcö 


** Superior 


mm. r 

Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Graf sc ha fl 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780*0 
Fax.: 02972-97BDÜ7 
Restaurant: 

Dienstag Ruhelag 


Ha us Prospekt 
anf ordern 


175» 


IHM! 


mm HEB 

In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüftet. Auch Senioren-Portionen. 
Ühcmachtung/Frühstück 30,- bis 53,- £ p.P. 

HP 15,50 Cp. P. • VP, 22,-€p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


Einen ruhigen Jahres¬ 
wechsel und 
ein aktionsreiches Jahr 
2013 wünschen wir 
allen Lesern der UZ. 
Wir bedanken uns bei 
allen Helfern beim 
Marktfest 2012 
und allen Unterstützern 
des Volksbegehrens 
„Rettet das Stenkhoff- 
bad“ 


BOTTROP 



DKP Kreisvorstand Bottrop 
und DKP-Ratsfraktion Bottrop 


Für das Jahr 2013 wünschen wir all unseren Genos¬ 
sinnen und Genossen, Freundinnen und Freunden 
Gesundheit, freundschaftlichen Zusammenhalt und 
Ermunterung zum Mitkämpfen gegen Kriegsbetei¬ 
ligung und Waffenexporte. 

Wir stehen heute mehr denn je in der historischen 
Pflicht, alles dafür zu tun, damit vom deutschen Bo¬ 
den kein neuer Krieg ausgeht oder neue Kriege un¬ 
terstützt werden. 

Herzliche Weihnachts- und Neujahrs grüße! 

Gerda und Herbert Mies 


MARXISTISCHE 


BLATTER 

www.marxistische-blaetter.de 


Marxismus 
für die 
A-Klasse 


Wir wünschen den Leserinnen und Lesern 
der UZ ein erfolgreiches und rotes Jahr 2013. 


Die Marxistischen Blätter gibt es seit 1963. Ihre Kernaufgabe 
damals wie heute: Arbeiterbewegung und Marxismus zusam¬ 
menzubringen. Also: Marxismus für die A-Klasse, damit vor 
allem die Arbeiterklasse ihrer Lage auf den Grund kommt und 
nachhaltiger für ihre eigenen Tages- und Zukunftsinteressen 
kämpfen kann. Diese Aufgabe ist angesichts der tiefen Krise 
des Kapitalismus aktueller denn je. 

Darum unser Jubiläumsangebot im Jahr 2013: 

★ Wer die Marxistischen Blätter für mindestens zwölf Ausgaben 
abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben mit 50 % Rabatt. 
(Das Normal-Abo kostet im ersten Jahr 24,- Euro bzw. das ermä¬ 
ßigte Abo 16,- Euro und erst im zweiten Jahr 48,- bzw. 32,- Euro. 
Man spart also insgesamt 24,- bzw. 16,- Euro) 


Neue Impulse Verlag 

info@neue-impulse-verlag.de 


Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


„Wenn ich den Armen zu essen gebe, nennen sie mich ei¬ 
nen Heiligen. Wenn ich frage, warum die Armen kein Essen 
haben, nennen sie mich einen Kommunisten“ 

He/derCämara 


Alles Gute 
für 2013 wünschen 
die Seiberts 
aus Maintal 



Hofsitter in der Toskana gesucht 

Kleiner Öko-Hof Nähe Meer sucht 
für Januar zuverlässigen Hofsitter. 

Kontakt: Tel. 0039 . 0566.81478 
lmogen.gruben@online.de, www.toskana-biohof.de 


Herzlichen Glückwunsch zum Geburtstag! 

Unser Genosse 

Friedrich-Wilhelm Habigsberg 

wird am 22.12.2012 

90 Jahre 

alt. Neunzig Jahre, deren lebensentscheidender Teil von 
Kriegs- und Nachkriegsgeschichte bestimmt war. Frieden, 
eine andere Gesellschaftsordnung ist nötig, so seine Schluss¬ 
folgerung. Gewerkschaftlich und politisch organisiert, wird 
Fritz gegen Faschismus und Krieg, gegen Atomrüstung ak¬ 
tiv - in der DKP. 

Dem lesenden Kommunisten Fritz und unserer Genossin 
Hella wünschen wir noch viele gemeinsame Lesejahre. 

Eure Genossinnen und Genossen aus 
Ostwestfalen und Lippe. 

DKP Kreisorganisation Bielefeld 
DKP Bezirk Ruhr-Westfalen 


Der Bezirksvorstand der Deutschen Kommunis¬ 
tischen Partei Baden-Württemberg wünscht allen 
Genossinnen und Genossen der DKP friedliche 
und erholsame Feiertage im Kreise ihrer Familien. 
Mögen die Feiertage Euch Gesundheit und Kraft 
geben für die gemeinsamen Aufgaben im Jahr 

2013. 

Diese Wünsche gelten auch allen Menschen auf 
dieser Welt , die sich einsetzen , für eine friedliche 
Welt , eine Welt ohne Ausbeutung, Unterdrückung , 
eben für eine sozialistische Welt. 





Es lebe die internationale Solidarität 


„Hierin Frankreich herrscht gegenwärtig die größte Ruhe. Ein abgematte¬ 
ter, schläfriger, gähnender Friede. Es ist alles still, wie in einer verschneiten 
Winternacht. Nur ein leiser, monotoner Tropfenfall. Das sind die Zinsen, die 
fortlaufend hinabträufeln auf die Kapitalien, weiche beständig an sch wellen, 
man hört sie ordentlich wachsen, die Reichtümer der Reichen. Dazwischen 
das kleine Schluchzen der Armut. Manchmal auch klirrt etwas, wie ein Mes¬ 
ser, das gewetzt wird. “ Heinrich Heine 1842 

Die „Klingenstadt“-Redaktion und die 
DKP Solingen wünschen allen Leserinnen und 
Lesern, allen Genossinnen und Genossen, allen 
Freunden und Unterstützern ein gutes 2013. 

Wir laden zu unserer Neujahrs-Fete ein am Samstag, den 19. Ja¬ 
nuar 2013 ab 18 Uhr ins Naturfreunde-Haus Holzerbachtal. 

www.dkp-solingen.de 


Der Kreisvorstand der DKP Frankfurt wünscht 
allen Genossinnen und Genossen in Frankfurt 
und drum herum weiter viel Kraft in der Be¬ 
wältigung der Vielfalt unserer Aufgaben. 

Eine starke, vor allem aber einige Partei und 
eine qualifiziert immer stärker werdenden UZ 
sind stabile Grundsteine für unser politisches 
Wirken in diesem vom Kapitalismus so gebeu¬ 
telten Land. Das sind hochgesteckte Ziele, doch 
sie sind, wenn alle es wollen, erreichbar. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisvorstand Frankfurt am Main 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 

Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 

Ferienwohnung in Südfrankreich am Meer 
besonders schön auch im Frühjahr 
anna.boegel@googlemail.com, 08144/7200 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 




EfUschleunigimg: 


Etuhc& Natur satt itn Müritz-NatkraaJ- 
park. 2 FcWoje 2 3 Fers, g&näjühngjn 
Kmuubiirg-C Jrsnz in„ Havel & Havclscen, 
BmJi & Rad. Infu: www.lrinDgga.dt: oder 
03 31/8707 % (AB) 


mail@gasthoLheimes.de * www.gasthof-heimes.de 
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Spuren hinterlassen 

Zu Testamenten und Vermächtnissen 


Bedingungsloses 

Grundeinkommen 

Betr.: „Arbeit ist ein Menschenrecht“, 
UZ vom 7.12.2012, S. 

Mit prinzipieller Zustimmung habe 
ich die Überlegungen von Hans-Pe- 
ter Brenner zum „Bedingungslosen 
Grundeinkommen“ (BGE) in unse¬ 
rer zeit vom 7. Dezember 2012 in „Ar¬ 
beit ist ein Menschenrecht“ gelesen. Er 
legte überzeugend die Positionen der 
DKP zu dieser Forderung dar, wie sie 
vom Parteivorstand beschlossen wur¬ 
den (siehe UZ vom 28. Januar und vom 
11. Februar 2012). Dass das BGE kei¬ 
ne ideale Lösung darstellt, wurde selbst 
von den Befürwortern in der Diskussi¬ 
on erkannt. Hieraus folgt: gemäß des 
Beschlusses des Parteivorstandes viel¬ 
mehr verstärkt um die Realisierung der 
im Schlussteil dieses Beschlusses aus¬ 
gewiesenen Maßnahmen zu kämpfen. 
Denn hierbei geht es wohl für einen 
längeren historischen Zeitraum darum, 
die juristische und faktische Anerken¬ 
nung des Rechts der Persönlichkeit auf 
Leben und ein menschenwürdiges Da¬ 
sein als Menschenrecht - unabhängig 
von der persönlichen Leistung - ein¬ 
fach auf Grund der Zugehörigkeit zum 
Menschengeschlecht - zu erstreiten. 
Die kapitalistische Gerechtigkeitsfalle 
kann erst mit dem Aufbau einer sozialis¬ 
tischen Gesellschaft generell überwun¬ 
den werden. Auf diesem späteren histo¬ 
risch langfristigen Weg könnte das BGE 
sicherlich eine positive Rolle spielen, die 
allerdings auf einem anderen Blatt steht, 
das hier nicht beschrieben werden kann. 

Ingo Wagner ; Leipzig 

Klimazerstörer stoppen 

Betr.: „Zum Scheitern verurteilt“ 
von Hans-Peter Brenner, UZ vom 
7.12.2012, S. 9 

Hans-Peter Brenner lobt das Kioto- 
Abkommen dafür, dass es eine Redu¬ 
zierung des weltweiten C0 2 -Ausstoßes 
um 5 Prozent bis 2012 gegenüber 1990 
anstrebe. Da unterliegt er einem Irrtum. 
Die fünf Prozent beziehen sich nur auf 
den Ausstoß der teilnehmenden Indus¬ 
trieländer ohne USA. 

Das Ziel, fünf Prozent innerhalb von 
gut 20 Jahren zu reduzieren, ist blama¬ 
bel jämmerlich im Vergleich zur aner¬ 
kannten Forderung an die Industrie¬ 
länder, ihren C0 2 -Ausstoß bis 2050 um 
80 bis 90 Prozent zu reduzieren. Und es 
ist, da hat Brenner Recht, das wichtigs¬ 
te Resultat in bisher 17 Klimakonferen¬ 
zen. Statt nur auf Konferenzergebnisse 
zu warten, ist es aber viel wichtiger, von 
dem großen Klimazerstörerland BRD 
zu fordern, bedingungslos mit einer 
ernsthaften Klimaschutzpolitik zu be¬ 
ginnen. Der Klimazerstörer muss mit 
der Zerstörung aufhören! - und zwar 
ohne zu lauern, ob die Konkurrenten, 
die anderen Länder, mitziehen, ob sie 
vielleicht weniger Lasten tragen etc. 
Mehr zu diesem Thema, zu Analyse, 
Maßnahmen, Forderungen im nagel¬ 
neuen isw-report 91 „Grüne Wende. 


Neue Farbe oder neues System?“ für 
3,50 Euro bei 089/130 041, und in vielen 
Kurzberichten auf www.isw-muenchen. 
de. Franz Garnreiter ; München 

Rüstung tötet schon im Frieden 

Betr.: „Es gibt keinen sauberen 
Krieg“, UZ vom 7.12.2012, S. 1 

Zu dieser richtigen Überschrift möchte 
ich noch den Zusatz anfügen: Rüstung 
tötet schon im Frieden. 

Im Rahmen der Arbeitsgruppen auf 
dem Friedensratschlag am 2.13. 12 in 
Kassel hat die bundesweite AG Rüs¬ 
tungskonversion ein Thema aufgegrif¬ 
fen, welches seit Jahren nur noch in we¬ 
nigen Gruppen Beachtung findet: 

Wie ist die in den 1980ziger Jahren 
breit diskutierte Frage einer Rüstungs¬ 
konversion wieder mit Leben zu erfül¬ 
len? 

Nun gibt es mit der Standortkonversi¬ 
on von geschlossenen Standorten der 
Bundeswehr, mit dem Ringen um eine 
Zivilklausel für Friedens- statt Rüs¬ 
tungsforschung an den Universitäten, 
mit der Initiative „Schule ohne Bun¬ 
deswehr“, mit der Aktion Aufschrei - 
Stoppt den Waffenhandel! schon viel 
Bewegung gegen die Rüstungspolitik 
in Deutschland. 

Die bundesweite AG Rüstungskonver¬ 
sion möchte an diese Bewegungen an¬ 
knüpfen und wirft die generelle Frage 
von Rüstungsproduktion mit folgen¬ 
den, sicher noch unvollständigen Fra¬ 
gen, auf: 

★ Kann und darf es sich überhaupt 
eine Volkswirtschaft leisten, seltene, 
überlebenswichtige Rohstoffe für die 
Produktion von Tötungsmaterial zu 
verschwenden? 

★ Kann und darf es sich eine Regie¬ 
rung erlauben Steuergelder statt für zi¬ 
vile, soziale und friedenspolitische Zie¬ 
le, für teure, sich nie auszahlende, nur 
einigen Rüstungskonzernen Riesen¬ 
profit bringende Zwecke auszugeben? 

★ Ist es nicht eine Verschwendung 
von Wissen und Arbeitskraft, wenn 
menschliches Denken und Tun nicht 
dem Leben sondern dem Tod dient? 
Wenn Menschen sich dafür verwen¬ 
den lassen, Tötungsmaterial statt le¬ 
benswichtige zivile Güter herzustellen, 
oder sich ausbilden lassen, um andere 
Menschen umzubringen? 

★ Arbeit ist genug da und alles wäre 
bezahlbar wenn die Mittel richtig ver¬ 
wendet und eingesetzt würden. 

Bei gleichen Summen sind im zivilen 
Bereich doppelt so viele Arbeitsplätze 
zu schaffen wie in der Rüstungsindus¬ 
trie. Die zum größten Teil hochqualifi¬ 
zierten Rüstungsarbeiter wären in der 
zivilen Produktion ohne Probleme zu 
vermitteln. 

★ Wir unterstützen betriebliche und 
gewerkschaftliche Konversions-Ak¬ 
tivitäten, die es sich zum Ziel setzen, 
Rüstungsproduktion durch zivile Ent¬ 
wicklung zu ersetzen. 

★ Für uns ist Rüstung und Krieg ein 
Verbrechen an der Menschheit. 


★ Unsere Forderung ist und bleibt: 
Keine Hand für Rüstung und Krieg! 
Alles für Frieden und Zukunft! 

★ Jede Regierung, die Steuergelder für 
Rüstungsprodukte verwendet, die Rüs¬ 
tungsmaterial exportiert, die Kriegsein¬ 
sätze beschließt, ist für uns nicht wähl¬ 
bar. 

Wir werden in dieser Arbeitsgemein¬ 
schaft unsere Vorstellungen von einer 
besseren Welt diskutieren und entwi¬ 
ckeln. Wir möchten mit unserer Initia¬ 
tive einen kleinen Beitrag für ein wenig 
mehr Frieden leisten. 

Wer auch immer uns dabei unterstüt¬ 
zen will ist herzlich willkommen. Nur 
eine kurze Mail mit Adresse an willi. 
hoffmeister@gmx.de dazu genügt. 

Willi Hoffmeister ; Dortmund 

Deutsche Waffen, deutsches 
Geld... 

Betr.: Geplante Waffenlieferungen 

Die Bundesregierung hat im Jahr 2011 
5,4 Milliarden Euro für Rüstungsex¬ 
porte genehmigt. Lese ich die Berichte 
über die deutschen Waffenlieferungen, 
so fällt mir der Spruch ein: „Deutsche 
Waffen, deutsches Geld morden mit in 
aller Welt.“ 

Algerien möchte Fregatten und Fuchs- 
Radpanzer, Indonesien 100 Leopard- 
und 50 Marder Schützen-Panzer, Saudi- 
Arabien will außer Boxer auch noch 270 
Leopard-Panzer kaufen, alles Kriegsge¬ 
rät, das zur Aufstandbekämpfung geeig¬ 
net ist; Panzerfäuste an Israel sind Waf¬ 
fen für den Häuserkampf gegen Paläs¬ 
tinenser im Gazastreifen. 

Deutsche Waffen sind in vielen Kriegen 
beteiligt. Sie bringen Kriege in Gang. 
Sie müssen verboten werden. Um die 
Arbeitsplätze zu erhalten, müssen sich 
die Rüstungsbetriebe auf die Produkti¬ 
on ziviler Güter umstellen (Rüstungs¬ 
konversion). Eva Böller ; Bremen 

Thomas de Maiziere - 
Absichten, Möglichkeiten und 
der ganz normale Wahnsinn 

Betr.: Patriot-Raketen in die Türkei 

Zur Begründung, „Patriot“-Luftab- 
wehrraketen an den NATO-Partner 
Türkei zu senden, die diese mitsamt 
deutschen Soldaten an der Grenze zu 
Syrien stationieren will, erklärte Mili¬ 
tärminister De Maiziere (CDU): „Sy¬ 
rien hat keine Absicht, die Türkei an¬ 
zugreifen. Aber sie haben die Möglich¬ 
keit. Damit aus der Möglichkeit keine 
Absicht wird, liefern wir die Waffen.“ 
Wer soll ihm einen solchen Unsinn ab¬ 
kaufen? 

Umkehrschluss: Ich habe zwar nicht 
die Absicht, Herrn de Maiziere zu ver¬ 
prügeln und eventuell dauerhaft zu be¬ 
schädigen, aber ich hätte - mit zwei ge¬ 
sunden Fäusten - die Möglichkeit dazu. 
Und damit aus der Möglichkeit keine 
Absicht wird, gehöre ich (und unge¬ 
zählte weitere Menschen) umgehend 
eingesperrt. Bundesrepublik Deutsch¬ 
land 2012 - Was für ein Tollhaus. 

Heinz-W. Hammer ; Essen 


Dankenswerterweise wurde die Arbeit 
der Deutschen Kommunistischen Par¬ 
tei bereits mehrfach durch Erbschaften 
und Vermächtnisse gefördert. Diese 
sind eine große Hilfe bei der Realisie¬ 
rung der politischen Aufgabenstellun¬ 
gen, die der letzte Parteitag und die 
nachfolgenden Parteivorstandstagun¬ 
gen beschlossen haben. 

Die DKP finanziert sich im Wesentli¬ 
chen aus Mitgliedsbeiträgen und Spen¬ 
den. Im Gegensatz zu anderen Parteien 
und denen, die im Bundestag vertreten 
sind, sind von den Gesamteinnahmen 
der DKP fast 90 Prozent Mitgliedsbei¬ 
träge und Spenden. Die DKP bekommt 
keine Zuschüsse aus dem Bundeshaus¬ 
halt, die bei den anderen Parteien zwi¬ 
schen 25 und 40 Prozent der Gesamt¬ 
einnahmen ausmachen. Diese Summen 
sind um ein Vielfaches höher als die 
Gesamteinnahmen der DKP. 

Die Finanzkommission und der Par¬ 
teivorstand wenden sich an alle Ge¬ 
nossinnen und Genossen, Spuren zu 
hinterlassen und rechtzeitig ihre Hin¬ 
terlassenschaften zu regeln. Denn es 
gibt auch eine andere Erfahrung, dass 
Genossinnen und Genossen vorhatten, 
ihre Nachlässe auch im Sinne der Partei 
zu regeln, dieses aber nicht mehr ge¬ 
tan haben. Dadurch gehen der Partei 
wichtige Finanzierungsmittel verloren. 
Diese gehen an den Staat, obwohl die 
Erblasser die Partei bedenken wollten. 

Bedeutung eines 
schriftlichen Testaments 

Erbschaften sind ein wichtiger Beitrag 
zur Stärkung der Partei für ihre Zu¬ 
kunftsaufgaben. Es muss deutlich dar¬ 
auf aufmerksam gemacht werden, dass 
in allen Fällen, in denen keine Familie 
das Erbe antreten kann, im Falle eines 
fehlenden schriftlichen Testaments der 
gesamte Nachlass an den Staat geht, 
und zwar an das entsprechende Bun¬ 
desland, in dem der oder die Verstor¬ 
bene wohnt. Jahr für Jahr werden so 
Haushalte der Länderregierungen um 
vier bis fünf Milliarden Euro aufgebes¬ 
sert. Deshalb bitten wir die Mitglieder 
und Freunde der DKP, wenn sie Vor¬ 


haben, ihren Nachlass ganz oder zum 
Teil für die politische Arbeit der DKP 
zur Verfügung zu stellen, ein Testament 
zu machen und es bei dem zuständigen 
Amtsgericht oder einem Anwalt zu 
hinterlegen. 

Für diese Arbeit stellt die Finanzkom¬ 
mission eine schriftliche Hilfe zur Ver¬ 
fügung. Auf Wunsch kann auch der Rat 
und die Erfahrungen genutzt werden, 
wenn es gewünscht wird. 

Wir brauchen einen 
langen Atem 

Das Ziel der DKP ist, die kapitalisti¬ 
sche Ausbeutergesellschaft, die wir tag¬ 
täglich heftiger und grausamer zu spü¬ 
ren bekommen, zu überwinden. Es gilt, 
mit der DKP eine Politik im Interesse 
der Mehrheit der Bevölkerung, der ab¬ 
hängig Beschäftigten, zum Durchbruch 
zu verhelfen. Dazu heißt es im DKP- 
Parteiprogramm: „Die DKP lässt sich 
von den Zukunfts- und Gegenwartsin¬ 
teressen der Arbeiter und Angestellten 
als Klasse leiten, sie wirkt als politisch 
bewusster und ständig weitertreiben¬ 
der Teil der Bewegung, sie versteht sich 
als revolutionäre Partei... Das Ziel der 
DKP ist der Sozialismus/Kommunis¬ 
mus. Für dieses Ziel die Mehrheit zu 
gewinnen, darum geht es der DKP.“ 
Die Beschlüsse der DKP dienen alle 
diesem Ziel. Sie sind jedoch ohne ent¬ 
sprechende finanzielle Mittel, ohne 
Förderung und Spenden nicht durch¬ 
zusetzen. 

Die DKP weiß um die Solidarität ihrer 
Mitglieder und Freunde. Sie haben bis¬ 
her einen großen Beitrag dazu geleistet, 
dass die DKP politisch als bundeswei¬ 
te Partei arbeiten und kämpfen konnte. 
Dieses wollen wir fortsetzen und ver¬ 
stärken im Kampf gegen Kriegspolitik, 
Sozial- und Demokratieabbau. 

Für die Solidarität möchten wir uns bei 
allen Spendern und Förderern bedan¬ 
ken. 

Werner Sarbok 
Bundeskassierer der DKP 
(Nachfragen bitte an den Parteivor¬ 
stand der DKP, Hoffnungstrasse 18, 

45127 Essen, Telefon: 020117 78 89 o). 


Dampf machen für die UZ! 

@[°x§oix°]33 Bhj© 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 8. bis 14. Dezember 


Samstag 

Es war ein Vorgang , der unter vornehmer 
Zurückhaltung der deutschen Medien 
stattfand. Nur ganz wenige Blätter berich¬ 
ten in dürren Worten über die Mitteilung 
der US-Behörden vom 6. Dezember, dass 
die USA in der Wüste von Nevada einen 
unterirdischen Atomtest vorgenommen 
haben. Den US-Angaben zufolge diente 
er der Beschaffung wissenschaftlicher Da¬ 
ten „zur Beibehaltung der Sicherheit und 
Wirksamkeit der nationalen Atomwaffen “. 
Demnach wurde bei dem Versuch keine 
sogenannte kritische Menge an spaltba¬ 
rem Material verwandt, so dass keine Ket¬ 
tenreaktion in Gang kam. Solche Tests 
verstoßen den USA zufolge nicht gegen 
das internationale Atomwaffentestverbot. 
Dessen Artikel I lautet: „ Grundlegende 
Verpflichtungen/(1) Jeder Vertragsstaat 
verpflichtet sich, keine Versuchsexplosi¬ 
on von Kernwaffen und keine andere nu¬ 
kleare Explosion durchzuführen und sol¬ 
che nuklearen Explosionen an jedem Ort 
unter seiner Hoheitsgewalt oder Kontrolle 
zu verbieten und zu verhindern./(2) Jeder 
Vertragsstaat verpflichtet sich ferner, die 
Durchführung einer Versuchsexplosion 
von Kernwaffen oder einer anderen nu¬ 
klearen Explosion weder zu veranlassen 
noch zu fördern noch sich in irgendeiner 
Weise daran zu beteiligen.“ 

In einer Meldung der chinesische Zei¬ 
tung Global Times von gestern steht u.a.: 
„.Der Bürgermeister der Stadt Hiroshima, 
die 1945 von der Einwirkung der Atom¬ 
waffen betroffen war, hat eine unterirdi¬ 
sche Explosion mit Plutonium verurteilt, 
die in den USA durchgeführt worden ist. 
Der Bürgermeister von Hiroshima Ka- 
zumi Matsui erklärte, solche Experimen¬ 
te würden gemeinsame Bemühungen um 


die komplette Vernichtung von Atomwaf¬ 
fen in der Welt beeinträchtigen ... Die 
USA haben auf einem Versuchsgelände 
im Bundesstaat Nevada eine subkritische 
nicht-nukleare Untergrundexplosion aus¬ 
geführt. Diese Explosion setzt Entzün¬ 
dung des Sprengstoffes um den radioak¬ 
tiven Stoff voraus, ohne dass eine kritische 
Masse erreicht wird und eine Kettenreak¬ 
tion beginnt.“ 

Wo bleibt die Frage der Bundesregierung, 
wo bleibt der Aufschrei der Medien, was 
dort wirklich passiert ist, ob nicht dort ge¬ 
gen das Atomwaffentestverbot verstoßen 
wurde? Ist dieser Vorgang nicht eine An¬ 
frage in der UN-Vollversammlung wert, 
wie sie zuverlässig jedesmal erfolgt, wenn 
z. B. in Nordkorea ein Sack Reis umfällt? 

Freitag 

Sie sahen, hörten und sagten nichts; so 
könnte es über den meisten Auftritten vor 
dem NSU-Untersuchungsausschuss ste¬ 
hen. So steht es seit heute über dem Auf¬ 
tritt von Wolfgang Schäuble. Dass vor 
dem Ausschuss gelogen wird, dass sich 
die Balken biegen, ist schon nicht mehr 
die Frage. Die Frage ist, was will der Aus¬ 
schuss sich noch alles gefallen lassen? 
Wer nicht aufklärt, wo er es könnte, ist mit¬ 
verantwortlich - z. B. für die Deckung von 
Mördern, den Bruch der Verfassung und 
die Zerstörung der Demokratie. 

★ 

Die Woche endet, wie sie begann - mit 
Gewalt made in USA. Der Amokläufer 
von Newtown unterscheidet sich von sei¬ 
ner Regierung zumindest in einem Punkt. 
Wo man ihm wohl Geistesgestörtheit at¬ 
testieren muss, waltet bei den Zündlern in 
Washington eiskaltes Kalkül und grenzen¬ 
loser Zynismus. Adi Reiher 



... das ist natürlich nicht das Ende des Raubtierkapitalismus. Aber es markiert einen Einschnitt. Zwei 
Jahre lang bestimmte Josef Ackermann, Chef der Bank, die Finanzpolitik der Bundesregierung und 
damit von ganz Europa. Sein Versprechen: wir retten alle vor den Krisen; seine Taten: alles zum Wohl 
der Bank. 

Das Kasino drehte sich weiter, die Krise wucherte weiter, bis es auch Frau Merkel, die bei Ackermann 
noch einmal zum - wenn auch späten - Mädchen wurde, dämmerte, was da läuft. Was jetzt läuft ist 
keine Rache, aber ein deutliches Zurückstufen auf Normalmaß. Der ideelle Gesamtkapitalist zieht 
seinen allzu gierigen Kindern die Ohren lang. Das ist normal, so ist Kapitalismus auch; aber irgend¬ 
wie freut's einen doch. 


+ ET gesucht + ET gesucht + 

Noch keine Hinweise auf „Andere“ 


Derzeit dürften sich Kosmologen und 
Planetenforscher vor Freude die Hän¬ 
de reiben und jene, die nach Leben auf 
anderen Planeten suchen, werden wie¬ 
der einmal enttäuscht grübeln. 

Denn mehr als 13 Milliarden Jahre alt 
sind jene sieben Galaxien, die das Welt¬ 
raumteleskop Hubble kürzlich aufge¬ 
nommen hat. „Unser Kosmos“ war 
damals etwa 600 Millionen Jahre alt. 
Hubble „blickte“ damit in eine frühe 
Phase der Geschichte. Die Ergebnis¬ 
se sind sensationell, denn sie stützen 
die bisherigen (materialistischen und 
dialektischen) Vorstellungen über die 
Evolution unseres Universums, bestä¬ 
tigen bisherige naturwissenschaftliche 
Theorien, klären aber noch lange nicht 
alle Fragen. 

Andererseits kündeten kürzlich NAS A- 
Forscher eine Sensation vom Mars an 
und viele rätselten: Hat „Curiosity“ ne¬ 
ben den vielen anderen wichtigen Ent¬ 
deckungen endlich Leben auf unserem 
Nachbarplaneten gefunden? Die Ant¬ 
wort war: Nein, bislang nicht. Es gibt 
keine Spuren organischer Stoffe in den 
Proben. Die Suche geht also weiter. Auf 
dem Mars. In unserem Sonnensystem. 
Vor allem aber im „tieferen“ Raum. 


Der rote Kanal 


Das kalte Herz, DDR 1950 

Der erste DEFA-Farbfilm (nach 
dem Märchen von Wilhelm Hauff) 
ist auch heute noch gut anzusehen. 
Bitte außerdem die vielen anderen 
Märchenfilme aus den sozialistischen 
Ländern beachten, die in diesen Ta¬ 
gen laufen. 

Mo., 24 . 12 ., 21 . 45 - 23.25 Uhr, rbb 

Das Schlangenei, 

BRD/USA 1977 

NIngmar Bergmann stellt die Gene¬ 
se des Faschismus anhand der Ge¬ 
schichte eines arbeitslosen Zirkusak¬ 
robaten während der Hyperinflation 
Ende 1923 dar. Der Titel ist Shake¬ 
speares Julius Caesar entnommen: 
„Darum denkt ihn wie ein Schlan¬ 
genei, das, ausgebrütet, verderblich 
würde wie seine ganze Art. Und also 
tötet ihn noch in der Schale.“ 

Mi., 26 . 12 ., 23 . 30 - 1.20 Uhr, rbb 


Und Letzteres ist hochinteressant. 
Denn außerhalb unseres Sonnensys¬ 
tems konnten - mit Hilfe moderner 
Beobachtungs-, Mess- und Rechen¬ 
technik - in den letzten zwei Jahrzehn¬ 
ten bereits fast Tausend „Exoplaneten“ 
nachgewiesen werden. Anfangs wurden 
vor allem Gasriesen entdeckt, später 
kleinere Planeten und auch solche, die 
wahrscheinlich Gesteinsplaneten sind. 
Gesucht wurde und wird aber vor al¬ 
lem nach einer zweiten Erde. Deshalb 
wurden vor allem Planetensysteme un¬ 
tersucht, deren „Hauptstern“ unserer 
Sonne ähnelt. 

Gefunden wurden tatsächlich erdähn¬ 
liche Planeten, bislang meist nur so¬ 
genannte Supererden. So Gliese 581d, 
der sechs Mal so schwer ist wie unsere 
Erde und seinen Hauptstern in nur 66 
Tagen umrundet, aber wenig Hoffnung 
erweckt, dort Leben zu finden. Oder 
ein 40 Lichtjahre entfernter Planet (GJ 
1214b) im Sternbild Schlangenträger, 
der als Wasserplanet identifiziert wurde 
und eine rote Sonne umkreist. 

Es gibt mittlerweile viele Kandidaten. 
Doch Astrophysiker, Astronomen und 
Exobiologen haben klare Vorstellun¬ 
gen, wo sie vielleicht erfolgreich sein 
könnten: Der Planet muss vom Zen¬ 
tralgestirn des Systems so weit entfernt 
sein, dass er soviel Energie von diesem 
erhält, dass die uns bekannte Bioche¬ 
mie überhaupt funktioniert. Also, so 
der Fachbegriff, in einer „habitablen“ 
Zone. Er muss ein Gesteinsplanet sein 
und braucht Wasser. Er muss - wie die 
Erde - durch ein Magnetfeld vor schäd¬ 
licher Strahlung des Zentralgestirns ge¬ 
schützt sein. 

Und hier wird es interessant: Es gibt 
aktuell möglicherweise Kandidaten im 
System Alpha Centauri B, des der Erde 
nächsten Planetensystems (4,4 Licht¬ 
jahre). Noch ist nicht nachgewiesen, 
dass dort Planeten in der „habitablen“ 
Zone existieren. Jedoch umkreist ein 
Planet, der nur unwesentlich größer ist 
als die Erde, Centauri B, einen Stern 
mit großer Sonnenähnlichkeit, in gro¬ 
ßer Nähe und mit großer Geschwindig¬ 
keit. Die Suche geht weiter. 

Wie jedoch vielleicht eine „Biochemie“ 
auch unter anderen Bedingungen funk¬ 
tionieren könnte, steht auf einem „an¬ 
deren Blatt“. nh 
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Die Allukrainische Bewegung „Swoboda“ 

Programmatik und historische Wurzeln einer faschistischen Partei • Von Willi Gerns 


Z u den Ergebnissen der ukraini¬ 
schen Parlamentswahlen vom 
28. Oktober gehört der Einzug 
der ultranationalistischen Allukraini¬ 
schen Bewegung „Swoboda“ (Freiheit) 
in die Oberste Rada mit 10,44 Prozent 
der Stimmen und 37 Mandaten, davon 
25 über ihre Parteiliste und 12 bei der 
Direktwahl nach dem Mehrheitsprin¬ 
zip in den Wahlkreisen. 

Letzteres ist vor allem das Resultat 
einer im Vorfeld der Wahlen getrof¬ 
fenen Absprache zwischen der Swo¬ 
boda und dem prowestlichen Partei¬ 
enbündnis „Vaterland“ von Julia Ti- 
moschenko. Danach sollte jeweils der 
Kandidat von den Anhängern beider 
Parteien gewählt werden, der die größ¬ 
te Aussicht hat, den Wahlkreis zu ge¬ 
winnen. Nach den Wahlen haben dann 
die Timoschenko-Partei, die „UDAR“ 
Klitschkos und die Swoboda erklärt, im 
Parlament Zusammenarbeiten zu wol¬ 
len. Diese skandalösen Ereignisse rei¬ 
ßen nicht nur den Parteien Timoschen- 
kos und Klitschkos die demokratische 
Maske vom Gesicht, sondern auch ih¬ 
ren Förderern in EU und NATO. 

Die „Swoboda“ und 
ihre Wurzeln 1 

Unmittelbar hervorgegangen ist die 
„Swoboda“ aus der 1991 gegründeten 
„Sozial-Nationalen Partei der Ukrai¬ 
ne“ (SNPU). Die SNPU war unter den 
nach der Zerschlagung der Sowjetuni¬ 
on in der Ukraine entstandenen natio¬ 
nalistischen Organisationen diejenige, 
die am wenigsten Hehl aus ihrer ideo¬ 
logischen Nähe zum deutschen Faschis¬ 
mus machte. 

Besonders deutlich wird dies in der of¬ 
fiziellen Bezeichnung ihrer Ideologie 
als „Sozial-Nationalismus“, die sich an 
den „Nationalsozialismus“ der NSDAP 
anlehnt. Das gilt auch für das offizielle 
Parteisymbol, eine modifizierte Wolfs¬ 
angel. Die Wolfsangel wurde u. a. von 
der SS-Division „Das Reich“ verwen¬ 
det und diente bzw. dient heute eini¬ 
gen neofaschistischen Organisationen 
in Europa als Symbol. 

Das politische Programm der SNPU 
zeichnete sich durch einen ukraini¬ 
schen Ultranationalismus aus. Es for¬ 
derte eine Machtübernahme, notfalls 
auch mit Gewalt, und war extrem anti¬ 
russisch ausgerichtet. Größeren Wäh¬ 
lereinfluss vermochte die Partei damit 
nicht zu erreichen. Bei den Parlaments¬ 
wahlen 1998 kam sie im Block mit ei¬ 
ner anderen nationalistischen Grup¬ 
pierung landesweit nur auf 0,16 Pro¬ 
zent der Stimmen. Allerdings konnte 
Oleh Tjahnybok, der einer der Führer 
der SNPU war und heute an der Spitze 
der „Swoboda“ steht, schon damals in 
der westukrainischen Stadt Lwiw ein 
Direktmandat gewinnen. 

Die geringe Resonanz dürfte den An¬ 
stoß dafür gegeben haben, 2004 einen 
Neugründungskongress abzuhalten, 
auf dem eine Erneuerung des äuße¬ 
ren Erscheinungsbildes vorgenommen 
wurde. Anstelle der anrüchigen Be¬ 
zeichnung „Sozial-Nationale Partei“ 
nannte sie sich nun „Allukrainische 
Bewegung Swoboda“. Geändert wur¬ 
de auch das nicht weniger anrüchige 
neonazistische Parteisymbol. Es wur¬ 
de durch einen stilisierten Dreizack 
(das ukrainische Staatssymbol), der 
aus drei Fingern der rechten Hand be¬ 
steht, ersetzt. Oleh Tjahnybok, der als 
Parlamentsabgeordneter eine gewisse 
Bekanntheit erreicht hatte, wurde zum 
Führer der Partei gewählt. 

Die Veränderungen des äußeren Er¬ 
scheinungsbildes geschahen allerdings 
unter Beibehaltung der grundlegenden 
ideologischen SNPU-Prinzipien. Swo¬ 
boda nutzt weitgehend jene Schablo¬ 
nen, auf die die Nazipartei während 
der Weimarer Republik ihren Einfluss 
gründete und heute in Deutschland die 
NPD sowie andere neonazistische Or¬ 
ganisationen ihre Propaganda bauen: 
ungezügelte soziale und nationalisti¬ 
sche Demagogie sowie Feindschaft ge¬ 
gen andere Nationen. Sie predigt Hass 
gegen Russland und die Russen und ist 
antisemitisch. So behauptete Tjahny¬ 
bok z. B. öffentlich, die Ukraine werde 


von einer „jüdisch-russischen Mafia“ 
regiert. Sie stellt sich in die Tradition 
der ukrainischen Nazi-Kollaborateure, 
vor allem der „Organisation Ukraini¬ 
scher Nationalisten“ (OUN) und der 
„Ukrainischen Aufständischen Armee“ 
(UPA) sowie deren Führer Bandera 
und Schuschewitsch 
Außenpolitisch fordert sie den Aus¬ 
tritt der Ukraine aus allen eurasischen 
Bündnissen, an denen Russland betei¬ 
ligt ist, vor allem aus der GUS, eine 
Baltikum-Schwarzmeer-Achse (in den 
baltischen Staaten werden bekanntlich 
deren SS-Veteranen als Nationalhelden 
verehrt) und den Status einer Atom¬ 
macht für die Ukraine. Wirtschaftspo¬ 
litisch sollen die strategischen Unter¬ 
nehmen in Staatseigentum überführt 
und Importprodukte durch ukrainische 
ersetzt werden. Weiter wird das Verbot 
von Werbung für Tabakerzeugnisse und 
Alkohol sowie eine strafrechtliche Ver¬ 
folgung für die Propagierung von Dro¬ 
gen und „sexuellen Perversionen“ ge¬ 
fordert, womit wohl gleichgeschlecht¬ 
liche Beziehungen gemeint sind. 

Den parlamentarischen Durchbruch 
erreichte „Swoboda“ bei den Regio¬ 
nalwahlen zum Gebietsparlament von 
Ternopil 2009 mit 34,69 Prozent der 
abgegebenen Stimmen. Bei den dar¬ 
auffolgenden Regional- und Kommu¬ 
nalwahlen 2010 erreichte sie ähnliche 
Erfolge auch in einigen anderen Teilen 
Galiziens und Wolhyniens. Landesweit 
kam sie erstmals über fünf Prozent der 
Stimmen. Der Erfolg bei den jetzigen 
Wahlen zum zentralen Parlament kam 
darum nicht völlig unerwartet. 

„Orange“ als 

ideologischer Wegbereiter 2 

Unter dem orangenen Präsidenten 
Juschtschenko wurde die ukrainische 
Geschichte im Sinne des ukrainischen 
Nationalismus revidiert. Dazu gehörte 
vor allem die Rehabilitierung militant 
nationalistischer Organisationen wie 
der (OUN) und der (UPA). 
Juschtschenko erteilte im Oktober 
2006 aus Anlass des Gründungstages 
der UPA der damaligen Regierung Ja- 
nukowitsch den Auftrag, einen Gesetz¬ 
entwurf zur Anerkennung von OUN 
und UPA als ukrainische Befreiungs¬ 
bewegung der 1920er bis 1950er Jahre 
auszuarbeiten. Die Regierung unter¬ 
nahm jedoch keine Anstrengungen den 
Ukas umzusetzen. 

Im Januar 2008 brachte Juschtschenko 
dann den Gesetzentwurf „Über den 
rechtlichen Status der Teilnehmer des 
Kampfes für die Unabhängigkeit der 
Ukraine zwischen den 20er und 90er 
Jahren des 20. Jahrhunderts“ ein. Mit 
diesem Gesetz sollten Personen als 
Teilnehmer des Kampfes für die staat¬ 
liche Unabhängigkeit anerkannt wer¬ 
den, die in der Ukrainischen Militäri¬ 
schen Organisation (UVO), in der Kar- 
paten-Sitsch der OUN, der UPA oder 
im Ukrainischen Hauptbefreiungsrat 
(UHWR) am politischen Kampf, am 
Partisanen- und Untergrundkampf 
bzw. am bewaffneten Kampf zwischen 
den 1920er und 1990er Jahren für die 
Unabhängigkeit der Ukraine teilge¬ 
nommen hatten. Dazu sollten auch 
Personen gehören, die diese Organisa¬ 
tionen unterstützt hatten. 

Zum Geschichtsrevisionismus unter 
Juschtschenko gehört auch der Um¬ 
gang mit dem Antisemitismus. Die an¬ 
tijüdischen Verbrechen der OUN, die 
bis in die 20er Jahre zurückgehen, die 
aktive Rolle der OUN und UPA so¬ 
wie der ukrainischen Hilfspolizeifor¬ 
mationen beim Holocaust in der Zeit 
der deutschen Besatzung wurden von 
Historikern und in Schulbüchern rela¬ 
tiviert, verschwiegen oder gar mit dem 
„Argument“ einer engen Verbindung 
der Juden mit dem „sowjetischen Re¬ 
gime“ gerechtfertigt. Da kann es nicht 
verwundern, dass Ultranationalisten 
mit den Stereotypen vom „jüdischen 
Bolschewismus“ weiter ihr Unwesen 
treiben konnten und das bis heute tun. 
Im Gefolge des Geschichtsrevisionis¬ 
mus erhielten Ultranationalisten und 
Faschisten Oberwasser. Zu den Jahres¬ 
tagen der Gründung der UPA fanden 


und finden vor allem in der Westukrai¬ 
ne nationalistische Aufmärsche statt, zu 
Ehren Banderas und Schuschewitschs 
wurden Denkmale errichtet und in Ga¬ 
lizien werden sogar die Jahrestage der 
1943 aufgestellten SS-Division „Galizi¬ 
en“ gefeiert. Und bei alledem tun sich 
die Swoboda und ihre uniformierte Ju¬ 
gendorganisation „Patriot der Ukrai¬ 
ne“ besonders hervor. 

Wer waren die OUN 
und die UPA? 3 

Die „Organisation Ukrainischer Natio¬ 
nalisten“ (OUN) wurde 1929 als Kampf¬ 
organisation für eine unabhängige Uk¬ 
raine gegründet. Später bildeten sich 
zwei Fraktionen, die OUN(B) und die 
OUN(M). Nach der Unabhängigkeit 
der Ukraine sind sie unter ihrem bzw. 
anderem Namen wieder tätig gewor¬ 
den. Masseneinfluss haben sie jedoch 
nicht erringen können. Ihre Anhänger¬ 
schaft dürfte heute jedoch weitgehend 
zum Wahlvolk der Swoboda gehören. 
Die OUN war seit ihrer Gründung 
antipolnisch, antikommunistisch und 
antisemitisch ausgerichtet. Darin liegt 
ihre Geistesverwandtschaft mit dem 
Hitlerfaschismus. Was den Antisemitis¬ 
mus betrifft, so erklärte die OUN(B) 
z.B. bereits Ende der 30er Jahre in ei¬ 
nem Beschluss ihres 2. Kongresses: 
„Die Juden in der UdSSR sind die treu¬ 
este Stütze des herrschenden bolsche¬ 
wistischen Regimes und die Avantgar¬ 
de des Moskauer Imperialismus in der 
Ukraine.“ Jaroslaw Stezko, einer der 
Führer der OUN(B), zog damals 
daraus den Schluss: „Deshalb 
ist es meine Position, dass 
die Juden vernichtet und die 
ex-tremen deutschen Metho¬ 
den, die eine Assimilierung 
ausschließen, zielstrebig auf 
die Ukraine übertragen wer¬ 
den sollten.“ Und in einer im 
Mai 1941 erarbeiteten Instruktion der 
OUN(B)-Führung zu „Kampf und Tä¬ 
tigkeit der OUN in der Zeit des Krie¬ 
ges“ heißt es: „In der Zeit des Chaos 
und der Ordnungslosigkeit ist die Li¬ 
quidierung unerwünschter polnischer, 
Moskauer und jüdischer Aktivisten er¬ 
laubt.“ 

Entsprechend dieser Orientierung wa¬ 
ren die OUN und die von ihr gebilde¬ 
ten Einheiten der Hilfspolizei nach 
dem Überfall Nazi-Deutschlands 
auf die Sowjetunion an grausamen 
Verbrechen gegen die polnische 
und jüdische Bevölkerung, gegen 
Vertreter der Sowjetmacht und so¬ 
wjetische Partisanen beteiligt. Nach 
unvollständigen Daten sollen von 
ihnen bis Ende 1943 etwa 50 000 bis 
60 000 polnische Männer, Frauen 
und Kinder ermordet und mehr als 
1000 polnische Dörfer zerstört wor¬ 
den sein. Und der israelische Histori¬ 
ker Aaron Weiss geht davon aus, dass 
allein in der Westukraine etwa 28 000 
Juden von den ukrainischen Nationa¬ 
listen umgebracht wurden. Ukrainische 
Polizeieinheiten waren auch an dem 
Massenmord an den ukrainischen Ju¬ 
den in der Schlucht von Babi Jar be¬ 
teiligt. 

Mit dem Aufbau einer aus ukraini¬ 
schen Nationalisten zusammengesetz¬ 
ten Söldnerarmee hatte die deutsche 
Abwehr von Admiral Canaris bereits 
vor dem Überfall auf die UdSSR am 
25. Februar 1941 auf deutschem Bo¬ 
den in Gestalt der „Ukrainischen Le¬ 
gion“ begonnen. In ukrainischen Do¬ 
kumenten figuriert diese unter der 
Bezeichnung DUN (Drushinen Ukra¬ 
inischer Nationalisten), gegliedert in 
Gruppe Nord (ukrainischer Komman¬ 
deur Roman Schuschewitsch, späterer 
Oberkommandierender der UPA, und 
Gruppe Süd (ukrainischer Komman¬ 
deur Richard Jarie). In den Dokumen¬ 
ten der Abwehr wurde die Legion als 
Spezialeinheit „Nachtigall“ und Orga¬ 
nisation „Ronald“ im Bestand des Re¬ 
giments „Brandenburg“ geführt. 

Ende Juni 1941 war das Bataillon 
Nachtigall - „politischer Berater“ war 
der spätere bundesdeutsche Minister 
Theodor Oberländer, ukrainischer An¬ 
führer Schuschewitsch - maßgeblich an 


dem grausamen Massaker an der jüdi¬ 
schen Bevölkerung von Lwow (Lwiw) 
beteiligt, dem 7 000 Menschen zum 
Opfer fielen. Später wurde die „Uk¬ 
rainische Legion“ (stellvertretender 
ukrainischer Kommandeur Schusche¬ 
witsch) vor allem in Belorussland und 
im „Generalgouvernement“ zur Parti¬ 
sanenbekämpfung eingesetzt, 
war aber auch weiterhin an 
Massakern gegen die Zivilbe¬ 
völkerung beteiligt. 

Von der OUN wurde jeder 
bewaffnete Kampf gegen die 
Nazi-Okkupanten ausdrück¬ 
lich abgelehnt. Das änderte sich 
in einem be- 


Maße erst nach dem Sieg der Roten 
Armee in Stalingrad, ihrem Heranrü¬ 
cken an die Ukraine und der enormen 
Zunahme des Kampfes der sowjeti¬ 
schen Partisanen gegen die deutschen 
Besatzer. Im Ergebnis ging auch unter 
der Bevölkerung der Westukraine der 
Einfluss der nationalistischen Kollabo¬ 
rateure rapide zurück. Angesichts des¬ 
sen sah sich die OUN-Führung veran¬ 
lasst, bei Beibehaltung des Hauptsto¬ 
ßes gegen die sowjetischen Partisanen 
auch auf Aktionen gegen die deutschen 
Besatzer zu orientieren. In dieser Situ¬ 
ation wurde dann die UPA organisiert, 
dabei weitgehend aus ehemaligen Na¬ 
zi-Kollaborateuren. Ihr Kommandeur 
wurde Schuschewitsch. 

Nach Kriegsende setzten die immer 
mehr zu ziellos mordenden Banden 
verkommenen Überreste der UPA in 
den Wäldern ihren Kampf gegen die 
Sowjetmacht fort. Sie konnten endgül¬ 
tig erst in den 50er Jahren zerschlagen 
werden. Dabei fand Schuschewitsch 
den verdienten Tod. Präsident Jusch¬ 
tschenko hat Schuschewitsch postum 
den Titel „Held der Ukraine“ verliehen. 
Unmittelbar vor der Übernahme des 
Präsidentenamtes durch Wiktor Janu- 
kowitsch hat Juschtschenko am 22. Ja¬ 
nuar 2010 auch Stepan Bandera, die 
zentrale Leitfigur der Swoboda, mit 
diesem Titel ausgezeichnet. 


Bandera - die Leitfigur 
der Swoboda 4 

Im Alter von 20 Jahren hatte Bandera 
als Führer des radikalsten Flügels der 
Jugendorganisation der OUN bereits 
durch Mordaufträge Blut an den Hän¬ 
den. Zwischen 1934 und 1939 wurde er 
von polnischen Gerichten wegen zahl¬ 
reicher terroristischer Verbrechen, 
darunter der Ermordung des pol- 
i nischen Innenminister Bronislaw 
W Perdatzki, sieben Mal verurteilt, 
W einschließlich zu lebenslanger 
Haft. Nach der Okkupation Polens 
| durch die deutsche Wehrmacht er- 
B langte er die Freiheit und begann 
i für die deutsche Abwehr zu arbei¬ 
ten. Dazu gehörte auch die 
Mitarbeit bei der Aufstel- 
W lung des Bataillons „Nach- 

V tigall“ aus Mitgliedern der 
OUN. 

B Ohne Erlaubnis seiner deut- 

V sehen Herren verkündete er 
I allerdings wenige Tage nach 

B dem deutschen Überfall auf 
die UdSSR am 30. Juni 1941 
die „Unabhängigkeit“ des uk- 
W rainischen Staates. 

K Obwohl es im „Gründungsakt“ 
heißt: „Der wiedergeborene uk- 
rainische Staat wird mit dem Nati- 
m onalsozialistischen Großdeutsch¬ 
land eng Zusammenwirken, das 
■ unter seinem Führer Adolf Hit¬ 
ler eine neue Ordnung in Europa 
B und in der Welt schafft und dem 
ukrainischen Volk hilft, sich von 
der Moskauer Okkupation zu 
befreien“, hatten Hitler und das 
B deutsche Großkapital andere 
Pläne. Ihnen ging es um die 
Ausplünderung der ukraini¬ 
schen Industrie- und Land- 
B Wirtschaftsressourcen sowie 
B billige Sklavenarbeiter. Anfang 
Juli wurde Bandera zur Ab¬ 
wehr nach Berlin gebracht. Er 
W musste die „Unabhängigkeits¬ 
erklärung“ zurücknehmen. 
f Zeitweilig waren Bandera und 
einige andere OUN-Führer im KZ 
Sachsenhausen. Allerdings waren dies 
seltsame „KZ-Häftlinge“. Sie konnten 
sich frei im Lager bewegen, es verlas¬ 
sen, erhielten gute Verpflegung und 
Geld. Sie besuchten eine Diversions¬ 
schule der Abwehr für OUN-Kader 
in der Nähe des Lagers. Die Abwehr 
verfolgte damit weitgehende Ziele. Ih¬ 
nen sollte für einen illegalen Einsatz 
in der Ukraine das Image ukraini- 
K scher Patrioten und Nazigegner 
B verpasst werden. 1944 wurde 
Bandera aus dem Lager „ent- 
B lassen“ und im Kommando 
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eingesetzt. Seine Aufgabe 
bestand in der Ausbildung 
von Diversionsabteilungen der OUN, 
die im Hinterland der Roten Armee 
operieren sollten. 

Nach Kriegsende lebte er in München. 
Auf einer Konferenz der OUN 1947 
wurde er zum Chef der Gesamtfüh¬ 
rung der OUN gewählt. Am 15. Okto¬ 
ber 1959 wurde er im Eingang seines 
Hauses erschlagen aufgefunden. 

Anmerkungen 

1 Siehe dazu: Anton Schechowzow und An¬ 
dreas Umland: Der verspätete Aufstieg des 
ukrainophonen Rechtsradikalismus in der 
postsowjetischen Ukraine, Teil I und II, er¬ 
schienen in den Ukraine-Nachrichten v. 28. 
10.2012. 

2 Siehe dazu: Wilfried Jilge:„Nationalukraini¬ 
scher Befreiungskampf“ - Die Umwertung 
des Zweiten Weltkrieges in der Ukraine, er¬ 
schienen in den Ukraine-Analysen 45/2008 

3 Siehe dazu: Jean-Marie Chauvier, Die alten 
Geister sind zurück-Die Versöhnungspolitik 
in der Ukraine rehabilitiert die Nationalisten 
des Zweiten Weltkrieges, in: Le Monde di¬ 
plomatique, deutsche Ausgabe v. 10.8.2007; 
Oleg Zarjow, Der ukrainische Nationalismus: 
Ein Weg ins Nirgendwo, http://antifashist. 
com/, 5.05.2011 (russ.); diverse weitere rus¬ 
sischsprachige Veröffentlichungen im In¬ 
ternet. 

4 Siehe dazu:Wiktor lljuchin:Stepan Bande¬ 
ra,erschienen auf der Internetseite der KPRF 
kprf.ru v. 23.09.2009 (russ.) 
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Portugal, Europa und Angela Merkel 

Ein kurzer Rückblick auf die neuere Geschichte einer kleinen Nation * Von Wolf Gauer 


P ortugal war schon längst Teil der 
Europäischen Gemeinschaft (Bei¬ 
tritt 1986), als ich mit einem Flug 
aus Brasilien in Lissabon eintrudelte. 
Passkontrolle. Vor dem Schalter „In¬ 
ternationale Ankunft“ bildete sich eine 
lange Warteschlange, vorm Schalter 
„Bürger der EG“ standen nur drei oder 
vier Leute. Da rief ein Beamter „Por¬ 
tugiesen sind ebenfalls Bürger der Eu¬ 
ropäischen Gemeinschaft.“ Und flugs 
war die Hälfte der langen Schlange am 
EG-Schalter. 

Wohl kaum einer der EU-Mitgliedstaa- 
ten fühlt sich so wenig „europäisch“ wie 
Portugal. Im Gespräch hörte ich häufig 
„Ich fahre nach Europa“ oder „Er jobt 
in Europa“ - gemeint war „nach Paris“, 
bzw. „in Deutschland“. Die tief verwur¬ 
zelte Hemmung gegenüber dem un¬ 
heimlichen Überstaat entspringt nicht 
nur der alten portugiesischen Orientie¬ 
rung nach dem „alem-mar“, dem „Jen¬ 
seits des Meeres“, sondern historisch 
bedingtem Argwohn. Der instinktsi¬ 
cheren Skepsis gegenüber allem Un¬ 
gebetenen von draußen, vor Kartha¬ 
gern, Römern, den Vandalen, Mauren, 
Briten, Napoleon - und Angela Merkel, 
die den Portugiesen am 12. November 
ungefragt zugemutet wurde. Selbst mit 
den iberischen Nachbarn steht man 
Rücken gegen Rücken. Denn von Spa¬ 
nien kommt nach einem alten Reim 
„nem bom vento, nem bom casamen- 
to“ - weder guter Wind noch gute Ein¬ 
heirat. 

Umgekehrt ist nach portugiesischem 
Empfinden die herkömmliche euro¬ 
päische Wahrnehmung Portugals etwa 
diejenige „mythischer Gefilde in einem 
leeren, abstrakten Raum“ (S. Daveau), 
von denen man trotz EU-Einbindung 
kaum mehr weiß als Reiseprospek¬ 
te vermitteln (auch Merkel plapperte 
gleich von Ferienplänen). Schon Tho¬ 
mas Manns Lissabon (in „Bekenntnisse 
des Hochstaplers Felix Krull“) belegt 
die banale Perzeption. Noch weniger 
förderlich sind die Umtriebe des por¬ 
tugiesischen Eurokraten Jose Manuel 
Duräo Barroso. Als opportunistischer 
Sozialdemokrat, Atlantiker, Kriegs¬ 
treiber und somit wiedergewählter 
Vorsitzender der Europäischen Kom¬ 
mission ist er „eine Blume“, wie man 
im Portugiesischen sagt, „an der man 
nicht riecht“. Brüssel überfährt die wirt¬ 
schaftliche, kulturelle und historische 
Individualität der schwachen über¬ 
schuldeten Randstaaten, und Barroso 
macht bei Portugal keine Ausnahme. 
Ein kurzer Rückblick auf die neuere 
Geschichte einer kleinen, arbeitsamen 
und beharrlichen Nation scheint ange¬ 
raten, die an der Europäischen Union 
krankt wie so manch andere, und die 
ironischerweise dem fragwürdigen EU- 
Vertrag den Namen ihrer Hauptstadt 
überlassen musste: 

Sie beginnt 1910 - kaum 20 Prozent der 
Bevölkerung sind lesekundig - mit der 
Revolution gegen die Monarchie und 
der Ausrufung der von Anbeginn tur¬ 
bulenten Ersten Republik. Im Ersten 
Weltkrieg auf englischer Seite, liefert 
sie ihre Wirtschaft Britannien aus und 
reibt sich in raschen Regierungswech¬ 
seln, Machtkämpfen und Revolten auf. 
Portugal erlebt ein ideologisches Pan¬ 
optikum, vom schärfsten Antiklerika¬ 
lismus bis hin zur monarchistischen 
Reaktion, darunter auch erste Versu¬ 
che einer Sozialgesetzgebung und die 
Gründung der Kommunistischen Partei 
Portugals (PCP, 1919). Keine der repu¬ 
blikanischen Minderheitsregierungen 
schaffte es, republikanische Kontinui¬ 
tät zu strukturieren und zu verankern. 
1926, nach 45 Regierungswechseln, 
übernahm das Militär die Macht. 
Antonio de Oliveira Salazar, Finanzmi¬ 
nister und Vordenker der Militärdikta¬ 
tur, formte diese zum Estado Novo um, 
zum Neuen Staat. Ein Einparteien- und 
Ständestaat nach Mussolinis Muster, 
den er 36 lange Jahre (1932-1968) ab¬ 
solutistisch dirigierte. Antikommunis¬ 
mus und Repression nebst Ausbeutung 
der Kolonien garantierten die westli- 
cherseits wohlgelittene „Kontinuität“ 
Salazars und damit die Morde der Ge¬ 
heimpolizei, das Todeslager auf den 


Kapverden, die Mitbegründung der 
NATO und Zusammenarbeit mit der 
Organisation Gladio. 

Der britische Historiker Tony Judt 
fasst zusammen: „Der durchschnittli¬ 
che Lebensstandard in Salazars Por¬ 
tugal war eher für das kontemporäre 
Afrika als für das kontinentale Euro¬ 
pa charakteristisch: Das jährliche Pro- 


Kopf-Einkommen betrug 1960 nur 160 
Dollar (219 Dollar in der Türkei oder 
1453 Dollar in den USA). Dafür waren 
die Reichen wirklich reich, starben die 


Die internationale Situation ist geprägt 
durch eine tiefe Krise. Eine Krise, die 
weder rein zwangsläufig ist noch das 
Ergebnis eines Fehlers beim Manage¬ 
ment oder der Steuerung dieses Sys¬ 
tems. 

Nein! Diese Krise hat ein Identitäts¬ 
merkmal: Sie ist eine sich rasch vertie¬ 
fende strukturelle Krise des Kapitalis¬ 
mus. Das kommt zum Ausdruck unter 
anderem in den Bereichen der Wirt¬ 
schaft und des Sozialen, der Umwelt, 
der Nahrungsmittel und der Energie. 
Sie entwickelt eine vielfältige Offensi¬ 
ve des Imperialismus der einen zivilisa¬ 
torischen Rückschritt von historischer 
Dimension zeigt. 

Diese Krise hat Ursachen - im Wesen 
und den Widersprüchen des Kapitalis¬ 
mus - und sie hat während der letzten 
vier Jahre als ihr wesentliches Merkmal 
und Ausdruck die Explosion einer der 
heftigsten zyklischen Überprodukti¬ 
onskrisen in der Geschichte des Kapi¬ 
talismus. Eine Überproduktionskrise, 
die in der gegenwärtigen imperialisti¬ 
schen Entwicklungsphase des Kapita¬ 
lismus auch als Überakkumulations¬ 
krise zum Ausdruck kommt, bedingt 
durch die starke Finanzmarktorien¬ 
tierung der kapitalistischen Wirtschaft 
und dessen Internationalisierung. Eine 
Krise, die zuerst in den führenden im¬ 
perialistischen Mächten zum Ausdruck 
kommt, sich dann aber schnell über den 
ganzen Globus verteilt. 

Die grundlegenden Lehren des Marxis¬ 
mus-Leninismus über die Funktions¬ 
weise der kapitalistischen Wirtschaft - 


Säuglinge häufiger als in jedem ande¬ 
ren Land Europas, und waren 32 Pro¬ 
zent der Bevölkerung Analphabeten. 
Salazar (....) war nicht nur völlig un¬ 
gerührt von Portugals Rückständigkeit, 
sondern sah in ihr auch einen Schlüssel 
zur Stabilität.“ 

Nachfolger Marcelo Gaetano setzte Sa¬ 
lazars absurde Kolonialkriege fort, bis 


am 25. April 1974 junge, linksgerich¬ 
tete Soldaten und Offiziere dem ana¬ 
chronistischen Irrsinn ein Ende mach¬ 
ten. Mit Wandzeitungen statt Kugeln, 


insbesondere das Gesetz vom tenden¬ 
ziellen Fall der Profitrate - werden 
einmal mehr belegt. Die Krise zeigt, 
dass die Verschiebung zu Gunsten der 
Finanzwirtschaft und die Hegemonie 
des Finanzkapitals die Widersprüche 
des Kapitalismus nicht nur nicht lö¬ 
sen, sondern dazu neigen, sie noch zu 
verschärfen. Der Trend zur Stagnation 
vertieft sich. Der parasitäre und deka¬ 
dente Charakter des Kapitalismus wird 
heute noch deutlicher und bringt des¬ 
sen historische Grenzen ans Licht und 
damit auch die Notwendigkeit seiner 
revolutionären Überwindung und den 
Aufbau einer überlegenen sozioökono- 
mischen Formation - den Sozialismus. 
Die Zeiten des triumphalistischen 
Rauschs des Kapitalismus sind vorbei. 
Der Kapitalismus ist auf dem Prüf¬ 
stand. Seine Schwierigkeiten und Wi¬ 
dersprüche wachsen. Aber das bedeu¬ 
tet nicht sein Scheitern. Im Gegenteil. 
Das System reagiert auf die Krise mit 
extremer Gewalt und der Entfesse¬ 
lung eines brutalen Prozesses der Zer¬ 
störung von Produktivkräften und Ka¬ 
pital. Es ist dieser untrennbar zu die¬ 
sem System gehörende Prozess, der als 
heftige Offensive zu Tage tritt und die 
Rechte der Menschen zurückwirft in 
die Wirklichkeit des späten 19. Jahr¬ 
hunderts. Ein Prozess, der in sich das 
Potential für neue und noch heftigere 
Episoden der Krise trägt, einer Spira¬ 
le der wirtschaftlichen Zerstörung und 
sozialen Verwüstung, dem alleine durch 
den Kampf der Menschen entgegenge¬ 
wirkt werden kann. 


in den Gewehrläufen rote Nelken statt 
Patronen - die „Nelkenrevolution“. Ich 
erinnere mich an ein blendend lichtes, 
lächelndes Lissabon, die Straßen und 
Plätze mit Flugblättern übersät. Portu¬ 
gal war aus dem Mittelalter entlassen. 
Landreform, Verstaatlichung der Ban¬ 
ken und Versicherungen, der wichtigs¬ 
ten Betriebe und Medien, Unabhän¬ 
gigkeit der Kolonien. Die Verfassung 
von 1976 verbriefte den Willen zum 
Sozialismus. Die uckermärkische FDJ- 
Propagandistin Angela Kasner hatte 
damals sicher nur Gutes über Portugal 
zu propagieren. 

Die Bourgeoisie stellte sich neu auf: 
1985 gewinnt die Sozialdemokratie die 
Wahlen und betreibt die neoliberale 
Privatisierung. 1999 kommt der Euro, 
und 2002 ist der Bilderberger Jose Ma- 
j nuel Barroso Regierungschef - Mer¬ 
kels Darling, der während der Nelken¬ 
revolution noch flink Möbel der juris¬ 
tischen Fakultät geklaut hatte. 

Am 12. November empfing der sozi¬ 
aldemokratische Regierungschef Ped¬ 
ro Passos Coelho die deutsche Kolle¬ 
gin auf dem Fort Säo Juliäo da Barra, 
dem „Schild des Reiches“. Man genoss 
den weiten Blick über den Tejo hin 
aufs Meer und parlierte mit dem Rü¬ 
cken zur Plebs. Passos Coelho, heißt es, 
habe fürs Volk eh wenig übrig. Hat er 
Merkel das endlose Leid der Portugie¬ 
sen auch nur angedeutet? Oder war‘s 
ihm so schnuppe wie ihr? 

Dabei hatte Merkel auch ihn düpiert. 
Wie im Oktober in Athen (und 1976 bei 
Robert Havemanns Berliner Hausar¬ 
rest), gab sie höchstselbst den Aufse¬ 
her statt irgendeinen Staatssekretär 
die Arbeitslosenrate (15,6 %), das ver¬ 
minderte Grundschul- und Gesund¬ 
heitsbudget, die staatlich empfohlene 
Emigration und sonstige Verbrechen 
am portugiesischen Volk abhaken 
zu lassen. Die vom „alternativlosen“ 
Merkelschen Ego provozierte Vehe¬ 
menz der Demonstrationen (und Po¬ 
lizeiübergriffe) blieb nun an Passos 
hängen. Auch das verletzend tumbe 
Berliner Verbot des sympathischen 
portugiesischen Begrüßungsvideos 
„Ich bin ein Berliner“ ( M . Rebelo u. 
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Ängelo Alves, Mitglied der Politischen 
Kommission und der Internationalen 
Abteilung der PCP. 


Aber gleichzeitig ist das ein Prozess, 
der, wie die Realität zeigt, zur Vertie¬ 
fung der zwischenimperialistischen 
Gegensätze führt. Diese Tatsache zeigt 
sich am Beispiel der Widersprüche zwi¬ 
schen den Vereinigten Staaten und der 
Europäischen Union und sogar zwi¬ 
schen Frankreich und Deutschland, 
auch wenn sie die fortgeführten Ab¬ 
sprachen der Klasse gegen die Arbei¬ 
ter und Völker nicht negiert. 

Im Zusammenhang mit der ungleichen 
Entwicklung des Kapitalismus, des 
wirtschaftlichen Abstiegs der führen¬ 
den imperialistischen Mächte und der 
Entwicklung eines komplexen Prozes¬ 
ses der Neuzusammensetzung und Neu¬ 
ordnung der Kräfte in der internationa¬ 
len Arena - dessen Ergebnis noch nicht 
bestimmt werden kann und die soge¬ 
nannten Schwellenländer und die Län- 


Moita de Deus, http.V/www.youtube. 
com/w atch ? v=i QD Ohosj8_A). 

Merkel war vorgewarnt: Über 100 
Portugiesen von Rang hatten sie zur 
„persona non grata“ erklärt, allen vo¬ 
ran Jerönimo de Sousa, Generalsekre¬ 
tär der PCP: „... sie ist nicht willkom¬ 
men ... sie ist das Antlitz derer, die die 
Ausbeutung und Verarmung der Por¬ 
tugiesen ausweiten wollen ... die Ver¬ 
ewigung der Entbehrungen und Aus- 
terität und den Verlust der nationalen 
Souveränität.“ 

Was der Premierminister ihr aber auf 
dem Fort sicherlich so wenig mitteilte 
wie uns die gleichgeschalteten Kon¬ 
zernmedien: Als zwei Tage vor dem Be¬ 
such etwa 10 000 Militärs schweigend 
und in Zivil gegen die Austeritätsex- 
zesse demonstrierten, erklang aus den 
Lautsprechern ein symbolschweres 
„linkes“ Lied: Grändola Vila Morena. 
Es war in der Nacht vor der Nelkenre¬ 
volution über einen Sender gegangen: 
das vereinbarte Zeichen der Soldaten 
zum landesweiten Losschlagen. 

Was erwartet nun Portugal? Extre¬ 
me Arbeitslosigkeit und innerer Zer¬ 
fall wie beim spanischen Nachbarn? 
Rechtsdrall aus Verzweiflung wie in 
Griechenland? Eine zweite Nelkenre¬ 
volution? Wer wird den Menschen end¬ 
lich sagen, dass da kein Lichtlein ist am 
Ende des EU-Tunnels? 

Ein konstruktiver Vorschlag kam am 
11. November von der PCP: Eine ge¬ 
meinsame linke Regierung unter Ein¬ 
schluss aller, „die mit der Politik der 
Katastrophe brechen wollen“, jedoch 
ohne die Sozialdemokraten und die zu 
Sozialdemokratie verkommene Sozi¬ 
alistische Partei (PS) „in Anbetracht 
ihrer Regierungspraktiken.“ Ironi¬ 
scherweise also ohne jene PS, die 1973, 
ein Jahr vor der Nelkenrevolution, in 
Deutschland (Münstereifel) gegründet 
worden war und die (unter Beteiligung 
des späteren Regierungschefs Mario 
Soares) die erste nachrevolutionäre 
Regierung Portugals stellte. 

Dieser Beitrag erschien in gekürzter Form in 
Ossietzky, Zweiwochenschrift für Politik/Kul¬ 
tur/Wirtschaft. 


der, die, wie in Lateinamerika, sich der 
Hegemonie des Imperialismus wider¬ 
setzen, einbezieht -, ein solcher Prozess 
kann zu einer noch heftigeren Reaktion 
des Imperialismus führen, ob mit Mili¬ 
tarismus und Krieg, ob mit dem Ausbau 
des reaktionären Charakters politischer 
Herrschaft und des Wiederauflebens 
des Faschismus als strategischem Aus¬ 
weg zur Einbindung und Eindämmung 
des Kampfs der Bevölkerung. 

Auf unserem Kontinent ist die Euro¬ 
päische Union in eine tiefe Krise ge¬ 
stürzt, die gleichzeitig sowohl Ausdruck 
der Krise des Kapitalismus auf dem eu¬ 
ropäischen Kontinent ist, als auch eine 
Krise der Grundlagen des kapitalis¬ 
tischen Integrationsprozesses selber. 
Eine Krise auf die der kapitalistische 
Überbau in Europa reagiert mit der 
Verschärfung seines neoliberalen, fö¬ 
deralistischen und militaristischen Cha¬ 
rakters und so die objektiven Grenzen 
der Europäischen Union unterstreicht, 
die zeigen, dass die EU nicht reformier¬ 
bar ist, zunehmend in Frage gestellt 
wird und zum Scheitern verurteilt ist, 
und dass ein anderes Europa im Kampf, 
auf den Ruinen der Europäischen Uni¬ 
on, gebaut wird. 

Damit ist die Frage des Bruchs mit 
dem kapitalistischen Integrationspro¬ 
zess auf der Agenda. Aber wie Integra¬ 
tionsprozesse auf anderen Kontinenten 
zeigen besteht eine dialektische Bezie¬ 
hung zwischen den Kräfteverhältnissen 
auf der nationalen Ebene und dem We¬ 
sen und der Entwicklung des Prozesses 
der Zusammenarbeit und Integration. 



Die Krise des Kapitalismus und die europäische 

Beitrag von Ängelo Alves auf dem XIX. Parteitag der 
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Skepsis, Erwartungen und Sorgen 

Ein Ausschnitt aus Lateinamerika 2012 • Von Günter Pohl 


Von dem, was 2012 in Lateinamerika - dem Kontinent, 
der als erster nach der vorübergehenden historischen 
Niederlage des Sozialismus einen Aufbruch in Rich¬ 
tung Fortschritt wagte - politisch und gesellschaftlich 
wichtig war, ragen drei Ereignisse heraus; alle aus dem 
Monat Oktober. Zum einen die Präsidentschaftswahlen 

Kuba: 


in Venezuela am 7. Oktober, die zur Bestätigung des dor¬ 
tigen politischen Prozesses wurden, dann der Hurrikan 
„ Sandy “ der am 24. Oktober Kubas Ostprovinzen schä¬ 
digte, und nicht zuletzt die am 18. Oktober begonnenen 
Gespräche zwischen Regierung und kommunistischer 
Guerilla in Kolumbien. 


Hurrikan, Wahlen, Aktualisierung des Sozialismus 
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Massive Schäden hinterließ der Hurrikan Sandy im Osten Kubas 


Kolumbien: 

Vage Hoffnung auf Frieden 


Der Hurrikan Sandy zeigte beispiel¬ 
haft, wie hiesige Medien zweierlei 
Maß anlegen. Dabei ist die Grenze 
zum offenen Rassismus bereits über¬ 
schritten, wenn über die Ausmaße der 
Verwüstungen des Hurrikans „San¬ 
dy“ erst berichtet wird, wenn es sich 
bei den Betroffenen um die USA han¬ 
delt. Während in den Karibikstaaten 
die Aufräumarbeiten von irgendetwas, 
das eigentlich gar nicht stattgefunden 
hat, im Gange waren, überschlugen sich 
die Presseleute hier mit Ausblicken da¬ 
rauf, was „Sandy“ in den USA anrich- 
ten könnte - vor allem indirekt an der 
Börse. Großes Aufatmen, dass es nur zu 
Dutzenden Toten, aber kaum zu Kurs¬ 
verlusten kam. 

Anders auf Kuba: die Ausmaße des 
175 Stundenkilometer schnellen Or¬ 
kans lassen sich auch daran ausmalen, 
dass es dort zu elf Toten kam - eine für 
das sozialistische Kuba ungewöhnliche 
Zahl, trotz vorbildlicher Verhütungs¬ 
maßnahmen. Zehntausende Häuser 
wurden beschädigt, etwa 100 000 Hek¬ 
tar landwirtschaftlicher Nutzfläche in 
Mitleidenschaft gezogen. Es wird von 
Schäden in einer Größenordnung von 
umgerechnet mehr als einer Milliarde 
Euro ausgegangen. Dadurch sind die 
angestrebten Verbesserungen in der 
Effektivität der Betriebe, aber auch 
die Umgestaltungen in den landwirt¬ 
schaftlichen Kooperativen zunächst ge¬ 
bremst, aber nicht zurückgestellt. 

Das Jahr nach dem 6. Parteitag hatte 
auf Kuba mit einer Nationalkonferenz 
der PCC begonnen, die sich um die 
Umsetzung der Aktualisierungen am 
sozialistischen Gesellschaftsmodell 
kümmerte und notwendige Korrektu- 


Die Niederlage des kapitalistischen 
Integrationsprozesses in Europa ist 
nicht zu trennen von einer positiven 
Entwicklung der Kräfteverhältnisse 
in jedem Land und der Fähigkeit der 
Völker, ihre nationale Souveränität zu 
retten. 

Wie in dem Änderungsantrag zum 
Parteiprogramm beschrieben, „lehnt 
die PCP den Prozess der kapitalisti¬ 
schen europäischen Integration ab 
und kämpft für den Bruch mit diesem 
Prozess in Verteidigung des unveräu¬ 
ßerlichen souveränen Rechts Portu¬ 
gals und der Portugiesen, seinen eige¬ 
nen Entwicklungsweg zu bestimmen“. 
Aber dieser Bruch ist kein plötzlicher 
Akt, ein Moment, sondern ein Prozess 
der Sammlung der Kräfte, die abhän¬ 
gig ist vom Zusammenspiel innerer 
und äußerer Faktoren im Kampf gegen 
das Großkapital, für gesellschaftlichen 
Fortschritt und den Sozialismus. 
Deshalb ist es unsere Strategie für den 
Kampf weder auf reformistische Köder 
zu verfallen, wie die „Neugründung der 
Europäischen Union“ oder „mehr Eu¬ 
ropa als Ausweg aus der Krise“, noch 
die Unterstützung einfacher und an¬ 
scheinend richtiger Lösungen, die los¬ 
gelöst von der Realität und den Kräfte¬ 
verhältnissen, den Kampf in eine Sack¬ 
gasse führen können. 

Die PCP war stets gegen die Integrati¬ 
on Portugals in die Europäische Union. 
Und es wird die Verwirklichung der al¬ 
ternativen, patriotischen und linken Po¬ 
litik sein, die die notwendigen Entschei¬ 
dungen trifft, um die unverzichtbare 


ren einleitete. Raul Castro zeigte sich 
Mitte Dezember bei einer Rede im Par¬ 
lament zufrieden mit dem Erreichten, 
wenn es auch gelte, „Barrieren im Kopf 
zu überwinden“, womit klar wird, dass 
es kein reibungsloser Prozess ist, bei 
dem ein besserer Sozialismus u.a. durch 
weniger Staat erreicht werden soll. Der 
mit der wirtschaftlichen Umgestaltung 
betraute ehemalige Wirtschafts- und 
Planungsminister Mariano Murillo 
fügte in diesem Sinne hinzu, dass die 
Bedingungen für die derzeit 400 000 
Selbstständigen weiterhin verbessert 
würden. 

Eine zweite Auswirkung hatte „Sandy“ 
auf die Wahlen auf Kuba. Am 21. Ok¬ 
tober waren 13 124 der insgesamt 14 
537 Abgeordneten zu den kommuna¬ 
len Parlamenten, den „Asambleas Mu- 
nicipales del Poder Populär“, gewählt 
worden. In den anderen 1 413 Fällen 
war es zu keiner Mehrheit gekommen, 


Durchsetzung der nationalen Interes¬ 
sen zu gewährleisten - namentlich den 
Austritt aus der Europäischen Union. 
Stets gemäß den realen Gegebenheiten 
und gemäß den Interessen der Bevölke¬ 
rung und des Landes und im Bewusst¬ 
sein, was bereits heute eine unleugbare 
Wahrheit ist: Eine fortgeschrittene De¬ 
mokratie, wie sie die PCP für Portugal 
fordert, kann nicht entwickeln werden 
im Rahmen der Zwänge und Zumutun¬ 
gen der Europäischen Union. 

Die objektiven Bedingungen für ent¬ 
scheidende Sprünge in der Geschich¬ 
te sammeln sich mit jeder Stufe der 
sich vertiefenden Krise des Kapitalis¬ 
mus, aber zur gleichen Zeit erfordert 
die relative Rückständigkeit des sub¬ 
jektiven Faktors im Kampf die genaue 
Betrachtung der dialektischen Bezie¬ 
hung zwischen den Abwehrkämpfen 
und Kämpfen um sehr konkrete Ziele 
auf der einen Seite und dem Kampf für 
den Sozialismus auf der anderen Seite. 
Die Anforderung der Zeit, in der wir le¬ 
ben, sind immens. Die bevorstehenden 
Konfrontationen sind brutal. Wir sind 
die Träger einer realistischen Alterna¬ 
tive, aber wir wissen gleichzeitig, dass 
sie nicht per Magie zur Wirklichkeit 
wird. Wir haben eine Situation, die viel 
Organisation erfordert, viel Verantwor¬ 
tungsbewusstsein, viel Mut, viel Partei, 
viel Einheit unseres Volkes und viel So¬ 
lidarität und Zusammenarbeit mit an¬ 
deren Völkern im Kampf. 

Dies ist die große Herausforderung, 
die vor uns liegt: zu widerstehen, fort¬ 
zuschreiten, den Kampf um die Ideen 


wofür ursprünglich der zweite Wahl¬ 
gang am 28. Oktober vorgesehen war. 
Aber die Auswirkungen des Hurri¬ 
kans verschoben die Stichwahlen auf 
den 4. November, in den besonders 
schlimm betroffenen Provinzen Hol¬ 
gum und Santiago de Cuba sogar auf 
den 11. bzw 18. November. Aus den 
kommunalen Abgeordneten setzt sich 
später ein Teil der Nationalversamm¬ 
lung zusammen. Die Wahlbeteiligung 
war mit 94,2 Prozent gewohnt hoch; 
allerdings liegt durch den Anteil von 
Stimmenthaltungen (5,0 %) und ungül¬ 
tigen Stimmen (4,4 %) unter den Betei¬ 
ligten die tatsächliche Zahl derer, die 
sich real für eine/n Kandidaten/in ent¬ 
schieden haben, nur bei 85,3 Prozent. 
Diese Zahl stellt allerdings immer noch 
selbst viele Staaten mit Wahlpflicht in 
den Schatten. 


führen und festzuhalten am Sozialis¬ 
mus als Richtung und als notwendi¬ 
ges Ziel, das erreichbar ist und immer 
dringender wird. Und, Genossen, wenn 
wir die Realität betrachten und sehen, 
dass in den vier Himmelsrichtungen 
Menschen die historische Reise des 
Kampfes antreten, und sehen, dass die 
Menschen zunehmend ein Bewusstsein 
entwickeln vom ausbeuterischen, un¬ 
terdrückenden, aggressiven und räube¬ 
rischen Wesen des Kapitalismus, wenn 
wir sehen, wie der Klassenkampf sich 
intensiviert und tatsächlich der Bewe¬ 
gungsfaktor der Geschichte ist, dann, 
Genossen, ist das Wort, mit dem wir un¬ 
sere Gefühle beschreiben: Vertrauen, 
viel Vertrauen! 

Mit unseren Füßen fest in der Wirk¬ 
lichkeit verwurzelt, verbunden mit 
dem Volk, verankert in unserer Welt¬ 
anschauung - dem Marxismus-Leni¬ 
nismus - schauen wir mit erhobenem 
Haupt, mit Mut und Freude auf den 
Kampf für die Zukunft. Mut, Zuver¬ 
sicht und Freude, die aus unserer schö¬ 
nen und couragierten Partei entsprin¬ 
gen, die resultieren aus der Gerechtig¬ 
keit unseres kommunistischen Ideals 
und unseres gesellschaftlichen Pro¬ 
jekts, die geboren sind im Kampf und 
mit ihm stärker werden. Es ist dieser 
Kampf, der wir sind und wir sein wer¬ 
den. Für den April 1 , für den Sozialis¬ 
mus und Kommunismus. Wir werden 
siegen! 

1 „April“ steht für den Prozess der Nelkenrevo¬ 
lution, die am 25. April 1974 begann. 


Die Verhandlungen zwischen den Re¬ 
volutionären Streitkräften Kolumbiens 
und der rechtsgerichteten Regierung 
wurden Ende August in einem Kom¬ 
munique der Regierung verkündet und 
bald darauf vom FARC-Sekretariat 
bestätigt. Bereits seit dem 23. Februar 
hatten sich beide Seiten in Havanna zu 
geheimen Vorgesprächen getroffen. In 
Hurdal nahe der norwegischen Haupt¬ 
stadt Oslo begannen die offiziellen Ge¬ 
spräche dann am 18. Oktober, wobei 
es um technische und organisatorische 
Fragen ging. Vom Garantieland Norwe¬ 
gen vertagten sich beide Seiten dann 
zum anderen Garantieland, nach Kuba. 
In Havanna starteten am 19. Novem¬ 
ber die konkreten Verhandlungen, die 
jetzt erste Früchte getragen haben: das 
erste Thema „Landfrage“ wird offiziell 
in Kolumbien begleitet. Beide Seiten 
riefen in einer Vereinbarung zum „Na¬ 
tionalen Agrarforum“ auf, das zwischen 
dem 17. und 19. Dezember in der Na¬ 
tionaluniversität in Bogota stattfinden 
sollte. Dabei waren alle Sektoren und 
Organisationen, die mit der Landfrage 
zu tun haben, aufgerufen mitzuwirken. 
Die Organisierung des Treffens lag bei 
der Nationaluniversität und dem UN- 
Entwicklungsprogramm (engl.: UNDP) 
für Kolumbien. Zwanzig Diskussions¬ 
einheiten sollten die Anregungen aus 
dem Land aufgreifen und danach die 
Ergebnisse den beiden Seiten nach Ha¬ 
vanna mitgeben. Damit wird die Betei¬ 
ligung der Gesellschaft an den Gesprä¬ 
chen, wie sie von den FARC und von 
gesellschaftlichen Organisationen ge¬ 
fordert worden war, Wirklichkeit. Die 
Regierungsstrategie der Abkopplung 
der FARC bzw. der Gespräche von 

Venezuela: 


Am 7. Oktober wurde in Venezuela 
Präsident Hugo Chävez zum dritten 
Mal nach 2000 und 2006 wiederge¬ 
wählt. Nach einer Kampagne, in der 
dem Kandidaten der Rechten, Hen- 
rique Capriles, jegliche Unterstützung 
der Medien im Ausland zuteil wurde 
und wo nach deren übereinstimmender 
Meinung Chävez nur mit Wahlbetrug 
die Regierung halten könne, verkro¬ 
chen sich nach Bekanntgabe des End¬ 
ergebnisses die nationalen und interna¬ 
tionalen Einpeitscher in ihren Löchern. 
Der Sieg fiel zwar etwas geringer aus 
als 2006, aber mit gut 55 Prozent im¬ 
mer noch groß genug um den Heraus¬ 
forderer um über zehn Prozentpunkte 
zu distanzieren. Zu Chävez 4 Sieg trug 
dessen „Vereinte Sozialistische Partei 
Venezuelas“ (PSUV) mit 42,9 Prozent 
den größten Brocken bei; kontinuier¬ 
lich nach oben gehen die Ergebnisse 
der Kommunistischen Partei Venezu¬ 
elas, die 3,3 Prozent holte und damit 
fünftstärkste Partei im venezolanischen 
Parteienspektrum ist. 

Über das Jahr war der Gesundheits¬ 
zustand von Hugo Chävez immer wie¬ 
der ein Thema. Letztlich war er nach 
seiner Krebsoperation auf Kuba zum 
Wahlkampf wieder hergestellt. Am 
10. Dezember aber musste sich Präsi¬ 
dent Chävez 
neuerlich ope¬ 
rieren lassen. 

Die Operation 
sei schwierig 
gewesen, aber 
erfolgreich 
verlaufen, hieß 
es aus Regie¬ 
rungskrei¬ 
sen. Sollte er 
den offiziellen 
Amtsantritt 
im Januar aus 
gesundheitli¬ 
chen Gründen 
nicht angehen 


den Belangen des Volkes ist vorerst 
gescheitert. 

In einem Brief an die Friedenskom¬ 
mission des Kongresses der Republik 
hat die FARC-Delegation unter der 
Überschrift „Die Souveränität des 
Volkes ist die einzige legitime Auto¬ 
rität der Nationen (Simon Bolfvar)“ 
am 28. November auf die Notwendig¬ 
keit der Volksmitwirkung hingewiesen. 
Unter Schirmherrschaft der Friedens¬ 
kommission finden derzeit „regiona¬ 
le Friedensrunden“ in verschiedenen 
Teilen des Landes statt, zu denen alle 
Kolumbianerinnen und Kolumbianer 
beitragen können. Die FARC haben 
die Friedenskommission des Kongres¬ 
ses aufgefordert, die Ergebnisse dieser 
Debatten des kolumbianischen Volkes 
den Verhandelnden in Havanna zu¬ 
kommen zu lassen. 

Sollte als Nebenprodukt der Gesprä¬ 
che, die von vielen Unwägbarkeiten 
begleitet sind, zunächst ein halbwegs 
stabiler und mittelfristig dauerhafter 
Waffenstillstand herauskommen, dann 
wäre schon viel gewonnen. Aber die 
Regierung kommt dem einseitig bis 
Mitte Januar ausgerufenen Angriffs¬ 
verzicht der FARC bislang nicht ent¬ 
gegen. Die Militärs agieren weiter nach 
dem Prinzip „Der Sieg ist der Frieden“. 



FARC-Pressegespräch in Havanna mit 
Chefunterhändler Ivan Märquez 


können, käme es zu Neuwahlen. Dazu 
hat Hugo Chävez seinen Stellvertre¬ 
ter, Außenminister Nicoläs Maduro, 
als Kandidaten ins Spiel gebracht. Der 
50-Jährige ist von Beginn an Teil der 
Bewegung um Chävez und ist seit 2006 
Außenminister. 

Ohne Hugo Chävez müsste der vene¬ 
zolanische „bolivarianische Prozess“ 
zwar einen Verlust verkraften, könn¬ 
te dann aber auch nachweisen, dass es 
sich nicht um eine personenbezogene, 
sondern im Volk verankerte Umgestal¬ 
tung des Landes handelt. Einen ersten 
Hinweis darauf können die Regional¬ 
wahlen am vergangenen Sonntag ge¬ 
geben haben. 

Von einem „Aufbau des Sozialismus“ 
kann nach wie vor nicht die Rede sein, 
sondern von einer klar antiimperia¬ 
listischen und antineoliberalen Poli¬ 
tik mit einer Ausrichtung auf echte 
demokratische Partizipation. Da die 
umfassenden Sozialprogramme durch 
Ressourcenverkäufe im Erdölsektor 
bezahlt werden, gehen die Geschäfte 
des Privatsektors immer noch bestens. 
Die entscheidende Auseinanderset¬ 
zung mit der nationalen Besitzclique 
bei Banken, Medien, Versicherungen 
und Industriebetrieben steht auch nach 
14 Jahren Bolivarianismus aus. 



KP-Jugend im Wahlkampf für Hugo Chävez 


kapitalistische Integration 

Kommunistischen Partei Portugals, 30. November 2012 


Hugo Chävez: Siege und Sorgen 
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Mit Volksaufstand wird gerechnet 

Auf dem Weg zur umfassenden Kontrolle • Von Volker Bräutigam 


„Zensur! Dieser Machtmensch!“ ze¬ 
terten sie und meinten Russlands Prä¬ 
sidenten Wladimir Putin, seit seiner 
Wiederwahl Lieblingszielscheibe unse¬ 
rer hiesigen Herrschaft. Der „Kreml- 
Chef“ habe, empörend, ein Gesetz zur 
behördlichen Sperrung von Internet- 
Seiten beschließen lassen. Der Chor 
der Schreihälse: Politiker, unsere Mani¬ 
pulationsmedien und „Reporter ohne 
Grenzen“, diese einäugigen, zeitweise 
vom US-Außenministerium mitfinan¬ 
zierten Tugendwächter. Zur gleichen 
Zeit erregten in Moskau, welch begna¬ 
deter Zufall, einige „Oppositionsfüh¬ 
rer“ ausländisches Medieninteresse. Sie 
ließen sich bei Ordnungswidrigkeiten 
mal eben festnehmen, was westliche 
„Beobachter“ sogleich als Beweis 
für staatliche Übergriffe und 
breit angelegte Verletzung 
der Menschenrechte 
in Russland ausga- 
ben. 

„Fnord“ 
nennt 
man 
derglei¬ 
chen. 

Das 
Kunst¬ 
wort steht 
für geziel¬ 
tes Einspielen 
von Information 
und Desinformati¬ 
on seitens der Mas¬ 
senmedien und des Staa¬ 
tes, zwecks Manipulation 
und Konditionierung in großem 
Stil. Ziel: Machterhalt mittels stimulier¬ 
ter Ängste des hiesigen Wahlvolks vor 
Störungen seines eigenen Alltags. 

Richtig und Falsch 

Richtig an den deutschen Meldungen 
war, dass das russische Parlament ein 
Gesetz zur Kontrolle des Internet ver¬ 
abschiedet hatte, einschließlich Sper¬ 
rung von Internetseiten, die z.B. zu 
Ordnungswidrigkeiten aufrufen. Auch 
kinderpornografische Seiten oder Por¬ 
tale mit anderen strafbaren Inhalten. 
Unzutreffend: Das Gesetz knebele die 
politische Opposition. Es konnte oh¬ 
nehin am Tag seiner Verabschiedung 
nicht schon Grundlage für die Fest¬ 
nahmen in Moskau gewesen sein; die 
waren aufgrund bestehenden Rechts 
erfolgt, das nicht erlaubte Demonstra¬ 
tionen mit Strafe bedroht. 

Die antirussische Medienkampagne 
animierte einen Schwarzweiß-Abgleich 
mit unseren hiesigen Gegebenheiten, 
sie diente deren Relativierung. Poli¬ 
zeiaufmärsche, Demonstrationsverbo¬ 
te und Festnahmen von Demonstran¬ 
ten sind in Deutschland derart üblich, 
dass sie Zweifel an unseren demokra¬ 
tischen Normen und Menschenrechts¬ 
standards begründen. Man denke nur 
an rechtswidrige Aktionen wie stun¬ 
denlanges „Einkesseln“ von Demons¬ 
tranten, Masseninhaftierung in Draht¬ 
käfigen ohne Sanitäreinrichtungen, an 
Todesfälle unter Gefangenen in Poli¬ 
zeigewahrsam usw. Nicht Information 
über Russland, sondern Ablenkung 
von Deutschlands Zuständen sowie 
seinen Plänen für repressive staatliche 
Überwachung war das Ziel des Fnords. 

Überwachungsstaat 

Umfassende Kontrolle der Internet- 
Nutzer wollten schon frühere Bundes¬ 
innenminister, am hemmungslosesten 
aber geht der jetzige oberste Polizei¬ 
führer dabei vor, CSU-Mann Fried¬ 
rich. Grundgesetz hin, Verfassungs¬ 
gerichtsurteile her, er kämpft für ver¬ 
dachtsunabhängige Datensammelei, 
für die Vorratsdatenspeicherung. Auch 
den sogenannten Bundestrojaner will 
er alsbald einsatzfähig haben. Der soll 
dazu dienen, die Telekommunikations¬ 
anlagen verdächtigter Personen mit 
Ausspäh-Software zu infizieren. Als 
die Bundestagsfraktion der Linkspar¬ 
tei kürzlich hatte wissen wollen, was es 
mit der deutschen Mitarbeit an Über¬ 
wachungsstandards im „Europäischen 
Institut für Telekommunikationsnor¬ 


men“ (ETSI) auf sich habe, fiel die 
Antwort derart umfangreich aus, dass 
unsere bundesdeutsche Kommunika¬ 
tionsmafia in Presse, Funk und Fernse¬ 
hen sie gleich komplett im Abfallcon¬ 
tainer verschwinden ließ. Das gemeine 
Volk erfuhr deshalb nicht, was vorgeht. 
Das ETSI (engl.: European Telecom- 
munications Standards Institute), 
1988 eingerichtet, sollte ur¬ 
sprünglich nur helfen, die 
Telekommunikations¬ 
technik zu verein¬ 
heitlichen. In¬ 
zwischen 
stan- 


chungstechnik auf deren 
Tauglichkeit für die 
(Geheim-)Poli- 
zei zu über¬ 
prüfen. 



dardi- 

siert es auch 
deren Über¬ 
wachungsmit¬ 
tel. Eine seiner 
Abteilungen, das 
Technical Commit¬ 
tee Lawful Intercepti- 
on, TC LI, entwickelt zwar an¬ 
geblich nur das Instrumentarium für 
gesetzlich zulässige Eingriffe. Ob das 
stimmt, ist fraglich, denn auch etliche 
europäische Geheimdienste haben 
ihre Finger im TC LI. Aus Deutsch¬ 
land sind außer Zollkriminalamt, ZKA, 
und Bundeskriminalamt, BKA, der 
Bundesnachrichtendienst, BND, sowie 
wahrscheinlich der Verfassungsschutz 
mit von der Partie. Nicht zu vergessen: 
unsere „Freunde“, die höchst vertrau¬ 
enswürdigen US-amerikanischen Ge¬ 
heimdienstler, bekanntlich wahre mo¬ 
ralische Lichtgestalten, repräsentativ 
für demokratische Rechtsstaatlichkeit. 

Dickicht der „Dienste“ 

Das BKA bringt einen absolut ge¬ 
setzeskonformen „Bundestrojaner“ 
natürlich nicht selbst zustande, eine 
Spionage-Software, die per Mail in 
private Telekommunikationsanlagen 
geschmuggelt werden soll. Wie das 
Portal blog.fefe.de berichtete, ist das 
„Kompetenzzentrum Informations¬ 
technische Überwachung“, CC ITÜ, 
beauftragt, die passende Software aus¬ 
tüfteln. Der BND, ebenfalls nicht fach¬ 
kompetent, überlasse die Abschlusspo¬ 
litur am Trojaner seiner Ausgliederung 
namens „Bundesamt für Informations¬ 
sicherheit“, BSI. Jedoch, auch das BSI 
zertifiziere das polizeistaatliche Hand¬ 
werkszeug nicht selbst, sondern bemü¬ 
he dafür ein privates Prüflabor. Das 
Geflecht von Behörden, politischen 
Kommissionen und Wirtschaftsunter¬ 
nehmen, das hierzulande an der Über¬ 
wachung von Telefonen und Compu¬ 
tern arbeitet, ist ausgedehnter, un¬ 
durchsichtiger und unüberschaubarer 
kaum zu gestalten. 

Aber: Wir sind Demokratie! 

Zu erwähnen wäre noch die „Kommis¬ 
sion Grundlagen der Überwachungs¬ 
technik“, KomGÜT. Sie ist dem Un¬ 
terausschuss „Polizeiliche Informa¬ 
tions- und Kommunikationsstrategie 
und Technik“ UA IuK, der Ständigen 
Konferenz der Innenminister und -Se¬ 
natoren der Länder, IMK, nachgeord¬ 
net und hat Neuheiten der Überwa- 


Wohl- 
gemerkt: 

kein parlamenta¬ 
risches Gremium, son¬ 
dern eine Einrichtung der 
Exekutive! 

Ende Oktober einigte sich das Bun¬ 
deskabinett auf einen Gesetzentwurf 
zum Auskunftszwang über die Daten¬ 
bestände der Internet-Anbieter. Die¬ 
ses Regierungsvorhaben soll laut der 
Zeitschrift Telepolis (heise-online) aus¬ 
drücklich auch dynamische IP-Adres¬ 
sen erfassen, alle, die das Internet per 
Mobiltelefon beliefern resp. nutzen. 
Die Netzkennungen würden automa¬ 
tisch den Inhabern von Internetan¬ 
schlüssen zugeordnet und - eklatanter 
Eingriff ins Fernmeldegeheimnis - die 
entsprechenden Informationen seien 
an die Sicherheitsbehörden herauszu¬ 
geben. Ausdrücklich auch besonders 
empfindliche Daten wie PIN-Codes 
und Passwörter, mit denen Endge¬ 
räte oder damit verknüpfte Speiche¬ 
reinrichtungen bisher vor fremden 
Zugriffen geschützt werden. Telecom- 
Anbieter hätten die erwünschten Da¬ 
ten „unverzüglich und vollständig“ zu 
übermitteln, jedoch unter Stillschwei¬ 
gen gegenüber ihren Kunden sowie 
Dritten. 

Aber: Wir sind Demokratie! 

Minister Rotzfrech 

Dass es dem Innenministerium nicht 
nur um Überwachung der Nutzer, 
sondern entgegen allen Beteuerungen 
auch um Kontrolle der Internet-Inhalte 
geht, beweist Berlins Mitarbeit an dem 
holländischen Projekt CleanIT. Offizi¬ 
ell dient es nur der Terrorismus- bzw. 
Extremismusbekämpfung. Das Inter¬ 
net-Portal Deutsche Wirtschaftsnach¬ 
richten berichtete dagegen Anfang 
November, CleanIT solle alle Anbieter 
verpflichten, verdächtige Inhalte den 
Strafverfolgungsbehörden zu melden. 
Das hätte den Charakter von unzuläs¬ 
siger Rasterfahndung. Mit Unschulds¬ 
mine erklärte Innenminister Friedrichs 


dazu, die 
deutschen Teil¬ 
nehmer an der Clean- 
IT-Planung seien nicht 
befugt, für die Regie¬ 
rung verbindliche Ver¬ 
einbarungen zu treffen. 

Und weiter, nunmehr rotzfrech: „Fil¬ 
tertechnologien stehen an sich nicht 
im Widerspruch zu völkerrechtlichen 
Vereinbarungen und Verträgen, son¬ 
dern allenfalls eine bestimmte Art und 
Weise des Einsatzes solcher.“ (Deut¬ 
sche Wirtschaftsnachrichten). Auch sei 
ein Klarnamenzwang für Internetnut¬ 
zer und Website-Betreiber „nicht völ¬ 
kerrechtswidrig“. 

Alles klar? 

Die Bundesregierung möchte das In¬ 
ternet permanent auf unliebsame, „ver¬ 
dächtige“ Inhalte durchsuchen lassen 
und deren Abnehmer ermitteln. Wer 
oder was verdächtig ist, bestimmen 
Leute wie Friedrich und ihre Polizei. 
Die oberfaulen Eier, die unsere Berli¬ 
ner Postdemokraten da bebrüten, sind 
zwar noch nicht Gesetz. Aber sie be¬ 
zeugen den Willen zum totalen Über¬ 
wachungsstaat mit übelster Schnüffel¬ 
technologie. 

Aufs Niederknüppeln 
vorbereitet 

Rückschluss: Unser Regime bereitet 
sich darauf vor, sozialen Unruhen re¬ 
pressiv vorzubeugen. Diese Mutma¬ 
ßung ist nicht abwegig. Unser weit¬ 
sichtiger Nachbar, die Schweiz, ließ im 
September seine Armee die Abwehr 
aufständischer Volksmassen an der 
Landesgrenze üben. Dem Manöver 
„Stabilo due“ lag das Szenario zugrun¬ 


de, ein Euro-Absturz bewirke in Eu¬ 
ropa Revolten und Flüchtlingsströme. 
Bevor wir uns, von unserer Kommuni¬ 
kationsmafia verblödet, über russische 
Verhältnisse aufregen, sollten wir uns 
lieber ans Ausmisten des deutschen 
Saustalls machen. 

Ach, übrigens: Russland ist das roh¬ 
stoffreichste Land dieser Erde. Es hat 
mit Wladimir Putin, der in Deutschland 
studierte, gut Deutsch spricht und un¬ 
ser Land schätzt, einen Germanophi- 
len zum Präsidenten. Er wäre der ide¬ 
ale Partner für eine souveräne deut¬ 
sche Außenpolitik, für Kooperation 
statt Konfrontation, für langfristige, 
nachhaltige Perspektiven. Stattdessen 
entwickelt unser Berliner Regime sein 
verbohrtes, ausschließlich auf Über¬ 
vorteilung und Kampf ausgerichtetes 
Weltbild und lässt es in den deutschen 
Dummschädeln verankern. Dem Rus¬ 
sen Putin wird die Rolle eines Antide¬ 
mokraten zugewiesen, er wird als poli¬ 
tischer Kotzbrocken abgemalt. Solche 
Zerrbilder dienen dazu, vom zuneh¬ 
mend faschistischen Trend der deut¬ 
schen Politik abzulenken. Und zu ver¬ 
schleiern, dass unser Regime noch im¬ 
mer nur auf seiner Schleimspur nach 
Washington zieht. 

Dort, so verkünden unsere Politmo- 
ralapostel, stehe der Heilige Gral, ge¬ 
füllt mit Demokratie und Menschen¬ 
rechten. 



